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Volkstag und Senat! haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Steuergrundgeſetz. 
1. Teil. Berwaltung und Gerichte. 
Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen. 
f 81. 
Die Leitung der Staatsſteuerverwaltung ſteht dem Staat zu. Unter ihm ſtehen ein Landes⸗ 
ſteuer⸗ und ein Landeszollamt als Oberbehörden und unter dieſen Steuer- und Zollämter, Auſſichts⸗ 
und Hilfsſtellen. 
§ 2. 
Als Staatsſteuern gelten alle einmaligen oder laufenden Geldleiſtungen, die nicht eine Gegen— 
leiſtung für eine beſondere Leiſtung darſtellen und vom Staat zur Erzielung von Einkünften allen 
auferlegt werden, bei denen der Tatbeſtand zutrifft, an den das Geſetz die Leiſtungspflicht knüpft. Zölle 
gelten als Steuern, und in den Fällen, in denen zwiſchen den Steuerarten unterſchieden wird, als 
Verbrauchsabgaben im Sinne dieſes Geſetzes, ſoweit nicht nach den beſonderen Rechtsvorſchriften über 
das Zollweſen eine abweichende Behandlung vorgeſchrieben iſt. Auch im übrigen gilt das Steuergrund⸗ 
geſetz nur, ſoweit nicht in den einzelnen künftigen Steuergeſetzen Abweichungen vorgeſchrieben ſind. Die 
für das Laudesſteueramt und die Steuerämter nach dieſem Geſetze geltenden Vorſchriften finden auf das 
Landeszollamt und die Zollämter Anwendung, ſoweit dies nicht den beſonderen Rechtsvorſchriften über 
das Zollweſen widerſpricht. 5 
8 3. 
Die Beamten der Steuer- und Zollbehörden müſſen für ihren Beruf beſonders vorgebildet ſein. 
Die näheren Beſtimmungen für die Ausbildung der Anwärter bei dieſen Behörden erläßt der Senat. 
Zu den Amtspflichten für ſämtliche Beamte der Steuer- und Zollbehörden gehört, daß fie 
Verhältniſſe eines Steuerpflichtgen, die fie dienſtlich erfahren haben, ſtrengſtens geheim halten und 
Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe, die fie dienſtlich erfahren haben, nicht unbefugt verwerten. 

Die Vorſchriften über dies Geheimhaltungspflicht gelten auch für die Beamten des für Ver⸗ 
waltungsſachen zuſtändigen höchſten Gerichts (oberſten Steuergerichts), des Steuergerichts (SS 18-23) 
und für Perſonen, die von Steuer- und Zollbehörden oder Steuergerichten zugezogen werden. 

Die im Abſatz 2. genannten Perſonen gelten als Beamte im Sinne der Steuergeſetze und des 
Strafgeſetzbuches. 1 Die im Abſatz 1 und 2 vorgeſchriebenen Geheimhaltungspflichten werden durch Aus⸗ 


ſcheiden aus dem Dienſte oder Beendigung der Tätigkeit nicht berührt. 
— EEE BEER EEE SE 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 1. 1923). 


8 5. — 

a Ei von den Steuergeſetzen find inſoweit zuläffig, wie Vereinbarungen mit anderen 
Staaten über die Gewährung von Rechtshilfe an ausländiſche Steuerbehörden oder über Ausgleichung 
der in⸗ und ausländiſchen Beſteuerung geſchloſſen oder ſoweit Vorſchriften zur Anwendung eines ſteuerlichen 
Vergeltungsrechts ergangen ſind. Abweichungen dieſer Art ſetzt allgemein oder für Einzelfälle der Senat ſeſt. 

Zweiter Abſchnitt. Stener⸗ und Zollbehörden. 


8 6. 


Das Landesſteueramt hat die Leitung der Steuerverwaltung, das Landeszollamt die Leitung für 


die Zollverwaltung und diejenigen Steuern, welche ſeiner Zuſtändigkeit überwieſen ſind. Die beiden 
Amter überwachen die Gleichmäßigkeit der Geſetzesanwendung und beaufſichtigen die Geſchäftsführung 
der ihnen unterſtellten Dienſtſtellen. Er 

§ 7. 


Der Senat beſtimmt den Sitz und den Bezirk der Steuer- und Zollämter, ſowie den Umfang 
ihrer Geſchäfte. Er kann die Steuer- und Zollämter ſowie deren Hilfsſtellen auf die Verwaltung 
beſtimmter Steuern oder die Wahrnehmung beſtimmter Aufgaben beſchränken. 

88. 

Die Gemeinde-, Ortspolizei⸗ und ſonſtigen Ortsbehörden haben den Steuer- und Zollämtern 
unentgeltlich Hilfe zu leiſten. 

Der Senat kann Behörden, Beamte (Notare, Gerichtsſchreiber u. dergl.) und auf geſetzlicher 
Grundlage organiſierte berufsſtändige Vertretungen mit behördlichem Charakter, ſowie gegen eine von 
ihm feſtzuſetzende angemeſſene Entſchädigung Gemeinden und Gemeindeverbände mit Geſchäften der 
Steuer⸗ und Zollämter betrauen, ihnen die Verwaltung beſtimmter Steuern oder die Erhebung und 
Einziehung von Steuern übertragen. 

In gleicher Weiſe können auch Privatperſonen mit ihrer Einwilligung als Organe der Zoll 
verwalung beſtellt werden. Die Grundſätze für die Bemeſſung dieſer Entſchädigung bedürfen 3 Zu⸗ 
ſtimmung des Senats. 25 


Soweit Gemeindebehörden oder andere Behörden oder Beamte Geſchäfte der Steuer- und Zoll— 

ämter wahrnehmen, haben ſie den Weiſungen der Steuer- und Zollbehörden zu folgen. 
$ 10. 

Die Steuer- und Zollämter und ihre Hilfsſtellen ſtehen unter Leitung der Vorſteher, denen die 
erforderlichen Beamten beigegeben werden. Mit Vertretung der Vorſteher im allgemeinen oder mit 
Wahrnehmung der Dienſtgeſchäfte der Vorſteher können andere Beamte betraut werden. 

Die Vorſteher haben darauf zu halten, daß die Steuern in ihren Bezirken nach dem Geſetze 
verwaltet und alle Steuerpflichtigen gleichmäßig behandelt werden. Sie haben alles, was für die Feſt⸗ 
ſetzung der Steuern in ihrem Bezirke wichtig iſt, ſorgfältig zu erkunden und die Nachrichten darüber 
zu ſammeln und fortlaufend zu ergänzen. 9 11 


Auf Antrag der zuſtändigen Stellen kann der Senat den Steuerbehörden die Verwaltung von 
Gemeindeabgaben oder anderer öffentlich-rechtlicher Abgaben, insbeſondere der Kirchenſteuern, übertragen. 
In dieſem Falle haben die Steuerbehörden die Verwaltung der genannten Abgaben nach den Vorſchriften 
der zuſtändigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften zu führen. 

Dritter Abſchnitt. Steuerausſchüſſe. 
9 12. ; 

Für die Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, ausſchließlich der Erbſchaftsſteuer, find 

bei den Steuerämtern Ausſchüſſe zu bilden. Dieſe wirken mit bei der Veranlagung, bei Nach- und Neu- 


| 
| 
| 


59 
veranlagungen, bei Berichtigung vorläufiger Veranlagung und bei der Entſcheidung über Erſtattungs⸗ 
anſprüche; das gleiche gilt über die Entſcheidung des Einſpruchs, bei dem Ausſchüſſe mitgewirkt haben. 

Zur Unterſtützung der Steuerausſchüſſe werden innerhalb des Bezirkes eines Steueramtes Unter- 
ausſchüſſe gebildet. Dieſe haben nach Maßgabe beſonderer Beſtimmung des Senats die Veranlagungen 
vorzubereiten und den Steuerausſchüſſen alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Gutachten vor⸗ 
zulegen. Auch können dieſen durch das Landesſteueramt Aufgaben der Steuerausſchüſſe zur ſelbſtändigen 
Erledigung übertragen werden. 

Die Beſtimmungen derjenigen anderen Geſetze, die nicht die Einkommen⸗ oder Vermögensſteuer 
betreffen, bleiben in Bezug auf die Zuſammenſetzung von Ausſchüſſen von den vorſtehenden Vorſchriften 
unberührt; das gilt insbeſondere für die Steuer vom Gewerbe. 

Die Ausſchüſſe ſind an die Ausführungsbeſtimmungen gebunden. 


8 13. 
2 Das Amt eines 3 Ausſchußmitgliedes iſt ein Ehrenamt, jedoch kann eine angemeſſene Entſchädigung 
für Aufwand und entgangenen Arbeitsverdienſt zugebilligt werden. 


Bei der Bildung der Ausſchüſſe iſt darauf zu ſehen, daß die verſchiedenen Arten des Vermögens 
und Einkommens vertreten ſind. Es ſollen ferner nur ſolche Perſönlichkeiten herangezogen werden, die 
über die ausreichende Zeit verfügen und nach ihren Erfahrungen und Berufsverhältniſſen die Gewähr 
für eine dauernde und ſachdienliche Mitwirkung in den Ausſchüſſen bieten. 

Die Ausſchußmitglieder werden zum Teil von den Organen der Selbſtverwaltung gewählt, zum 
Teil von dem Landesſteueramt ernannt. Die Zahl der ernannten Mitglieder darf nicht mehr als die Hälfte 5 
der gewählten betragen. Wählbar ſind über fünfundzwanzig Jahre alte Danziger Staatsangehörige, die Be 
mindeſtens ſeit einem Jahre im Gebiet der Freien Stadt wohnen und Einkommenſteuer zahlen. Ab⸗ 
lehnung der Wahl iſt zuläſſig. Im übrigen gelten ſinngemäß die Vorſchriften des § 20 Abſ. 2 bis 4. 
An Stelle des Vorſitzenden des Steuergerichtes entſcheidet der Vorſteher des Steueramts. 

Die näheren Beſtimmungen über die Bildung der Ausſchüſſe und ihr Verfahren erläßt der Senat. 


9 14. 


Unterlaſſen die Organe der Selbſtverwaltung trotz Aufforderung die Wahl von Ausſchußmitgliedern, 
ſo ernennt das Landesſteueramt die Ausſchußmitglieder. 


Verweigert ein Ausſchuß die Erledigung ſeiner Geſchäfte, ſo entſcheidet das Steueramt ohne 

Hilfe des Ausſchuſſes. 
§ 15. 

Die Ausſchußmitglieder haben bei Eintritt in ihre Tätigkeit dem Vorſteher des Steueramts 
durch Handſchlag an Eidesſtatt zu geloben, bei den Ausſchußverhandlungen ohne Anſehen der Perſon 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren, die Verhandlungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis 
gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen ſtrengſtens geheimzuhalten und Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
geheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten. Bei Wiederwahl oder Wiederernennung genügt die Verweiſung 
auf die früher abgegebene Verſicherung. 8 

Den Vorſitz im Ausſchuß führt der Vorſteher des Steueramts, im Unterausſchuß ein vom Landes- 
ſteueramt ernanntes Mitglied. Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden zwei 
Mitglieder anweſend find. Bei Ausbleiben von Mitgliedern gilt ſinngemäß 8 56 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes; der Vorſteher des Steueramts entſcheidet. 

Bei Abſtimmungen entſcheidet Stimmenmehrheit; der Vorſitzende ſtimmt mit; bei Stimmen? 
gleichheit entſcheidet ſeine Stimme. Bilden ſich wegen eines Betrages, der für die Steuerberechnung I 
weſentlich ift, mehr als zwei Meinungen, jo werden die Stimmen, für den höchſten Betrag den Stimmen 
für den nächſtniederen hinzugezählt, bis ſich eine Stimmenmehrheit ergibt. 
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Der vom Senat beauftragte Senator, das en ſowie die Vorſteher der Steuerämter 
und ihre Beauftragten find befugt, jederzeit in den Gang von Ausſchußverhandlungen Einſicht zu nehmen 
und zu den Sitzungen der Ausſchüſſe Beamte mit beratender Stimme zu entſenden. 


Vierter Abſchnitt. Steuergerichte. a 
8 18. | 

Zur Entſcheidung in Berufungsſachen ($ 184) wird ein Steuergericht gebildet, das in der Bejegung 
von fünf — darunter drei ehrenamtlichen — Mitgliedern entſcheidet. Eines der letzteren ſoll tunlichſt dem 
Beruf oder Erwerbszweig des Steuerpflichtigen angehören. Das eine, den Vorſitz führende hauptamtliche | 
Mitglied muß die Befähigung zum Richteramt haben und darf nicht Beamter der Steuerverwaltung fein. 

Die Mitglieder des Steuergerichts haben als ſolche richterliche Unabhängigkeit. | 

9 19. | 

Der Senat beſtellt den Vorſitzenden und die hauptamtlichen Mitglieder des Steuergerichts und | 

ihre Vertreter für die Dauer ihres Hauptamtes. 1 
N 8 20. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder des Steuergerichts und ihre Vertreter werden von den Organen 
der Selbſtverwaltung auf je 4 Jahre gewählt. Sie können eine angemeſſene Entſchädigung für Aufwand 
und entgangenen Arbeitsverdienſt erhalten. 

Wählbar ſind über 25 Jahre alte Staatsangehörige, die ſeit einem Jahre im Gebiet der Freien 
Stadt wohnen und Einkommenſteuer zahlen. Für Wählbarkeit und Ablehnung der Wahl gelten ſinngemäß 
die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Schöffen; außer den darin genannten Perſonen 
ſoll ferner nicht berufen werden, wer wegen Steuerhinterziehung oder Verletzung der Geheimhaltungs⸗ 
pflicht beſtraft iſt. Ablehnung der Wahl iſt zuläſſig. 

Die Wahl verliert ihre * mit Aufhören einer der Bedingungen, die für die Wählbarkeit 
vorgeſchrieben ſind. 

Die 8$ 52 bis 54 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend; der Vorſitzende des Steuer⸗ 
gerichts entſcheidet endgültig nach Anhörung der Beteiligten. 

Die näheren Beſtimmungen über die Wahl der Mitglieder und über die Zahl und Einberufung 
der Vertreter erläßt der Senat. 

Unterlaſſen die Organe der Selbſtverwallung trotz Aufforderung die Wahl von Mitgliedern des 
Steuergerichts, ſo werden dieſe vom Senat ernannt. 

9 21. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder des Gerichts werden von dem Vorſitzenden durch Haudſchlag an 
Eidesſtatt verpflichtet, ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren, die 
Verhandlungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen ſtrengſtens 
geheimzuhalten und Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten. Bei Wiederwahl 
oder Wiederernennung genügt die Verweiſung auf die früher abgegebene Verſicherung. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder des Steuergerichts können auf Antrag des Landesſteueramtes aus 
den für Staatsbeamte geltenden Gründen vom oberſten Steuergericht im Beſchlußverfahren aus ihrem 
Amte entfernt werden. Die Untersagung der Amtsausübung bis zum Erlaß des Beſchluſſes iſt zuläſſig. 

8 23. 
Oberste Spruchbehörde in Steuerſachen iſt das für Verwaltungsſtreitſachen zuſtändige höchſte 
Gericht. Als Beſchlußbehörde entſcheidet es in den ihm durch Geſetz beſonders übertragenen Sachen, und 
zwar — ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt — in der Beſetzung von drei Mitgliedern einſchließlich 


— WRGERGER 


des Vorſitzenden; als Eorucehörde enlieibet es in der Beſehung von 5 1 anf 
des Vorſitzenden. 
Der Senat kann dieſem Gericht Fragen der Auslegung der Steuergeſetze zur Begutachtung vorlegen. 


Fünfter Abſchnitt. Ansichliegung und Ablehnung von Beamten. 
§ 24. \ 
In Steuerſachen ſoll nicht mitwirken 
1. wer ſelbſt beteiligt iſt, 
2. weſſen Ehegatte beteiligt iſt, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht, 2 
3. wer mit einem Beteiligten in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der Seiten- * 
linie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt, Be 
4. wer für einen Beteiligten als geſetzlicher Vertreter odes als n aufzutreten 
berechtigt iſt, 
5. wer Beamter oder Angeſtellter eines Beteiligten oder Mitglied des Anſſichtsrats einer beteiligten 
Geſellſchaft iſt, 
6. wer bei einer angefochtenen Entſcheidung oder Rechtsmittelentſcheidung mitgewirkt hat; dieſe 
Vorſchrift gilt nicht für die Entſcheidung über den Einſpruch. 
Wer nicht mitwirken ſoll, darf nicht zugegen ſein ſolange über die Angelegenheit beraten und 


entſchieden wird. 
§ 25. 


Handlungen einer Steuerbehörde ſind nicht deshalb unwirkſam, weil ein Beamter, der nicht mit 
wirken ſollte, ſie vorgenommen oder bei ihnen mitgewirkt hat. 


FEED: 

Ein Beamter kann ſich ber Ausübung ſeines Amtes wegen Befangenheit enthalten. Er bedarf 
hierzu der Zuſtimmung des Leiters der Behörde, der er angehört; bei dem Leiter der Behörde entſcheidet 
die vorgeſetzte Behörde, bei Mitgliedern des Steuergerichts entſcheidet dieſes, bei Ausſchußmitgliedern der 
beteiligte Ausſchuß. 

§ 27. 

Ausſchußmitglieder, die zu den geſchäftlichen Wettbewerbern des Steuerpflichtigen gehören, können 
abgelehnt werden, wenn für die Ermittelung des Ausſchuſſes die Offenbarung von Betriebs- oder Beihäfik: 
geheimniſſen des Steuerpflichtigen notwendig wird. ** 

Das Ablehnungsgeſuch iſt beim Steueramt anzubringen. Dieſes entſcheidet endgültig. = 

Abſatz 1 gilt ſinngemäß für die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Steuergerichts. Das 
Ablehnungsgeſuch iſt beim Vorſitzenden des Gerichts anzubringen. Dieſer entſcheidet endgültig. 


II. Teil. Beſteuerung. 
§ 28. 
=R Bei Auslegung aller Steuergeſetze ſind ihre Zwecke, ihre wirtſchaftliche Bedeutung und die Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen. 
Wo im Sinne des Geſetzes die Behörden eine Entſcheidung nach ihrem Ermeſſen zu treffen 
haben, hat fie nach Recht und Billigkeit zu erfolgen. 
Erſter Abſchnitt. Verfahren. 
J. Ortliche Zuſtändigkeit. 
$ 29. 
= Wenn das Gejeg eine natürliche Perſon für ſteuerpflichtig erklärt, iſt, ſoweit nichts anderes 
9 N vorgeſchrieben iſt, das Steueramt für die Beſteuerung zuftändig, in deſſen Bezirk der Steuerpflichtige 
ſeinen Wohnſitz oder, wenn er im Gebiete der Freien Stadt Danzig (Inland) keinen Wohnſitz Hab, x 
3 Aufenthalt hat. : 


2 8 


63 f 

Bei mehrfachem Wohnſitz im Inland iſt der Mohnftg, der mit einem dienſtlichen Wohnſttz 
zuſammenfällt, vor einem anderen Wohnſitz, ſonſt der Wohnſitz an dem Orte maßgebend, wo ſich der 
Steuerpflichtige vorwiegend aufhält. 

Bei Steuerpflichtigen, die zur Zeit der Ermittlung der Steuer weder einen Wohnſitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben iſt, 

1. wenn die Steuerpflicht nur an den Beſitz inländiſchen Grundvermögens oder an den Betrieb 

eines Unternehmens im Inland geknüpft iſt, 

a) bei inländiſchen Grundvermögen das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk das Grundſtück 
liegt. Liegt es in den Bezirken mehrerer Steuerämter, ſo iſt das Steueramt zuſtändig, 
in deſſen Bezirk der größere Teil des Grundſtücks liegt. 

b) beim Betrieb eines Unternehmens im Inland iſt das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk 
das Unternehmen betrieben wird. Wird es in mehreren Bezirken betrieben, ſo iſt das 
Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich die Leitung des Unternehmens befindet. 

Wenn die Vorſchriften unter a und b nicht ausreichen, und 

2. in den übrigen Fällen iſt das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk der nach § 49 ernannte 

Vertreter ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat (Abſ. 1, 2), fehlt es an einem ſolchen, ſo iſt 

das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich Vermögen des Steuerpflichtigen befindet, und 

wenn dies für mehrere Steuerämter zutrifft, in deſſen Bezirk ſich der größte Teil des Ver⸗ 
mögens befindet. 
§ 30. f 

Einen Wohnſitz im Sinne der Steuergeſetze hat jemand da, wo er eine Wohnung unter Um⸗ 
ſtänden inne hat, die auf die Abſicht der Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. 

Einen dienſtlichen Wohnſitz im Sinne der Steuergeſetze haben Perſonen, denen ein öffentliches 
Amt oder eine öffentliche dienſtliche Stelle dauernd verliehen iſt; er iſt an dem Orte, der ihnen zur 
Ausübung ihres Berufes angewieſen iſt. 5 

Einen gewöhnlichen oder dauernden Aufenthalt im Sinne der Steuergeſetze hat jemand dort, wo 
er ſich unter Umſtänden aufhält, die auf die Abſicht ſchließen laſſen, an dieſem Orte nicht nur vorüber⸗ 
gehend zu verweilen. 

8 32. 

Wenn das Geſetz eine juriſtiſche Perſon, eine Perſonenvereinigung oder ein Zweckvermögen für 
ſteuerpflichtig erklärt, iſt, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, das Steueramt zuſtändig, in deſſen 
Bezirk der Ort der Leitung liegt. Fehlt es an einem ſolchen im Inlande, ſo iſt das Steueramt zuſtändig, 
in deſſen Bezirk der nach § 49 ernannte Vertreter ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat (§ 29 Abſ. 1, 2). 
Iſt kein Vertreter nach $ 49 beſtellt, jo iſt das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich Vermögen 
des Steuerpflichtigen befindet, und wenn dies für mehrere Steuerämter zutrifft, das Steueramt, in deſſen 
Bezirk ſich der größte Teil des Vermögens befindet. 

Wenn das Geſetz die Steuerpflicht auf den Vetrieb eines e gründet, iſt, ſoweit 
nichts anderes vorgeſchrieben iſt, das Steneramt zuſtändig, in deſſen Bezirk das Unternehmen betrieben 
wird. Wird das Unternehmen in Bezirken mehrerer Steuerämter betrieben und einheitlich zur Steuer 
herangezogen, ſo iſt das Steueramt zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich die Leitung des Unternehmens befindet. 
Fehlt es hieran, ſo ſind die 88 29, 32 entſprechend anzuwenden. 


8 34. 
Wenn das beet die Steuerpflicht auf das Eigentum an einem Grundſtück oder den Übergang 
des Eigentums an einem Grundſtück gründet, ſo iſt das Steueramt' zuſtändig, in deſſen Bezirk das 
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Grundſtück legt Liegt es in den Bezirken mehrerer Steuerämter, ſo 5 das ee We in 
deſſen Bezirk der größere Teil des Grundſtückes liegt. | 
8 35. 

Wenn das Geſetz die Steuerpflicht auf einen Erbfall oder eine Schenkung gründet, 0 gelten für 
die Zuſtändigkeit der Steuerämter ſinngemäß die Vorſchriften des § 29; ſtatt der Verhältniſſe des Steuer- 
pflichtigen ſind die des Erblaſſers zur Zeit ſeines Todes oder die des Schenkers zur Zeit der Schenkung 
maßgebend. Wenn für einen Nachlaß ein Teſtamentsvollſtrecker, Verwalter, Pfleger oder ſonſtiger Ver⸗ 
treter im Inland beſtellt ift, fo tritt dieſer an die Stelle des im 8 29 Abſ. 3 Nr. 2 bezeichneten Vertreters. 

f Läßt ſich ausden Vorſchriften des erſten Abſatzes die Zuſtändigkeit eines Steueramts nicht begründen, 
jo entſcheiden die Verhältniſſe der Erwerber zur Zeit des Erwerbes. Sind danach mehrere Steuerämter 
zuſtändig, ſo geht das Steueramt vor, das zuerſt mit der Sache befaßt wird. 

$ 86. € 

Wenn das Geſetz die Steuerp flicht an eine Beurkundung knüpft, iſt, ſoweit nichts anderes vor⸗ 

geſchrieben iſt, das Steueramt zuständig, das zuerſt mit der Beſteuerung befaßt wird. 
8.87, 

Läßt ſich aus den Vorſchriften der Steuergeſetze die Zuſtändigkeit eines beſtimmten Steueramts 
für einen einzelnen Fall oder für gewiſſe Arten von Fällen nicht herleiten, jo beſtimmt das Landſteueramt, 
welches Steueramt zuſtändig ſein ſoll. 8 

8 


Auf Erſuchen eines zuſtändigen Steueramts kann ein anderes Steueramt die Ermittlung und 
Feſtſetzung einer Steuer übernehmen. Lehnt das erſuchte Steueramt die Übernahme ab, ſo entſcheidet 
das 5 endgültig. 


R 


§ 39. 

Wird vor Beendigung eines Steuerfeſtſetzungsverfahrens infolge Anderung der Umſtände die 
Zuſtändigkeit eines anderen Steueramts begründet, ſo hat das erſte Steueramt die Steuer feſtzuſetzen 
und die Verhandlungen dem nunmehr zuſtändigen Steueramt zu ſenden. Wird bei Steuern, die regel⸗ 
mäßig wiederkehrend zu erheben find, die Zuſtändigkeit zu einer Zeit geändert, wo kein Feſtſetzungs⸗ 
verfahren ſchwebt, ſo hat das erſte Steueramt dem zuſtändig werdenden Steueramt die Anderung 


unverzüglich mitzuteilen. 
§ 40. 


Meinungsverſchiedenheiten und Zweifel über die Zuſtändigkeit verſchiedener Steuerämter ent⸗ 
ſcheidet das Landesſteueramt. Bei mehrfacher Heranziehung zu derſelben Steuer beſtimmt es, welche 
Heranziehung außer Kraft zu ſetzen ſei; falls die Meinungsverſchiedenheiten und Zweifel oder die mehre 
fache Heranziehung bei Steuer- und Zollämtern vorhanden find, entſcheidet der Senat. Das gleich— 
gilt auch, wenn das Landesſteueramt und das Landeszollamt beteiligt ſind. 5 

§ 41. 

Handlungen eines W ſind nicht deshalb unwirkſam, weil das Steueramt örtlich 
unzuſtändig war. 

Daß ein Steueramt örtlich unzuftändig ſei, kann nar bis zum Ablauf der Einſpruchs⸗, Anfechtungs⸗ 
oder Beſchwerdefriſt geltend gemacht werden. 

II. Friſten und Zuſtellungen. 
8 42. i 
Für die Berechnung einer Friſt gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches. u 
8 43. Sr 
Friſteu zur Einreichung von Erklärungen und, Friſten, die von Steuerbehörden geſetzt find, können 3 
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Weine werden. Die Behörde kann die een von einer r Sicerheit abhängig mochen. Aus⸗ 
ſchlußfriſten können nicht verlängert werden. 

er zur Einlegung eines Rechtsmittels find ce ge Unter Rechtsmitteln im Sinne 
der 58 43, 44, 47 iſt auch der Antrag auf Nachſicht im Falle des 8 46 zu Unſtehen. 

§ 44. 

Friſten zur r Einreichung von Rechtsmitteln und Erklärungen beginnen für Steuerpflichtige, die 
zu Anſang der Friſt nicht im Gebiete der Freien Stadt Danzig ſind, mit ihrer Rückkehr unter der Ein⸗ 
ſchränkung, daß ſie für die in außereuropäiſchen Ländern und Gewäſſern Abweſenden höchſtens ſechs 
Monate, für andere Abweſende höchſtens ſechs Wochen betragen. Dies gilt nicht, wenn Bevollmächtigte 
oder Betriebsleiter im Inland vorhanden ſind oder ſein müßten. 

8 45. 

Solange die Behörde nicht entſchieden hat, hat ſie auch das nach Ablauf einer Friſt Vorgebrachte 

zu prüfen. 
Ss 46. 
Nachſicht wegen Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt kann beantragen, wer ohne ſein Verſchulden 


verhindert war, die Friſt einzuhalten. Das Verſchulden eines geſetzlichen Vertreters oder eines Bevoll- 


mächtigten ſteht dem eigenen Verſchulden gleich. 8 4 
7 


Über den Antrag auf Nachſicht entſcheidet die Stelle, die über das verſäumte Rechtsmittel zu 
entſcheiden hat. 

Der Antrag iſt innerhalb zweier Wochen nach Ablauf des Tages zu ſtellen, an dem der Antrag 
zuerſt geſtellt werden konnte; dabei ſind die Tatſachen, die den Antrag begründen ſollen, anzuführen und 
glaubhaft zu machen. Innerhalb dieſer Friſt iſt die Einlegung des verſäumten Rechtsmittels nachzuholen. 

Auslagen, die durch den Antrag auf Nachſicht entſtehen, trägt in allen Fällen der Antragſteller. 

Die Nachſicht kann auch ohne Antrag bewilligt werden, falls das verſäumte Rechtsmittel inner⸗ 
halb der in Abſ. 2 bezeichneten Friſt eingelegt iſt. 

Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der verfäumten Friſt an gerechnet, kann Nachſicht 
nicht mehr begehrt oder ohne Antrag bewilligt werden. 

Für Zuſtellungen gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen. 

Zuſtellen können auch Beamte der Steuer-, der Polizei- oder der Gemeindeverwaltung. 

Die Behörde kann durch eingeſchriebenen Brief zuſtellen. Die Zuſtellung gilt mit dem dritten 


Tage nach der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß der Zuſtellungsempfänger nachweiſt, daß 


ihm das zuzuſtellende Schriftſtück nicht innerhalb dieſer Zeit zugegangen iſt. 
Als Zuſtellung an eine Behörde genügt die Vorlegung der Urſchriſt. 


8 49. 
Jeder Steuerpflichtige hat das Recht und iſt auf Verlangen des Steueramts verpflichtet, einen 


Vertreter im Inlande zu beſtellen, der ermächtigt iſt, die für ihn beſtimmten Schriftſtücke zu empfangen. 


Unterläßt er dies, ſo gilt ein Schriftſtück bei. Zuſtellung mit Rückſchein mit der Aufgabe zur Poſt als 
zugeſtellt, ſelbſt wenn es als unbeſtellbar zurückkommt. 


§ 50. 
Iſt der Aufenthaltsort deſſen, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt oder ſeine Wohnung nicht 


zu ermitteln, ſo kann die Zuſtellung an ihn dadurch bewirkt werden, daß das Schriftſtück an der zu 
Aushängen der Behörde beſtimmten Stelle angeheftet wird. Die Zuſtellung gilt als bewirkt, wenn ſeit 


der Anheftung, mag auch das Schriftſtück früher entfernt ſein, zwei Wochen verſtrichen ſind. Statt des 


Schriftſtückes, das zuzuſtellen iſt, kann eine Benachrichtigung angeheftet werden, in der das Schriftſtück 


im allgemeinen zu bezeichnen und zu bemerken iſt, daß und wo es eingeſehen werden kann. Dieſe Art 
der Zuſtellung iſt auch zuläſſig, wenn bei einer Zuſtellung im Ausland die Befolgung der dafür beſtehenden 
Vorſchriften unausführbar iſt oder keinen Erfolg verſpricht, oder wenn in einer Wohnung zugeſtellt werden 
müßte, die Zuſtellung aber unausführbar iſt, weil der Inhaber der Wohnung der inländiſchenß Gerichts⸗ 
barkeit nicht unterworfen iſt. 
III. Verfügungen. 
$ 51. 

Verfügungen (Entſcheidungen, Beſcheide oder andere Beſchlüſſe, Anordnungen) der Behörden für 
einzelne Perſonen werden dadurch wirkſam, daß ſie demjenigen zugehen, für den ſie ihren Inhalt nach beſtimmt 
ſind (Bekanntgabe). Offentliche Bekanntmachung oder Auslegung von, Liſten genügt, wo fie nach den 
Steuergeſetzen zugelaſſen iſt. Zuſtellung iſt nur erforderlich, wo ſie ausdrücklich vorgeſehen iſt. 

Einem Anweſenden kann eine Verfügung mündlich bekannt gegeben werden; auf Verlangen iſt 
ihm eine Abſchrift der Verfügung zu erteilen. 5 

$ 52. 

Verfügungen können zurückgenommen, geändert oder durch andere Verfügungen erſetzt werden 

a) bis zu ihrer Bekanntgabe ($ 51) in allen Fällen, 

b) wenn die Behörde fie nachträglich für ungerechtfertigt erachtet, ſoweit die 58 5456 oder 

ſonſt Steuergeſetze nichts Abweichendes beſtimmen; 

e) auf Antrag, wenn eine Verfügung nur auf Antrag erlaſſen werden kann und ber Antrag 

zurückgewieſen worden iſt. 
§ 58. 


Entſcheidungen, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung verkündet werden, fönnen nach 
ihrer Verkündung nicht mehr zurückgenommen werden oder geändert werden. 
Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten können auch nach der Betannt— 
gabe oder Verkündung berichtigt werden. 
§ 54. 
Einen Steuerbeſcheid im Sinne der 88 178, 187 kann die Behörde, die ihn erlaſſen hat, zurück— 
nehmen oder ändern: 
1. wenn der Beſcheid Verbrauchsabgaben oder ſolche Steuern betrifft, bei denen auf Grund- 
geſetzlicher Beſtimmungen das Anfechtungsverfahren gegeben iſt, 
2. wenn er andere Steuern betrifft, falls der Steuerpflichtige zuſtimmt. Iſt jedoch ein ſolcher 
Beſcheid bereits unanfechtbar geworden, ſo darf er nicht zum Nachteil des Staates zurüd- 
genommen oder geändert werden. 
Die Vorſchriften über die Nachforderung hinterzogener Steuern, über die Nach- und Neuveran⸗ 
lagung und über die Berichtigung von Veranlagungen bleiben unberührt. 
Rechtsmittelentſcheidungen können nicht zurückgenommen oder geändert werden. 
§ 55. 
Verfügungen, die Ungehorſamsfolgen (Zwangsmittel, Sicherungsgelder oder Steuerzuſchläge) 
ſeſtſetzen, dürfen nur zugunſten der Betroffenen zurückgenommen oder geändert werden. 
§ 56. 
Wo eine Anerkennung, Genehmigung, Bewilligung oder Crlaubnis ausgeſprochen worden iſt, die 
den Beteiligten Befugniſſe oder Vergünſtigungen gewährt oder fie von Pflichten befreit, kann dieſe Ver- 
a fügung, ſoweit nicht Widerruf oder weitere Bedingungen 5 ſind, nur zurückgenommen oder 
dingeſchränkt werden: 
1. wenn die Verfügung von ſachlich unzuſtändiger Stelle erlaſſen worden iſt, “= 
2. wenn ſich die tatſächlichen Verhältniſſe geändert Waben die für die Erlaſſung der Verfügung 
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maßgebend waren, oder das Vorhandenſein dieſer tatſächlichen Verhältniſſe auf Grund unrichtiger 
oder irreführender Angaben des Beteiligten irrig angenommen iſt, 
3. wenn der Beteiligte die Bedingungen oder Verpflichtungen, die ihm bei Gewährung der Ver⸗ 
günſtigung auferlegt worden ſind, nicht erfüllt oder eine nachträglich geforderte Sicherheit 
nicht leiſtet. 

Hat der Beteiligte die Verfügung durch unlautere Mittel, wie Täuſchung, Zwang, Beſtechung, 
veranlaßt, ſo kann ſie mit rückwirkender Kraft zurückgenommen werden. 


* $ 57. 
SR Das Landesſteueramt und das Landeszollamt, ſowie der Senat können im Aufſichtswege Ver⸗ 
* fügungen nachgeordneter Behörden von Amts wegen oder auf Gegenvorſtellung hin außer Kraft ſetzen 
* und dieſe Behörden anweiſen. Verfügungen können jedoch nur dann außer Kraft geſetzt werden, wenn 
. ſie von den nachgeordneten Behörden zurückgenommen werden können. 

. Iſt nach beſonderen Vorſchriften der Steuergeſetze von der Zahlung einer Steuer die Eintragung 
Be in öffentliche Bücher und Regiſter oder der Beginn eines Gewerbebetriebes abhängig gemacht, ſo iſt auf 
5 Antrag der Steuerbeſcheid binnen längſtens einer Woche zu erlaſſen. 


Iſt der Erlaß des Steuerbeſcheides in dieſer Frift untunlich, ſo iſt ein Vorbeſcheid zu erteilen, 
wenn der Antragſteller ausreichende Unterlagen für die Berechnung der Steuer beibringt, insbeſondere 
der Antrag die Tatſachen, welche die Entſtehung und die Fälligkeit des Steueranſpruches begründen, unter 
= Beifügung der vom Geſetze erforderten Nachweiſungen enthält. 
= j Iſt die endgültig oder einftweilig feſtgeſetzte Steuer bezahlt, ſo ſind die erforderlichen Quittungen, 
Nachweiſungen und Beſcheinigungen unverzüglich zu erteilen. 

Ein Rechtsmittel iſt erſt gegen den endgültigen Beſcheid gegeben. 


u... Zweiter Abjchnitt.. Sachliche Vorſchriften. 
3 I. Steueranſpruch. 
Be: 859. 
* Steuerpflichtiger im Sinne dieſes Geſetzes iſt, wer nach den Steuergeſetzen eine Steuer als 


. Steuerſchuldner zu entrichten hat. 
a Die Vorſchriften für die Steuerpflichtige 88 ſinngemäß für die, die 105 den Steuergeſetzen 
neben den Steuerpflichtigen oder an deren Stelle perſönlich für die Steuer haften. | 
$ 60. 

Wer einen Gegenſtand als ihm gehörig befißt, wird im Sinne der Steuergefege wie ein Eigen- 
tümer behandelt. Soweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, iſt der Vorerbe und nach Aushändigung des 
Vermächtniſſes der Vorvermächtnisnehmer dem Eigentümer gleich zu behandeln. 

Steht ein Gegenſtand mehreren zur geſamten Hand zu, ſo ſind die Beteiligten ſo zu beſteuern, 
wie wenn ſie nach Bruchteilen berechtigt wären. Die Höhe der Bruchteile iſt nach den Anteilen zu 
beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur geſamten Hand berechtigt ſind oder nach 5 
Verhältnis deſſen, was ihnen bei 8 der Gemeinſchaft zufallen würde. 

8 61. 

Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz die Steuer kuüpft. 1 

Daß es zur Feſtſtellung der Steuerſchuld noch der Feſtſetzung des Betrages bedarf, ſchiebt die 
Entſtehung nicht hinaus. Sind bei Herſtellung ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe mehrere Betriebe an der Her- 

i e . fo geht die Steuerſchuld auf jeden folgenden an der Herſtellung beteiligten Betriebs- 
inhaber über 
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Bedingte Steuerſchulden find im Zweifel auflöfend bedingt; tritt die Bedingung ein, unter der 
die Steuerpflicht wegfällt, oder gehen bedingt ſteuerpflichtige Erzeugniſſe oder Waren unter, bevor es ſich 
entſchieden hat, ob die Bedingung eintritt, fo find etwa erfolgte Steuerfeſtſetzungen zu berichtigen ($ 181). 

Wird eine Friſt für die Zahlung einer Steuerſchuld geſetzt, ſo wird die Steuerſchuld, ſoweit 
nichts anderes vorgeſchrieben iſt, mit Ablauf der Friſt fällig. f 

Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß für andere Leiſtungen, die auf Grund der Steuergeſetze 
geſchuldet werden. 

Bei Verſchollenen gilt für die Steuergeſetze der Tag, mit deſſen Ablauf das Ausſchlußurteil 
rechtskräftig wird, als Todestag. = 

8 62. 

Iſt ungewiß, ob oder inwieweit die Vorausſetzungen für die Entſtehung einer Steuerſchuld 
eingetreten ſind, insbeſondere, ob jemand ein Gegenſtand gehört, oder ob ein Recht verwirklicht werden 
kann, ſo kann das Steueramt die Steuer vorläufig feſtſetzen oder die Feſtſetzung gegen oder ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung ausſetzen. Das gleiche gilt, wenn aus beſonderen Gründen der Wert eines Gegenſtandes 
nicht ſofort ermittelt werden kann. 

Wenn das Geſetz bei bedingten oder befriſteten Verhältniſſen die Steuerfeſtſetzung hinausſchiebt, 
kann das Steueramt Sicherheitsleiſtung verlangen. ad 

j § 63. £ 

Für die Geſchäftsfähigkeit von Privatperſonen gelten in Steuerſachen die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Rechtes. 

Das gleiche gilt von der Vertretung und Vollmacht, ſoweit in den 88 64— 73 nichts anderes 
vorgeſchrieben iſt. 

8 64. 

Die geſetzlichen Vertreter juriſtiſcher Perſonen und ſolcher Perſonen, die geſchäftsunfähig oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ſind, haben alle Pflichten zu erfüllen, die den Perſonen, die ſie vertreten, 
obliegen; insbeſondere haben ſie dafür zu ſorgen, daß die Steuern aus den Mitteln, die ſie verwalten, 
entrichtet werden. Für Sicherungsgelder, die gegen fie erkannt, und für Koſten von Zwangsmitteln, die 
gegen ſie feſtgeſetzt werden, haften neben ihnen die von ihnen vertretenen Perſonen. 

8 65. 

1. Alle Steuerpflichtigen haben auf Verlangen der Steuerbehörde innerhalb zwei Wochen einen 
Steuervertreter zu beſtellen und innerhalb dieſer Friſt dem Steueramt namhaft zu machen. Der Steuer- 
vertreter muß ſeinen dauernden Wohnſitz im Inland haben und den Erforderniſſen des Abſatzes 2 genügen. 

2. Der Steuervertreter hat alle ſteuerlichen Pflichten zu erfüllen, die dem von ihm vertretenen 
Steuerpflichtigen obliegen; er hat dafür zu ſorgen, daß die Steuern rechtzeitig in voller Höhe entrichtet 
werden. Für Zwangsgeldſtrafen und Sicherungsgelder, die gegen den Steuervertreter erkannt und für 
Koſten für Zwangsmittel, die gegen dieſen feſtgeſetzt werden, haftet neben ihm der von ihm Vertretene. 
a 3. Auf Erfordern der Veranlagungsbehörde hat die Körperſchaft für die zu erwartenden Steuer⸗ 

forderungen in ausreichender Höhe Sicherheit zu leiſten. Die Beſtellung eines Steuervertreters kann mit 
einer gegebenenfalls zu wiederholenden Geldſtraſe bis zu 30 000 M erzwungen werden. Die Strafe 
iſt von der Veranlagungsbehörde feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung iſt innerhalb drei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde beim Senat zuläffig. 

4. Die Steuerbehörde iſt bei Danziger Staatsangehörigen, die im Inland ihren Wohnſitz haben, 
und bei Körperſchaften, deren Sitz und Leitung, ſich im Inlande befinden, nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes berechtigt, die Beſtellung zu verlangen. 


E Steht eine Vermögensverwaltung nach Geſetz, Anordnung der Behörde oder letztwilliger Ver⸗ 
x fügung anderen Perſonen zu, als den Eigentümern oder deren geſetzlichen Vertretern, jo haben fie, ſoweit 
ihre Verwaltung reicht, die gleiche Pflicht. (8 64.) R 


- 


= | ? 8 67. er 
Bei Perſonenvereinigungen, die als ſolche ſteuerpflichtig ſind, aber feine eigene Rechtsperſönlichkeit 
befigen, haben die Vorſtände oder Geſchäftsführer und, ſoweit ſolche nicht vorhanden ſind, die Mitglieder 
die Pflichten zu erfüllen, die den Perſonenvereinigungen wegen der Beſteuerung auferlegt ſind. Die 
88 64, 66 gelten entſprechend. 
Das gleiche gilt für Zweckvermögen und ſonſtige einer juriſtiſchen Perſon ähnliche Gebilde, die 
als ſolche der Beſteuerung unterliegen. 
Entſtehen dadurch Schwierigkeiten, daß es in den Fällen der erſten beiden Abſätze an Vorſtänden 
oder Geſchäſtsführern fehlt und Beteiligte in größerer Zahl vorhanden ſind, ſo haben die Beteiligten 
einen oder mehrere Bevollmächtigte im Inlande zu ſtellen. Unterlaſſen ſie dies, ſo kann das Steueramt 


einen oder einzelne Beteiligte als Bevollmächtigte mit Wirkung für die Geſamtheit behandeln. 


8 68. 

Bei Wegfall eines Steuerpflichtigen (Tod, Auflöſung einer juriſtiſchen Perſon, einer Perſoneu— 
vereinigung oder eines Zweckvermögens) haben die Rechtsnachfolger, Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchafts⸗ 
befitzer ($ 2018 des Bürgerlichen Geſetzbuches), Pfleger, Liquidatoren, Verwalter und die Bevollmächtigten 
dieſer Perſonen dafür zu ſorgen, daß Mittel zur Bezahlung der vorher entſtandenen Steuerſchulden ($ 61 
Abſatz 1) zurückgehalten und dieſe Steuerſchulden bezahlt werden. Auf Verlangen iſt aus dem Nachlaß 
oder der Maſſe Sicherheit zu leiſten. 

Die gleichen Pflichten haben wegen der Steuern, die aus einem Nachlaß zu entrichten find, die 
Erben, Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchaftsbeſitzer, Pfleger, Verwalter und die Bevollmächtigten dieſer Perſonen. 

Iſt zweifelhaft, wer zur Vertretung eines Nachlaſſes oder eines ſonſt verbleibenden Vermögens 
befugt iſt, jo hat das Nachlaßgericht uud beim Wegfall einer juriſtiſchen Perſon oder eines dieſer ähnlichen 
Gebildes das Amtsgericht des nach 8 82 zuſtändigen Ortes auf Antrag des Steueramtes einen Pfleger für 
den Nachlaß oder die ſonſtige Maſſe zu beſtellen; der Pfleger hat die Stellung eines Nachlaßpflegers 
im Sinne des § 1961 des Bürgerlichen Geſetzbuches. Die Steueranſprüche können gegen ihn geltend 
gemacht werden, und er iſt befugt, Rechtsmittel gegen die Heranziehung einzulegen. 


§ 69. 


Wer durch Abweſenheit oder ſonſt verhindert iſt, Pflichten zu erfüllen, die ihm im Jutereſſe der 


Beſteuerung obliegen, oder Rechte wahrzunehmen, die ihm nach den Steuergeſetzen zuſtehen, kann dies 
durch Bevollmächtigte tun. Bevollmächtigte, die aus der Erteilung von Rat und Hilfe in Steuerſachen 
ein Geſchäft machen oder denen die Fähigkeit zum geeigneten ſchriftlichen oder mündlichen Vortrag 
mangelt, können zurückgewieſen werden. Dies gilt — abgeſehen von den Fällen der Abſätze 5 und 6 
nicht für Rechtsanwälte und Notare, ſowie auch nicht für Vertreter beruflicher und gewerkſchaftlicher Ber- 
einigungen hinſichtlich des von ihnen in dieſer Eigenſchaft vertretenen Perſonenkreiſes; es gilt ferner 
nicht für Perſonen, die von dem Landesſteueramt zugelaſſen worden ſind; das Landesſteueramt kann 
die Zulaſſung jederzeit zurücknehmen. 

Die Steuerämter können auch ſonſt Bevollmächtigte zulaſſen; es bleibt ihnen aber unbenommen, 
ſich neben dem Bevollmächtigten an den Steuerpflichtigen ſelbſt zu wenden. 

Der Steuerpflichtige kann ſich in jeder Lage des Verfahrens eines Beiſtandes bedienen. Auf 
den Beiſtand finden die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 2, 3 Anwendung. 

Eine Vereinbarung, durch die als Entgelt für die Tätigkeit eines Vertreters oder Beiſtandes ein 
Teil an der von ihm zu erzielenden Steuerermäßigung oder Steuererſparung ausbedungen wird, iſt 
nichtig. Bevollmächtigte und Beiſtände, welche derartige Vereinbarungen geſchloſſen haben, ſind dauernd 
von den Steuerämtern zurückzuweiſen. sg l 

Beamte und Angeſtellte von ſtaatlichen und gemeindlichen Steuerbehörden ſollen weder während 
ihres Dienſtes noch innerhalb 5 Jahre nach ihrem Ausſcheiden als Bevollmächtigte oder Beiſtände in 


— 


Try 7 


69 
Steuerſachen unmitlelbar oder mittelbar tätig werden. Wird gegen dieſe Rertriten ie m 
die Bevollmächtigten und Beiſtände zurückzuweiſen. 8 

s 70. 
Wer als Bevollmächtigter auftritt, hat die Pflichten eines geſetzlichen Vertreters ($ 64). 


Für Zwangsgeldſtrafen und Sicherungsgelder, die gegen ihn erkannt, und für Koſten von Zwangs⸗ 
mitteln, die gegen ihn feſtgeſetzt werden, haftet neben ihm der Vertretene. 


8-71, 

Die Vertreter und die übrigen in den 88 64— 70 bezeichneten Perſonen haften inſoweit perſön⸗ 

lich neben dem Steuerpflichtigen, als durch ſchuldhafte Verletzung der ihnen in den 88 64 70 auferlegten 
Pflichten Steueranſprüche verkürzt oder Erſtattungen oder Vergütungen zu Unrecht gewährt worden ſind. 
Zur Geltendmachung dieſer Erſatzanſprüche bedarf es der Zuſtimmung des Landesſteueramtes. 
Rechtsanwälte ſind wegen Handlungen, die ſie in Ausübung ihres Berufs bei der Beratung in 
Steuerſachen vorgenommen haben, dem Staate gegenüber nur dann ſchadenerſatzpflichtig, wenn dieſe 
Handlungen eine Verletzung ihrer Berufspflicht enthalten; ob eine ſolche Verletzung der Berufspflicht 
vorliegt, wird auf Antrag des Landesſteueramtes im ehrengerichtlichen Verfahren entſchieden. 


8 72. 
Das Erlöſchen der Vertretungsmacht oder der Vollmacht läßt die Pflichten der Vertreter und 
— unberührt, ſoweit es ſich um die vorangegangene Zeit handelt. 


§ 73. 
Wenn Vertreter, Verwalter oder Bevollmächtigte im Sinne der SS 64. 70 bei Ausübung ihrer 
Obliegenheiten Steuerhinterziehungen oder Steuergefährdungen begehen (88 316, 324), fo haften die Ver⸗ 
tretenen für die verkürzten Steuereinnahmen und die zu Unrecht gewährten oder belaſſenen Steuervorteile. 
Das gleiche gilt für den Geſchäſtsherrn oder den Haushaltungsvorſtand, wenn Angeſtellte oder 
ſonſt im Dienſte oder Lohne ſtehende Perſonen ſowie Familien⸗ und Haushaltungsangehörige bei Aus⸗ 
übung von Obliegenheiten, die ſie im Intereſſe dieſer Perſonen wahrnehmen, Steuerhinterziehungen oder 
Steuergefährdungen begehen; dieſe Haftung tritt jedoch, ſoſern ſie nicht aus anderen Gründen beſteht, 
nicht ein, wenn feſtgeſtellt wird, daß die Steuerhinterziehung oder Steuergefährdung ohne Wiſſen des 
Geſchäftsherrn oder des Haushaltungsvorſtandes oder einer zu ſeiner Vertretung nach außen befugten 
Perſon begangen worden iſt und die genannten Perſonen bei der Auswahl oder Beaufſichtigung der An⸗ 
geſtellten oder der Beaufſichtigung der Familien- und Haushaltungsmitglieder die erforderliche Sorgfalt 
aufgewandt haben. 
3 74. 
Wo Geſellſchaften, Vereine oder Genoſſenſchaften als ſolche der Beſteuerung unterliegen, gelten 
für die perſönliche Haftung der einzelnen Geſellſchafter und Mitglieder finngemäß-die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts. f 
8 75. 
Sind mehrere nebeneinander verpflichtet, ſo kommt die Erfüllung der Pflicht durch einen Ver⸗ 
pflichteten den anderen Verpflichteten zuſtatten, ſoweit ihrer eigenen Pflicht dadurch genügt wird, und 
es für das Steueramt nicht von Wert iſt, daß die Pflicht auch von den anderen Beteiligten erfüllt wird. 


§ 76. 
Perſonen, die nebeneinander für eine Steuerſchuld oder eine andere aus den Steuergeſetzen ent⸗ 
ſpringende Geloſchuld haften, haften als Geſamtſchuldner. 


Ehegatten, die zuſammen zu einer Steuer veranlagt werden, ben als Geſamtſchuldner. 


Erben haften für die aus dem Nachlaß zu entrichtenden Steuern wie für ati Ba 
keiten nach bürgerlichem Rechte. Die §s 67, 68, 71 ff. bleiben W 8 : Ä 


% 
+2 
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. 
Gründet ſich die Staberpfliht auf den Betrieb eines Unternehmens, und wird 5 bas Unternehmen 
im ganzen veräußert, ſo haftet der Erwerber neben dem Veräußerer für die laufenden und für die feſt⸗ 
geſetzten, aber noch nicht entrichteten Steuern. 


§ (8. y 

Hat nach bürgerlichem Recht der geſamtſchuldneriſch haftende Steuerpflichtige ein Rückgriffsrecht 
gegen einen Mitverpflichteten, ſo ſind ihm auf Antrag die den Steueranſpruch betreffenden Verfügungen 
(S 51) mitzuteilen. Er iſt berechtigt, dem Vertragsgegner gegenüber die geſchuldeten Leiſtungen aus 
demjenigen Rechtsverhältniſſe, auf welchem ſein Rückgriffsrecht beruht, ſo lange zu verweigern, bis der 
Steueranſpruch erfüllt oder ſichergeſtellt iſt. 

Erfüllt er ſelbſt den Steueranſpruch, fo iſt er unbeſchadet der ihm nach bürgerlichem Recht zu- 
ſtehenden Anſprüche berechtigt, das mit dem Steueranſpruch verbunden geweſene Vorrecht im Konkurſe 
und in der Zwangsverſteigerung geltend zu machen. 


§ 79. 
Das Steueramt, das die Steuerſchuld des Steuerpflichtigen feſtzuſetzen hat, iſt befugt, die Ver- 
treter und Bevollmächtigten und die übrigen in den SS 64—70 bezeichneten Perſonen zur Erfüllung der 


ihnen obliegenden Verpflichtung anzuhalten und diejenigen, die neben dem Steuerpflichtigen oder an 


deſſen Stelle perſönlich für die Steuer haften (§ 59, Abſ. 2), in Anſpruch zu nehmen. 
§ 80. 

Wer neben dem Steuerpflichtigen oder an deſſen Stelle perſönlich auf Zahlung einer Steuer in 
Anſpruch genommen wird ($ 60, Abſ. 2), kann gegen feine Heranziehung die Rechtsmittel geltend machen, 
die dem Steuerpflichtigen zuſtehen. Die Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels beginnt mit Ablauf des 
Tages, an dem ihm der Beſchluß über feine Heranziehung zugeſtellt oder, wenn keine Zuſtellung vor- 
geſchrieben iſt, bekanntgemacht worden iſt. 

Iſt die Steuerſchuld dem Steuerpflichtigen gegenüber unanfechtbar ſeſtgeſtellt, ſo hat dies gegen 
ſich gelten zu laſſen, wer als Rechtsnachfolger des Steuerpflichtigen haftet oder wer in der Lage geweſen 


wäre, den gegen den Steuerpflichtigen erlaſſenen Beſcheid als deſſen Eee Bevollmächtigter oder 
kraft eignen Rechts anzufechten. 81 
8 


Wenn jemand außer in den Fällen der 88 64—77 nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
kraft Geſetzes verpflichtet iſt, die Verbindlichkeiten eines anderen zu erfüllen oder wegen ſolcher Ver⸗ 
bindlichkeiten die Zwangsvollſtreckung in ein Vermögen zu dulden, das ſeiner Verwaltung unterliegt, ſo 
gilt dieſe Verpflichtung auch für die Steuerſchulden des andern. Soweit $ 264 nichts anderes vor⸗ 
ſchreibt, gelten die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. 

Hat ſich jemand durch Vertrag verpflichtet, eine Steuerſchuld eines andern zu bezahlen oder 
dafür einzuſtehen, fo iſt der Anſpruch der Freien Stadt Danzig nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zu verfolgen. 

8 82. 

Steuerpflichtige Erzeugniſſe und zollpflichtige Waren haften ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter 
für den Betrag der darauf ruhenden Steuern. Solange die Steuer nicht entrichtet iſt, kann das Steuer⸗ 
amt die Erzeugniſſe und Waren mit Beſchlag belegen. Als Beſchlagnahme genügt das Verbot an den, 
der die Erzeugniſſe oder Waren in Gewahrſam hat, über ſie zu verfügen. 

Die Haftung entſteht bei ſteuerpflichtigen Erzeugniſſen und Waren, wenn nichts anderes vor— 
nn ift, mit Beginn ihrer Herſtellung oder mit Überſchreitung der Grenze. 

Die Haſtung erliſcht mit der Steuerſchuld. Sie erliſcht ferner mit der Aufhebung der Beſchlag⸗ 
nahme oder dadurch, daß die Erzeugniſſe oder Waren mit Zuſtimmung des Steueramts in einen fteuer- 
rechtlich nicht beſchränkten Verkehr 9 


71 
§ 88. 

Zahlungen können, ſofern nicht etwas anderes vorgeſchrieben iſt oder im einzelnen Falle aus⸗ 
drücklich Barzahlung verlangt wird, einer Poſtſcheck- oder Bankrechnung des Empfangsberechtigten über⸗ 
wieſen werden. Alle Steuerämter müſſen eine Poſtſcheck⸗ oder Bankrechnung haben. In Steuerbeſcheiden 
und Zahlungsaufforderungen iſt die Poſtſcheck- oder Bankrechnung der zum Empfang berechtigten Stelle 
anzugeben. Wer Zahlung von einer Steuerbehörde fordert, ſoll, wenn er eine Poſtſcheck- oder Bank⸗ 
rechnung hat, dies gleichfalls angeben. 

Das Landesſteueramt beſtimmt, unter welchen Bedingungen durch Scheck gezahlt werden kann. 

Koſten, die lediglich durch bargeldloſe Überweiſung entſtehen, dürfen nicht nachgefordert oder an- 
gerechnet werden. 

Barzahlungen an Steuerbehörden ſind bei der zuſtändigen Kaſſe zu leiſten oder ihr durch die 
Poſt zu überſenden. Barzahlungen der Steuerbehörde ſind an der Kaſſe der Behörden oder an der in 
der Benachrichtigung bezeichneten Stelle in Empfang zu nehmen. 

§ 84. 
Eine Aufrechnung findet gegen Steueranſprüche nicht ſtatt. 
$ 85. 

Wird eine Zahlung, die nach den Steuergeſetzen zu leiſten iſt, nicht rechtzeitig entrichtet, ſo ſind, 
wenn die Zahlung 1000 Mark überſteigt und nichts anderes vorgeſchrieben iſt, Zinſen zu fünf vom 
Hundert 14 Tage nach der Fälligkeit zu zahlen Zinsbeträge unter zehn Mark werden nicht erhoben. 
Hinterzogene Steuerbeträge ſind, wenn die Zeit, wo die Beträge fällig geworden wären, nicht feſtgeſtellt 
werden kann, vom Beginn der Verjährungsfriſt an zu verzinſen. 

Ausführungsbeſtimmungen können die Verzinſungspflicht beſchränken. 


§ 86. 

Bei Verbrauchsabgaben hat das Steueramt die Zahlung fälliger Beträge auf Antrag des 
Steuerpflichtigen gegen Sicherheit und Verzinſung, foweit nicht eine kürzere Friſt vorgeſchrieben ift, auf 
ſechs Monate hinauszuſchieben. Das Landesſteueramt kann auch ohne Sicherheit und ohne Verzinſung 
einen Aufſchub bis zu drei Monaten bewilligen. 

Im übrigen können Zahlungen von Steuern und ſonſtigen Geldleiſtungen geſtundet werden, 
wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für den Steuerpflichtigen verbunden wäre und der An⸗ 
ſpruch durch die Stundung nicht gefährdet wird. Die Stundung ſoll in der Regel nur gegen Sicher 
heitsleiſtung und Verzinſung gewährt werden. Bei Stundungen 5 ein Jahr iſt die Zuſtimmung des 
Landesſteueramts einzuholen. 

8 87. 

Hat ein Steueramt Teilzahlungen bewilligt, ſo werden alle noch ausſtehenden Teilzahlungen 
fällig, wenn der Steuerpflichtige eine Teilzahlung verſäumt und die verſäumte Zahlung auch nicht inner- 
halb einer Woche nach Empfang einer Mahnung, in der auf die Rechtsfolgen der Verſäumnis hingewieſen 
iſt, nachholt. 3 

$ 88. 

Von der Einziehung dem Staate zuſtehender Einnahmen darf nur im BR Falle und, 
abgefehen von der Unmöglichkeit der Einziehung und ſoweit die Geſetze nicht eine beſondere Ermächtigung 
enthalten, nur auf Grund eines Senatsbeſchluſſes abgeſehen werden. Nur unter gleicher War ee 
dürfen auch zur Staatskaſſe vereinnahmte Beträge zurückerſtattet werden. 

Die Befugnis zur Niederſchlagung oder Erſtattung kann vom Senat für beſtimmte Arten von 
Fällen dem Landesſteueramt oder den Steuerämtern übertragen werden. Die von den Steuerämtern 
genehmigten Niederſchlagungsanträge ſind dem Landesſteueramt nachträglich zur Kenntnis vorzulegen. 


N * 


Ss 80. 
a Sicherheit kann der Steuerpflichtige nach jeiner Mahl 9 durch: 


— J. Hinterlegung von Geld; 

Be 2. Hinterlegung von Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig; 

E> 3. Hinterlegung von Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung die Freie Stadt Danzig gewähr- 
1 leiſtet hat; 

. ; 4. Hinterlegung von ſonſtigen Wertpapieren, welche der Senat unter Zuſtimmung des Finanz⸗ 
1 rats als ausreichende Sicherheiten für Steuerhinterlegungen anerkennt; 

* 5. Verpfändung des Anſpruchs aus der Hinterlegung ſolcher Wertpapiere bei einer vom Senat 
x 8 bezeichneten Hinterlegungsſtelle; 

ee: 6. Verpfändung eines Guthabens bei einer inländiſchen öffentlichen oder unter öffentlicher Auf— 
Be ſicht ſtehenden Sparkaſſe, wenn ſie vom Senat zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet 
1 erklärt iſt, unter Übergabe des Sparkaſſenbuches und einer Beſcheinigung der Sparkaſſe, daß 


ihr die Verpfändung vom Verpfändeten mitgeteilt worden iſt; 
7. Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an einem inländiſchen Grundſtück be⸗ 
ſteht oder Verpfändung von Grund- oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken; 
8. Beſtellung von Hypotheken, Grund- oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken. 
— Mit Wertpapieren find die Zins-, Renten-, Gewinnanteil- und Erneuerungsſcheine zu hinterlegen. 
SE Statt der Verpfändung genügt Abtretung zur Sicherheit. 
n Ein unter Steuerverſchluß befindliches Lager ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe gilt als genügende 


Br Sicherheit für die darauf laſtende Steuer. 5 

. 8 90. 

Be Im Falle des § 89, Abſ. 1, Nr. 5 muß der Steuerpflichtige die Wertpapiere für eigene Rech⸗ 
SR nung hinterlegt haben. Außer der Niederlegungsbeſcheinigung iſt eine Erklärung der Hinterlegungsſtelle 
Sa zu überreichen, daß ihr die Verpfändung von dem Verpfändenden mitgeteilt worden iſt; beizufügen it 
2 eine Beſcheinigung der Hinterlegungsſtelle, daß die in der Niederlegungsbeſcheinigung bezeichneten Papiere 
Br. umlauffähig find. Durch die Beſcheinigung der Umlauffähigkeit übernimmt die Hinterlegungsſtelle die 
Be: Haftung dafür, 

8 1. daß das Rückforderungsrecht des Niederlegers durch gerichtliche Sperre und Beſchlagnahme 


nicht beſchränkt iſt, 

2. daß die niedergelegten Wertpapiere in den Sammelliſten aufgerufener Wertpapiere nicht als 
geſtohlen oder verloren gemeldet und weder mit Zahlungsſperre belegt, noch zur Kraftlos- 
erklärung aufgeboten oder für kraftlos erklärt worden ſind, 

3. daß ſie auf den Inhaber lauten oder, falls ſie auf den Namen ausgeſtellt ſein ſollten, mit 
Blankogiro verſehen und auch ſonſt nicht geſperrt ſind, daß der Stempelpflicht genügt iſt 
und die Gewinnanteil- und Erneuerungsſcheine bei den Stücken ſind. 

Wird die Umlaufsbeſcheinigung der Hinterlegungsſtelle nicht gleich nach ihrer Ausſtellung hinter- 
legt, ſo iſt eine Beſcheinigung der Hinterlegungsſtelle beizubringen, daß ihre Gültigkeit noch fortdauert. 
s 91. 

Hupothekenforderungen, Grund- oder Rentenſchulden ſind zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, 

wenn fie den Vorausſetzungen entſprechen, unter denen Mündelgeld in Hypothekenforderungen, Grund— 
oder Rentenſchulden angelegt werden darf. 


8 92. 
Soweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, beſtimmt der Senat, zu welchen Werten die im S 80, 
Br 1, Nr. 2—8 aufgeführten Gegenſtände als Sicherheit anzunehmen ſind. 
$ 98. 
Inwieweit der Pflichtige in anderer Weiſe nach ſeiner Wahl Sicherheit leiſten kann, insbeſondere 


durch Wechſel, Schulbuch forderungen und Zahlungsverſprechen, die von zahlungsfähigen Personen aus- 
geſtellt worden ſind, oder durch taugliche Bürgen, beſtimmt der Senat. 
§ 94. : 
Andere als bie in den 88 89—93 bezeichneten Werte kann das Steueramt nach feinem Ermeſſen 
als Sicherheit annehmen. Vorzuziehen ſind Vermögensgegenſtände, die größere Sicherheit bieten oder 
bei Eintritt auch außerordentlicher Verhältniſſe ohne erhebliche Schwierigkeit und innerhalb angemeſſener 
Friſt verwertet werden können. 
8 95. 
Iſt die Leiſtung von Sicherheiten der in den 88 89—94 bezeichneten Art in der dort geforderten 
Form für den Steuerpflichtigen mit Härten verbunden, jo darf ſich das Steueramt mit anderen Siche⸗ 


rungen begnügen, z. B. mit der Annahme von geſperrten Sparkaſſenbüchern, Verſicherungsſcheinen oder 
Hypothekenbriefen. i 


8 96. ; 
Mit der Hinterlegung erwirbt die Freie Stadt Danzig ein Pfandrecht am hinterlegten Gelde 
oder den hinterlegten Wertpapieren oder, wenn das Geld oder die Wertpapiere nach den gemäß 8 98, 
Abſ. 1 erlaſſenen Beſtimmungen oder nach geſetzlicher Vorſchrift in das Eigentum des Fiskus oder der 
als Hinterlegungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, ein Pfandrecht an der Forderung auf Rück⸗ 
erſtattung. 
§ 97. 
Wer nach den 8s 89, 93, 94 Sicherheit geleiſtet hat, iſt berechtigt, die Sicherheit oder einen 
Teil davon durch eine andere nach SS 89, 93 geeignete Sicherheit zu erſetzen. 
Wird eine Sicherheit unzureichend, ſo iſt ſie zu ergänzen oder es iſt anderweitige Sicherheit 
zu leiſten. 9 98 


Die näheren Beſtimmungen über die Hinterlegung trifft der Senat. 
Soweit bares Geld in das Eigentum des Fiskus oder der als Hinterlegungsſtelle beſtimmten 
Anſtalt übergeht, iſt es mit vier vom Hundert von dem auf den Tag der Hinterlegung folgenden 
Werktag ab zu verzinſen. 
Während der Dauer der Sicherheitsleiſtung kann die Auszahlung der Zinſen für hinterlegten 
bares Geld nur zum Schluſſe eines Kalenderhalbjahres verlangt werden. 
Der Senat kann mit Zuſtimmung des Finanzrats dieſen Zinsſatz erhöhen oder ermäßigen. 
II. Verjährung. 
8 99. 
Die Anſprüche des Staates aus Steuergeſetzen unterliegen der Verjährung. Die Verjährungs- 
friſt beträgt: 
bei Verbrauchsſteuern ein Jahr, 
bei anderen Steuern und bei Sicherheiten fünf Jahre, 
bei hinterzogenen Beträgen zehn Jahre, 
bei ſonſtigen Anſprüchen ein Jahr. 
$ 100. 
Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Anſpruch ($ 100) entſtanden iſt (8 61). 
Iſt die Zahlung hinausgeſchoben oder geſtundet oder Sicherheit geleiſtet worden, ſo beginnt die 
Verjährung mit Ablauf des Jahres, in dem der Zahlungsaufſchub oder die Stundung abgelaufen oder 
die Sicherheit erloſchen iſt. Bei hinterzogenen Steuern verjährt der Anſpruch nicht, bevor die Strafe 
verfolgung und Strafvollſtreckung verjährt find. 5 


Die Verjährung ift gehemmt, ſolange die Anſprüche innerhalb der letzten ſechs Monate der Bere 
jährungsfriſt wegen höherer Gewalt nicht verfolgt werden N 


* 
* 

23 

Se 


; 8 102. g 
Die Verjährung wird unterbrochen durch Zahlungsaufſchub, durch FR 156 iebe An- 
erkennung des Zahlungspflichtigen, durch eine ſchriftliche Zahlungsaufforderung und durch jede Handlung, 
die das zuſtändige Steueramt zur Feſtſtellung des Anſpruchs oder der Verpflichteten vornimmt. Mit 
Ablauf des Jahres, in dem die Unterbrechung ihr Ende erreicht hat, beginnt eine neue Verjährung. 
i § 103. 
Durch Verjährung erliſcht der Anſpruch mit ſeinen Nebenanſprüchen. Was zur Befriedigung 
oder Sicherung eines verjährten Anſpruchs geleiſtet iſt, kann jedoch nicht zurückgefordert werden. 
§ 104. 
Iſt der Anſpruch gegen den Steuerpflichtigen verjährt, ſo iſt, wer neben ihm haftet, von der 
Haftung befreit, es ſei denn, daß ihm ſelbſt eine Hinterziehung zur Laſt fällt. 


DI. Erjtattungs- und Vergütungsanſprüche. 
§ 105. 

Kann die Rückzahlung entrichteter Steuern verlangt werden, ſo genügt die rechtzeitige, mündliche 
oder ſchriftliche Erhebung des Anſpruches bei einem Steueramt. Dieſes hat den Antrag der zuſtändigen 
Stelle zu übermitteln. ö 

Ablehnung eines Erſtattungsanſpruches erfolgt durch einen Beſcheid, der auch die zuläſſigen 
Rechtsmittel, die Friſt und die . Behörde für die Einlegung angeben ſoll. 

> 8 106. 

Wird eine Stenerfeffegung durch Aufhebung, Rücknahme oder Aenderung des früher erlafjenen 
Beſcheides berichtigt, ſo iſt, was zu Unrecht gezahlt iſt, zurückzuzahlen. Der Anſpruch auf Erſtattung 
erliſcht, wenn er nicht bis zum Schluſſe des Kalenderjahres, das auf die Su folgt, geltend ge- 


macht wird. 
a 8 107. 


Iſt eine Steuer zu Unrecht beigetrieben, weil der Steueranſpruch erloſchen oder geſtundet war 
oder das Zwangsverfahren gegen den, gegen den es gerichtet war, nicht hätte erfolgen dürfen, oder iſt 
eine Steuer doppelt bezahlt, ſo iſt der zu Unrecht bezahlte Betrag zu erſtatten. Das gleiche gilt, wenn 
eine Steuer für Rechnung eines Steuerpflichtigen ohne Mitwirkung des Steuerpflichtigen oder ſeines 
Vertreters zu Unrecht gezahlt iſt. 

Der Anſpruch auf Erſtattung erliſcht, falls nichts anderes beſtimmt iſt, wenn er nicht bis zum 
Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf die Entrichtung folgt, geltend gemacht wird. 

8 108. 

Wo außer den Fällen der 88 106 und 107 Erſtattungsanſpräche aus Rechtsgründen zugelaſſen 

ſind, erlöſchen ſie, falls nichts anderes beſtimmt iſt, wenn ſie nicht bis zum Schluſſe des Jahres geltend 


gemacht werden, das auf das Jahr folgt, in dem die Ereigniſſe, die den Anſpruch begründen, eingetreten ſind. 


8 109. | 
Die Ausſchlußſriſt für die Geltendmachung eines Erſtattungsanſpruches läuft nicht, ſolange der 
Berechtigte innerhalb der letzten ſechs Monate durch höhere Gewalt oder deshalb verhindert iſt, den 


Anſpruch geltend zu machen, weil er geſchäftsunfähig iſt und keinen geſetzlichen Vertreter hat. 


Gehört der Anſpruch zu einem Nachlaß, ſo erliſcht er nicht vor Ablauf von ſechs Monaten, 
nachdem die Erbſchaft von den Erben angenommen oder Konkurs über den Nachlaß eröffnet worden iſt. 
$ 110. 

Wenn die nach den 88 106, 107 zu erſtattenden Beträge 1000 Mark überfteigen, werden fie auf 
Antrag des Erſtattungsberechtigten von der Entrichtung an mit fünf vom Hundert verzinſt. Zinsbeträge 


unter zehn Mark werden nicht ausgezahlt. Ausführungsbeſtimmungen können die Verzinfungspflicht be. 
ſchränken; dieſe find den nach 8 85, Abſ. 2 erlaſſenen Beſtimmungen möglichſt gleichartig zu geſtalten. 
8 111. 


Was zur T Tilgung eines erloſchenen Erſtattungsanſpruches geleiſtet iſt, kann nicht e 


werden. 
$ 112. f 

Was für die Erſtattung gezahlter Steuern gilt, gilt entſprechend für die Erſtattung anderer 

Geldleiſtungen, die nach den Steuergeſetzen entrichtet worden ſind. 
8 113. 

Gewähren Steuergeſetze in Fällen, wo eine Steuer entrichtet worden iſt, unter beſonderen Vor⸗ 
ausſetzungen einen Anſpruch auf Vergütung, ſo kann dieſer Anſpruch, ſoweit nicht andere Friſten vor⸗ 
geſchrieben ſind, nur bis zum Ablauf des Jahres geltend gemacht Er das auf das Jahr folgt, in 
dem er zuerſt hätte geltend gemacht werden können. 

ss 105, Abſ. 2, 109, 111 gelten entſprechend. 

8 114. 

Die Abtretung oder Verpfändung eines Erſtattungs⸗ oder Vergütungsanſpruches iſt nur wirkſam, 
wenn fie der Gläubiger der Steuerbehörde anzeigt, die über den Anfpruch entſchieden oder zu entſcheiden 
hat. Bei Pfändung eines Erſtattungs⸗ oder Vergütungsanſpruches gilt dieſe Behörde als Drittſchuldner 
im Sinne der §§ 829, 845 der Zivilprozeßordnung. 


Dritter Abſchnitt. Wertermittelung. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 
$ 115. a 

Bei Bewertungen iſt, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, der gemeine Wert zugrunde zu legen. 

Jede wirtſchaftliche Einheit iſt für ſich zu bewerten und ihr Wert im ganzen feſtzuſtellen. Was 
als wirtſchaftliche Einheit zu gelten hat, iſt nach den Anſchauungen des Verkehrs zu entſcheiden; die 
örtliche Gewohnheit, die tatſächliche Uebung, ſowie die Zweckbeſtimmung und wirtſchaftliche Zuſammen⸗ 
gehörigkeit oder Abhängigkeit der einzelnen Gegenſtände ſind zu berückſichtigen. 

8 116. 

Der gemeine Wert wird durch den Preis beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach 
der Beſchaffenheit des Gegenſtandes unter Berückſichtigung aller den Preis beeinfluſſenden Umſtände bei 
einer Veräußerung zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder lediglich perſönliche Verhältniſſe ſind nicht zu 
berückſichtigen. 

Als lediglich perſönliche Verhältniſſe ſind auch Verfügungsbeſchränkungen anzuſehen, denen der 
Steuerpflichtige aus Gründen, die in ſeiner Perſon oder der Perſon ſeiner Rechtsvorgänger liegen, 
unterworfen iſt. Dies gilt insbeſondere für Verfügungsbeſchränkungen, die auf letztwilligen Anordnungen 
beruhen. 9 117 


Bei der Bewertung von Vermögen, das einem Unternehmen gewidmet iſt, wird in der Regel 
von der Vorausſetzung ausgegangen, daß das Unternehmen bei der Veräußerung nicht aufgelöſt, ſondern 
weitergeführt wird. 

Für die Bewertung der dauernd dem Betriebe gewidmeten Gegenſtände iſt ber Anſchaffungs⸗ 
und Herſtellungspreis abzüglich angemeſſener Abnutzung maßgebend unter Zulaſſung des Anſatzes eines 
niedrigeren Wertes, wenn er dem wirklichen Werte zur Zeit der Bilanzaufſtellnng entſpricht. 

§ 118. 


Steht ein Gegenſtand mehreren zu, ſo iſt in der Regel der Wert im ganzen zu ermitteln und 
jedem Beteiligten nach Verhältnis ſeines Anteils anzurechnen. 


und Leiſtungen beſtimmt ſich nach dem Lebensalter dieſer Perſon. 


e 


76 
§ 119. 
Wertpapiere, die im Inlande einen Kurswert haben, ſind mit dem Kurswert anzuſetzen. 
Für Aktien und andere Wertpapiere ohne inländiſchen Kurswert oder Anteile an einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung iſt der Verkaufswert zu ermitteln. Fehlt es an genügenden Merkmalen, 
ſo iſt der gemeine Wert unter Berückſichtigung des Geſamtvermögens und der Ertragsausſichten der Ge— 


ſellſchaft zu ſchätzen. 8 120. 


Für beſtimmte Tage können die Steuerkurſe der zum Börſenhandel zugelaſſenen und die Steuer 
werte anderer Wertpapiere ſowie von Geſellſchaftsanteilen feſtgeſetzt werden. 

In den Fällen des $ 119 und des § 120, Abſ. 1, kann der Steuerpflichtige bei Wertpapieren, 
die mit Gewinnanteilſcheinen gehandelt werden, einen Betrag abziehen, der für die ſeit der Auszahlung 
des letzten Gewinnes verſtrichene Zeit dem zuletzt verteilten Gewinn entſpricht; dies gilt nicht, wenn 
auch der laufende Gewinnanſpruch bewertet werden muß. 

5 

Andere als die im 8 119 bezeichneten Kapitalforderungen ſowie Schulden ſind mit dem Nenn— 
wert anzuſetzen, ſofern nicht beſondere Umſtände einen höheren oder geringeren Wert begründen. 

Unbeitreibbare Forderungen bleiben außer Anſatz. 

Der Wert unverzinzlicher, befriſteter Forderungen oder Schulden iſt gleich einem Betrage, der 
mit angemeſſenen Jahreszinſen bis zur Fälligkeit die Forderung oder Schuld ergibt. 

Noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenverſicherungen werden, ſoweit 
die Steuergeſetze nichts anderes vorſchreiben, mit zwei Dritteln der eingezahlten Prämien oder Kapital- 
beträge angerechnet; weiſt der Stenerpflichtige nach, wofür die Verſicherungsanſtalt den Verſicherungs⸗ 
ſchein nach ihrer Satzung oder den Verſicherungsbedingungen zurückkaufen würde, ſo iſt dieſer Betrag 


maßgebend. 
59 § 122. 


Der Geſamtwert von Nutzungen oder Leiſtungen, die auf beſtimmte Zeit beſchränkt ſind, iſt 
durch Zuſammenzählen der einzelnen Jahreswerte unter Abrechnung der Zwiſchenzinſen zu berechnen. 
Der Geſamtwert darf den zum geſetzlichen Zinsſatz kapitaliſierten Jahreswert nicht überſteigen. Iſt die 
Dauer des Rechtes außerdem durch das Leben einer oder mehrerer Perſonen bedingt, ſo darf der nach 
§ 123 zu berechnende Kapitalwert nicht überſchritten werden. 

Immerwährende Nutzungen oder Leiſtungen ſind mit dem Fünfundzwanzigfachen des Jahreswertes, 
Nutzungen oder Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer vorbehaltlich des $ 123 mit dem Zwölfeinhalbfachen 
des Jahreswertes zu veranſchlagen. 

Iſt der gemeine Wert des Geſamtbezugs der Nutzungen oder Leiſtungen nachweislich geringer 
oder höher, ſo iſt der gemeine Wert zugrunde zu legen. 


8 123. 
Der Wert von Renten oder anderen auf die Lebenszeit einer Perſon beſchränkten Nutzungen 


Als Wert wird angenommen bei einem Alter N 
ki bis zu 15 Jahren das 18 fache 
von mehr als 15 „ „ 25 „ „ 17 fache 
35 „ „ 16 fache 
5 „ 14 fache 
58 „ 12 fache 
65 " " 8½ fache N 
75 " " 5 fache 
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77 7 
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8. von mehr als 75 bis zu 80 Jahren das 3 fache 
De .. i „ Aſfache 
des Wertes der einjährigen Nutzung. 5 
Hat jedoch eine nach Abſatz 2 bewertete Nutzung oder Leiſtung im Falle der 
Nr. 1 nicht mehr als 9 Jahre 
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** 4 " "= 1 5 * 
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beſtanden, jo iſt die Veranlagung auf Antrag nach der wirklichen Dauer der Nutzung oder Leiſtung zu 
berichtigen. Handelt es ſich um den Wegfall einer Laſt, ſo iſt in gleicher Weiſe eine Nachveranlagung 
vorzunehmen. 

Hängt die Dauer der Nutzung oder Leiſtung von der Lebenszeit mehrerer ab, ſo entſcheidet, 
je nachdem das Recht mit dem Tode des zuerſt oder des zuletzt Sterbenden erliſcht, das Lebensalter 
des Aelteſten oder Jüngſten. 

8 124. 

Der einjährige Betrag der Nutzung einer Geldſumme iſt, wenn kein anderer Wert feſtſteht, zu 
vier vom Hundert anzunehmen. 

N Bei Nutzungen oder Leiſtungen, die ihrem Betrage nach ungewiß ſind oder ſchwankend, iſt als 
Jahreswert der Betrag zugrunde zu legen, der vorausſichtlich für die Zukunft durchſchnittlich erzielt 


werden wird. 7 
8 125. 


Vermögen, deſſen Erwerb vom Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängt, wird erſt 
berückſichtigt, wenn die Bedingung eingetreten iſt. 
f $ 126. 
Vermögen, das unter einer auflöſenden Bedingung erworben iſt, wird wie unbedingt erworbenes 
behandelt. Die Vorſchriften über die Berechnung des Kapitalwerts der Nutzungen von unbeſtimmter 


Dauer (5 122, Abſ. 2, 3, $ 123, § 124, Abſ. 2) bleiben unberührt. Tritt die Bedingung ein, fo iſt die 


Veranlagung auf Antrag nach dem tatſächlichen Werte des Erwerbes zu berichtigen ($ 181). 
8 127. 
Laſten, die vom Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängen, werden nicht berüdfichtigt- 
Tritt die Bedingung ein, ſo iſt die Veranlagung auf Antrag entſprechend zu berichtigen. 
8 128. 
Laſten, deren Fortdauer auflöſend bedingt iſt, werden, ſoweit nicht ihr Kapitalwert nach 8 122, 
Abſ. 2, 3, $ 123, 8 124, Abſ. 2, zu berechnen iſt, wie unbedingte abgezogen. Bei Eintritt der Bedin⸗ 
gung iſt die Veranlagung entſprechend zu berichtigen. 
\ 8 129, 
Die 55 125—128 gelten auch, wenn der Erwerb oder die Laſt von einem Ereignis abhängt, 
bei dem nur der Zeitpunkt des Eintritts ungewiß iſt. 
II. Beſondere Vorſchriften für die Bewertung von Grundftüden. 
$ 180. 8 
Bei der Bewertung von Grundſtücken iſt der gemeine Wert zugrunde zu legen. 
Soweit es ſich um Steuern vom Vermögen leinſchließlich der Erbſchaftsſteuer) handelt und die 
einzelnen Steuergeſetze nichts anderes vorſchreiben, iſt bei Grundſtücken, die dauernd land- oder fort. 


wirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Zwecken, ſowie bei bebauten Grundſtücken, die Wohnzwecken oder ge⸗ 


werblichen Zwecken zu dienen beftimmt find, und bei denen die Bebauung und Benutzung der ortsüb. 
lichen Bebauung und Benutzung entſpricht, der Ertragswert zugrunde zu legen. 3 

Als Ertragswert gilt bei land» oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücken das 
Fünfundzwanzigfache des Reinertrages, den ſie nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung bei ordnungsmä⸗ 
ßiger und gemeinnüblicher Bewirtſchaftung, unter gewöhnlichen Verhältniſſen mit entlohnten fremden 
Arbeitskräften im Durchſchnitt nachhaltig gewähren können. Dies gilt nicht für Grundſtücke, deren Wert 
bereits durch ihre Lage als Bauland oder als Land zu Verkehrszwecken beſtimmt wird oder bei denen nach 
ſonſtigen Umſtänden, insbeſondere nach ihrer Lage und Beſchaffenheit, ihrem Erwerbspreis oder ihrer 
Belaſtung anzunehmen iſt, daß fie in abſehbarer Zeit anderen als land- oder forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Zwecken dienen werden. 

Die der Land- und Forwirtſchaft oder der Gärtnerei dienenden Gebäude und Betriebsmittel 
i werden nicht beſonders bewertet, ſondern bei der Ermittelung des Ertragswertes einbegriffen. 
Be: Bei bebauten Grundſtücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zu dienen beſtimmt 
Be find, gilt als Ertragswert das Fünfundzwanzigfache des Miet- oder Pachtertrages, der in den letzten 


drei Jahren im Durchſchnitt erzielt worden iſt oder im Falle der Vermietung oder Verpachtung hätte erzielt 
Be werden können, nach Abzug von einem Fünftel für Nebenleiftungen und Inſtandhaltungskoſten, ohne 
2 Rückſicht darauf, ob die hierzu notwendigen Arbeiten von dem Steuerpflichtigen ſelbſt oder durch entlohnte 
x fremde Arbeitskräfte geleitet worden find. 

Er In allen Fällen kann der Steuerpflichtige verlangen, daß ftatt des Ertragwertes der gemeine Wert 
der Bewertung zugrunde gelegt wird. Dieſes Recht erliſcht, wenn es nicht ſpäteſtens bis zum Ablauf 
der mit der Zuſtellung des Wertfeſtſetzungs⸗ oder Steuerbeſcheids eröffneten Rechtsmittelfriſt geltend 
Br gemacht wird. 9 131 


Be Wie Grundſtücke find Berechtigungen zu bewerten, auf welche die Vorſchriften des bürgerlichen 
Fe; Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden. 

Br Steht das Eigentum am Grund und Boden und an den darauf errichteten Gebäuden ver⸗ 
ee: ſchiedenen Perſonen zu, fo ift der Wert für den Grund und Boden und für das Recht an den Gebäuden 


je fü u ermitteln. 
‚je für fi z sie 


Die Bewertung erſtreckt ſich auf die mit den Grundſtücken als ſolchen verbundenen Rechte und 
. Nutzungen einſchließlich der im § 130 Abſ. 1 bezeichneten Berechtigungen, wenn dieſe mit den Grund⸗ 
= ſtücken verbunden find. 

Be Wird bei Bewertung von Grundſtücken als ſolchen der gemeine Wert zugrunde gelegt, fo ift das 


Zi bewegliche Inventar nicht zu berüdfichtigen und der Wert von Maſchinen ſowie ſonſtigen Vorrichtungen 
Bm aller Art, die zu einer Betriebsanlage des Grundſtückes verwandt ſind, abzurechnen oder nicht zu berück⸗ 
* ſichtigen. Dies gilt auch dann, wenn es ſich um weſentliche Beſtandteile handelt. 

3 3 


8 Vierter Abſchnitt. Ermittelung und Feſtſetzung der Steuer. 
* I. Allgemeine Vorſchriften. 
5 8 133. | 
Ei. Wer nach den Steuergeſetzen Bücher zu führen oder Aufzeichnungen zu machen hat, ſoll die 
3 folgenden Vorſchriften beachten. 
ee Die Eintragungen in die Bücher ſollen fortlaufend, vollſtändig und richtig bewirkt werden. Der 
Steuerpflichtige ſoll ſich einer europäiſchen Sprache und der Schriftzeichen einer ſolchen bedienen. 
Geſchäftsbücher ſollen keine Konten enthalten, die auf einen falſchen oder erdichteten Namen lauten. 


Die Bücher ſollen, ſoweit es geſchäftsüblich iſt, gebunden und Blatt für Blatt oder Seite für 
Seite mit fortlaufenden Zahlen verſehen ſein. 


8 An Stellen, die der Regel nach zu beſchreiben ſind, ſollen keine leeren Zwiſchenräume gelaſſen 
werden. Der urſprüngliche Inhalt einer Eintragung ſoll nicht mittels Durchſtreichens oder auf andere 
Weiſe unleſerlich gemacht, es ſoll nicht radiert, auch ſollen ſolche Veränderungen nicht vorgenommen 
werden, deren Beſchaffenheit es ungewiß läßt, ob ſie bei der urſprünglichen Eintragung oder erſt ſpäter 
vorgenommen ſind. 5 

In Bücher ſoll, wo dies geſchäftsüblich iſt, mit Tinte eingetragen werden. Trägt der Steuer⸗ 
pflichtige nach vorläufigen Aufzeichnungen ein, ſo ſoll er dieſe aufbewahren. Beläge ſollen mit Nummer 
verſehen und gleichfalls aufbewahrt werden. Kaſſen-Einnahmen und Ausgaben ſollen im geſchäftlichen 
Verkehr mindeſtens täglich aufgezeichnet werden. 0 

Die Bücher, Aufzeichnungen und, ſoweit ſie für die Beſteuerung von Bedeutung ſind, auch die 
Geſchäftspapiere ſollen zehn Jahre aufbewahrt werden; die Friſt läuft vom Schluſſe des Kalenderjahres 
an, in dem die letzte Eintragung in die Bücher und Aufzeichnungen gemacht find oder die Geſchäfts⸗ 
papiere entſtanden find. 

Das Steueramt kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, prüfen, ob die Bücher und Auf 
zeichnungen fortlaufend, vollſtändig und formell und ſachlich richtig geführt werden. 

8 134. 

Wer nach anderen Geſetzen als den Steuergeſetzen Bücher und Aufzeichnungen zu führen hat, 
die für die Beſteuerung von Bedeutung ſind, hat die Verpflichtungen, die ihm nach dieſen Geſetzen 
obliegen, auch im Intereſſe der Beſteuerung zu erfüllen. § 133 gilt entſprechend. 

8 135. N 

Auch wer nicht verpflichtet iſt, Buch zu führen, ſoll, wenn er ein Einkommen von mehr als 
50 000 Mark verſteuert, jeine Einnahmen fortlaufend aufzeichnen. 

8 136. 5 

Niemand darf ohne Namen, auf einen falſchen oder erdichteten Namen für ſich oder einen 
anderen ein Konto errichten oder Buchungen vornehmen laſſen, Wertſachen (Wertpapiere, Geld oder 
Koſtbarkeiten) offen oder verſchloſſen hinterlegen oder verpfänden oder ſich ein Schließfach geben laſſen. 
Das Verbot gilt auch für den eigenen Geſchäftsbetrieb. Das Steueramt kann Ausnahmen geſtatten. 

Wird die Errichtung eines Kontos, die Annahme von Wertſachen zur Hinterlegung oder Ver⸗ 
pfändung oder die Überlaſſung eines Schließfaches beantragt, jo hat ſich die Bank, die Sparkaſſe, der 
Kaufmann oder wer ſonſt dem Antrag entſprechen will, über die Perſon des Verfügungsberechtigten zu 
vergewiſſern, Vor⸗ und Zuname und Wohnung des Verfügungsberechtigten ſind einzutragen, bei Frauen 
auch der Mädchenname. Anträgen, die für Sammlungen oder dergleichen geſtellt werden, iſt nur zu 
entſprechen, wenn beſtimmte natürliche oder juriſtiſche Perſonen als verfügungsberechtigt bezeichnet werden. 

Stellt ſich heraus, daß die Vorſchrift des erſten Abſatzes verletzt iſt, ſo dürfen das Guthaben, 
die Wertſachen oder der Inhalt des Schließfaches nur mit Zuſtimmung des Steueramts an den Autrag⸗ 
ſteller oder ſeinen Rechtsnachfolger herausgegeben werden; auch ſonſtige Verfügungen darüber bedürfen 
dieſer Zuſtimmung. Wer vorſätzlich oder fahrläſſig dieſer Vorſchrift zuwiderhandelt, haftet, ſoweit dadurch 
Steueranſprüche oder Verfallerklärungen vereitelt oder beeinträchtigt werden. 

$ 137. 

Wer Rechte, die auf feinen Namen lauten, oder Wertſachen, die er beſitzt, als Treuhänder, Ver⸗ 

treter eines anderen oder Pfandgläubiger zu haben behauptet, hat auf Verlangen nachzuweiſen, wem 


die Rechte oder Wertſachen gehören, oder daß ſie ihm nicht gehören; andernfalls ſind ſie ihm anzurechnen. ; 3 


Das Recht des Steueramts, den Sachverhalt zu ermitteln, bleibt unberührt. 
Die Vorſchrift gilt entſprechend, wenn Rechte auf Namen mehrerer Perſonen lauten und dieſe 
berechtigt find, gemeinſchaftlich oder allein über die Rechte zu verfügen. —.— 


5 188. 

Jeder Beſtzer eines Grundſtückes hat dem Steueramt auf Verlangen ſämtliche Bewohner des 
Grundſtückes mit Namen, Berufsſtellung, Geburtsort und Geburtstag anzugeben. Die Haushaltungs⸗ 
vorſtände haben den Hausbeſitzern über die Perſonen, die zu ihrem Haushalt gehören, einſchl. der 
Untermieter und der Schlafſtellenmieter, Auskunft zu erteilen; dieſe ſind ihnen zu entſprechender Aus⸗ 


kunft verpflichtet. 
. II. Pflichten der Steuer pflichtigen. 
§ 139. | 

Bei Steuererklärungen (Erklärungen, die nach Vorſchrift der Geſetze oder Ausführungsbeſtimmungen 
als Unterlage für die Feſtſetzung einer Steuer dienen) hat der Steuerpflichtige zu verſichern, daß er die 
Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht hat. Die Erklärungen ſind nach Form und Inhalt 
ſo abzugeben, wie es das Steueramt nach den Geſetzen und Ausführungsbeſtimmungen vorſchreibt. Die 
Verſicherung kann nach Anordnung des Steueramts allgemein abgegeben werden. Bei Verbrauchsabgaben 
kann von ihrer Abgabe abgeſehen werden. 

Bei der Ausfüllung von Vordrucken find alle Fragen zu beantworten. Die Fragen und Ant 
worten ſind ſo zu faſſen, daß die Prüfung, was ſteuerpflichtig iſt und was nicht, dem Steueramt ermöglicht 
wird. In den Vordrucken iſt zu betonen, daß dieſe Prüfung dem Steueramt, nicht dem Steuerpflichtigen 
zuſteht. Den Steuererklärungen ſind die Unterlagen beizufügen, die nach den Geſetzen und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen gefordert werden. Wenn dieſe Unterlagen in Beſcheinigungen beſtehen, die von anderer 
Seite zu erteilen ſind, ſind die beteiligten Stellen verpflichtet, ſie auszuſtellen. 

Auf Verlangen haben die Steuerpflichtigen auch bei anderen Erklärungen, Anmeldungen, 


Anzeigen und Auskünften zu verſichern, daß ſie die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
gemacht haben. 


§ 140. 
Dem Steuerpflichtigen im Sinne der 88 139, 141 bis 146 ſteht gleich, wer verpflichtet iſt, eine 
Steuererklärung abzugeben. Soweit nichts anderes beſtimmt iſt, iſt zur Abgabe eiuer Steuererklärung 
jeder verpflichtet, bei dem nach Ermeſſen des Steueramts die Möglichkeit einer Steuerpflicht gegeben iſt. 


8 141. 

Die Steuerpflichtigen können die Steuererklärungen ſchriftlich einreichen oder mündlich vor dem 
Steueramt abgeben. 

Wenn ſie die Friſt nicht wahren, kann ihnen das Steueramt zugunſten des Staates einen Zuſchlag 
bis zu 10 v. H. der endgültig feſtgeſetzten Steuer auferlegen. Das Steueramt hat den Zuſchlag zu 
unterlaſſen oder zurückzunehmen, wenn die Verſäumnis entſchuldbar erſcheint. 

8 142. 

Wenn ſich die Steuererklärungen auf Wertangaben zu erſtrecken haben und ſich der Wert nicht 
aus dem Nennbetrage, dem Kurswert oder aus Zahlungen ergibt, hat der Steuerpflichtige, ſoweit er nicht 
den Wert zu ſchätzen m die Tatſachen anzugeben, die er zur Ermittelung des Wertes beizubringen vermag. 

8 143. 

Im Falle des 5 172, Abſ. 1, 2 hat der Steuerpflichtige nach ſchriftlicher Mitteilung der Punkte 
. die er ſich äußern ſoll, vor dem Steueramt zu erſcheinen, wenn er nicht durch triftige Gründe daran 
verhindert iſt. Er hat ihm wahrheitsgemäß nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen Auskunft zu geben. Kann 
er nicht aus dem Gedächtnis Auskunft geben, ſo hat er Schriftſtücke und Geſchäftsbücher, die ihm zur 
Verfügung ſtehen, einzuſehen und, ſoweit nötig, Aufzeichnungen daraus zu entnehmen. 

Das Steueramt kann ſchriftliche Auskunft verlangen. 

8 144. 
Wenn die Angaben des Steuerpflichtigen zu begründeten Zweifeln Anlaß geben, ſo hat er ſie 


81 5 
zu ergänzen, den Sachverhalt aufzuklären und ſeine Behauptungen, ſoweit ihm dies nach den Umſtänden 
zugemutet werden kann, zu beweiſen, z. B. dent Verbleib von: Vermögen, das er früher beſeſſen hat. 

Er hat unter gleichen Vorausſetzungen Aufzeichnungen, Bücher und Geſchäftspapiere, ſowie 
Urkunden, die für die Feſtſetzung der Steuer von Bedeutung find (§ 174) zur Einſicht und Prüfung 
vorzulegen. 

$ 145. 

Steuerpflichtige, die Handelsbücher im Sinne des Handelsgeſetzbuchs führen, haben, wenn die 
Vorausſetzungen des $ 144 vorliegen, eine Abſchrift ihrer Bilanzen einzureichen. Wenn fie nach ihrer 
Buchführung eine Gewinn⸗ und Verluſtrechnung aufſtellen, iſt auch dieſe beizufügen. 

Aus der Bilanz ſoll klar hervorgehen, wie Gegenſtände des Gebrauchs und Lagerbeſtände bewertet 
und welche Beträge darauf und auf zweifelhafte und uneinbringliche Forderungenfoder ſonſt abgeſchrieben 
worden ſind. 

Als Schuldpoſten dürfen Verpflichtungen aus Bürgſchaften, Gefälligkeitsakzepten und dergleichen 
in der Bilanz nur aufgeführt werden, wenn die Rückgriffsrechte berückſichtigt find. 

§ 146. 

Die Beamten und Beauftragten der Steuerämter können Grundſtücke und Räume der Steuer 
pflichtigen betreten, um im Steuerintereſſe an Ort und Stelle nötige Abſchätzungen innerhalb der üblichen 
Geſchäfts⸗ oder Arbeitsſtunden vorzunehmen. Die Steuerpflichtigen haben ihnen jede Auskunft und 
Nachweiſung zu erteilen, deren fie bedürfen. Dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Beamten bleibt es über- 
laſſen, die Vornahme der Prüfung vorher anzumelden. 


III. Pflichten anderer Perſonen zu Auskunft, Einſichtgewährung und 
Gutachten. 
§ 147. 2 
Auch wer nicht als Steuerpflichtiger beteiligt iſt, hat unbeſchadet der Beſtimmungen der 88 148 
und 149 dem Steueramt über, Tatſachen Auskunft zu erteilen, die für die Ausübung der Steuerauſſicht 
oder in einem Steuerermittelungsverfahren für die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von Bedeutung 
find. Die Auskunft iſt wahrheitsgemäß nach beſtem Willen und Gewiſſen zu erteilen. Wer nicht aus 
dem Gedächtnis Auskunft geben kann, hat Schriftſtücke und Geſchäftsbücher, die ihm zur Verfügung 
ſtehen, einzuſehen und, ſoweit nötig, Aufzeichnungen daraus zu entnehmen. Die Auskunſt iſt nach 


Form und Inhalt ſo zu erteilen, wie es das Steueramt nach den Geſetzen und Ansführungsbeſtimmungen 
vorſchreibt. 


Die Auskunft ſoll, ſoweit dies durchführbar iſt und nicht aus beſonderen Gründen Abweichungen 
geboten find, ſchriftlich erbeten und erteilt werden; das Steueramt kann jedoch das Erſcheinen der Aus⸗ 
kunftspflichtigen anordnen. 

Wenn von Behörden, von Verbänden und Vertretungen, von Betriebs- oder Berufszweigen, 
von geſchäftlichen oder gewerblichen Unternehmungen, Geſellſchaften oder Anſtalten Auskunft begehrt wird, 
iſt das Erſuchen, falls nicht beſtimmte Perſonen als Auskunftsperſonen in Frage kommen, an den Vorſtand 
oder die Geſchäfts⸗ und Betriebsleitung zu richten. 

8 148. ; 

In den Fällen des § 147 kann der Befragte die Auskunft auf Fragen verweigern, deren 
Bejahung oder Verneinung ihm ſelbſt oder einem nahen Angehörigen die Gefahr einer Strafverfolgung 
zuziehen würde. 

Als naher Angehöriger gilt: 

1. der Verlobte, 

2. der Ehegatte, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht, 


3. wer mit dem Befragten in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der Seitenlinie 
im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt. 


$ 149. 
Die Auskunft können ferner verweigern, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, 

1. Verteidiger und Rechtsanwälte, ſoweit fie in Strafjachen tätig geweſen find, 

2. Arzte über das, was ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut iſt, 

3. Rechtsanwälte über das, was ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut iſt, 

4. öffentliche und private Banken und Zweigniederlaſſungen von Banken; als Banken im Sinne 
dieſer Vorſchrift gelten auch Sparkaſſen ſowie weiter alle Perſonen und Unternehmungen, die 
geſchäftsmäßig Bank- oder Bankiergeſchäfte betreiben, insbeſondere auch Wertſachen offen oder 
verſchloſſen verwahren oder Schließfächer oder ähnliche zur Verwahrung von Wertſachen geeignete 
Behältniſſe anderen überlaſſen, ferner auch Hinterlegungsſtellen und Poſtſcheckämter, 

5. die Gehilfen der zu 1 bis 4 bezeichneten Perſonen und Unternehmungen hinſichtlich der Tat⸗ 
ſachen, die ſie in dieſer ihrer Eigenſchaft erfahren haben. 

$ 150. 

Ein Geiſtlicher darf nicht über ſolche Tatſachen befragt werden, über die er nach Annahme des 
Steueramts oder nach ſeiner Verſicherung nicht ausſagen kann, ohne die Pflicht der Verſchwiegenheit, 
die ihm als Seelſorger obliegt, zu verletzen. = 

: § 151. 

Die Verpflichtung öffentlicher Behörden und Beamten zur Verſchwiegenheit gilt nicht für ihre 
Auskunftspflicht gegenüber den Steuerämtern. Sie dürfen jedoch über Umſtände, auf die ſich ihre Pflicht 
zur Verſchwiegenheit bezieht, nicht befragt werden, wenn ihnen die Behörde, die ihnen vorgeſetzt iſt, oder 
bei Beamten, die nicht mehr im Dienſt ſind, zuletzt vorgeſetzt war, die Erteilung der Auskunft im 
Einzelfall unterſagt hat. Das Steueramt iſt berechtigt, die Entſcheidung des Senats anzurufen, ob die 
Unterſagung berechtigt iſt. 

5 Für die Poſt⸗ und Telegraphenbehörden und deren Beamte bleibt es bei der Unverletzlichkeit 
des Poits, Fuenenhen⸗ und Fernſprechgeheimniſſes. 
$ 152. 

Auch abgeſehen von den Fällen des $ 151 kann eine Auskunft nicht gefordert werden, wenn 

der Senat den Auskunftspflichtigen aus gewichtigen Gründen von ſeiner Auskunftspflicht befreit. 


§ 153. 
Auskunftsperſonen kann auf Verlangen eine angemerjene Entſchädigung für Aufwand ge⸗ 
währt werden. 9.154 


Wer Auskunft zu erteilen hat ($ 147 ff.), hat, wenn es das Steueramt mit Genehmigung des 
Landesſteueramtes verlangt ($ 176), diejenigen Urkunden und Schriftſtücke einſchl. der einſchlagenden 
Stellen feiner Geſchäftsbücher zur Einſicht vorzulegen, die ſich auf beſtimmt zu bezeichnende Rechts- 
vorgänge beziehen. Unter den gleichen Vorausfetzungen hat er Wertſachen ($ 136, Abſ. 1) vorzulegen, 
die er für den Steuerpflichtigen verwahrt, und Einſicht in verſchloſſene Behältniſſe zu gewähren, die er 
dem Steuerpflichtigen überlaſſen hat. Er kann die Vorlegung oder die Gewährung der Einſicht ver- 
weigern, ſoweit er die Auskunft über die Vorgänge verweigern könnte. 

§ 155. 

Wer Waren zum Weiterverkauf veräußert, deren Abgabe an den Verbraucher eine Steuerpflicht 
begründet, hat dem Steueramt mit Genehmigung des Landesſteueramtes auf Verlangen ſeine Bücher 
und Geſchäftspapiere inſoweit zur Einſicht vorzulegen, als dies zur Feſtſtellung erforderlich iſt, wer 
ſolche Waren erhalten hat und um welche Mengen es ſich handelt. 


8 156. 

Zur Ermittelung des Steuerwertes von Aktien und anderen Wertpapieren und Anteilen an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, ſofern dieſe Vermögenswerte weder einen Börſenkurs noch 
einen Marktpreis haben, haben die Vorſtände und Liquidatoren dieſer Geſellſchaften, wenn die Geſell⸗ 
ſchaft ihren Sitz oder Vermögen im Inlande hat, dem Steueramt am Sitze ihrer Verwaltung oder dem 
Steueramt des Bezirks, wo ſich das Vermögen befindet, auf Verlangen binnen einer Friſt von 4 Wochen 
nachzuweiſen: 

1. die Höhe des Grundkapitals oder der Stammeinlagen, 5 

2. den Betrag der in den letzten drei Jahren jährlich verteilten Gewinne, 

3. die tatſächlichen Mitteilungen, die das Steueramt zur Schätzung des Wertes der Aktien, 
Wertpapiere oder Anteile erfordert, ſofern dieſe Vermögenswerte weder einen Börſenkurs 
noch einen Marktpreis haben. 

Bei der Nachweiſung haben ſie zu verſichern, daß fie die Angaben nach beſtem Wiſſen und Ge- 

wiſſen gemacht haben. 
§ 157. 

Als Sachverſtändiger hat auf Verlangen ein Gutachten abzugeben, wer zur Erstattung von 
Gutachten der geforderten Art öffentlich beſtellt iſt oder die Wiſſenſchaft, die Kunſt oder das Gewerbe, 
deren Kenntnis Vorausſetzung zur Begutachtung iſt, öffentlich zum Erwerb ausübt oder zu ihrer Aus- 
übung öffentlich beſtellt oder ermächtigt iſt. 

Die Gründe, aus denen eine Auskunft verweigert werden darf, berechtigen einen Sachverſtändigen 


zur 8 des Gutachtens. § 153 gilt entſprechend. 


Offentliche Beamte ſind nicht als Sachverſtändige zuzuziehen, wenn Sn vorgeſetzte Behörde er- 
klärt, daß dies dem Dienſte nachteilig ſein würde. 
IV. Beiſtandspflicht der Behörden und berufsſtändiſchen Vertretungen. 
§ 158. 

Die Staats- und Gemeindebehörden, die Beamten und Notare, ſowie die Verbände und Ver⸗ 
ftretungen von Betriebs⸗ oder Berufszweigen haben den Steuerämtern unentgeltlich jede zur Durch⸗ 
ührung der Beſteuerung und der den Steuerämtern obli egenden Prüfung und Auſſicht dienliche Hilfe 
zu leiſten, insbeſondere Einſicht in ihre Bücher, Verhandlungen, Liſten und Urkunden zu gewähren. Die 
Unverletzbarkeit des Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgeheimniſſes bleibt unberührt. 

Schuldbuchverwaltungen, Poſtſcheckämter, Sparkaſſen und Banken, die die Stellung von Be⸗ 
hörden haben, fallen nicht unter dieſe Vorſchrift. 

$ 159. 

Sämtliche Behörden und Beamten haben Steuerzuwiderhandlungen, die ſie dienſtlich erfahren, 
den Steuerämtern mitzuteilen. Die Unverletzbarkeit des Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechgeheimniſſes 
bleibt unberührt. i 

V. Steueraufſicht. 
& 160. 

Inhaber von Betrieben oder Unternehmen, die der Steueraufſicht unterliegen, haben die Ver⸗ 
pflichtungen, die ihnen gegenüber der Steuerverwaltungen obliegen, ſelbſt zu erfüllen oder, wenn ſie den 
Betrieb oder das Unternehmen nicht ſelbſt leiten, hierfür einen geeigneten Betriebsleiter zu 1 
Die Beſtellung eines Betriebsleiters iſt dem Steueramt anzuzeigen. 


$ 161. 
Wer Gegenſtände gewinnen, herſtellen oder umſetzen will, an deren Gewinnung, Herftellung 


oder Umſatz eine Steuerpflicht geknüpft iſt, hat dies dem Steueramt vor Eröffnung des Betriebes an⸗ 
zumelden. Eine Eintragung des ſteuerpflichtigen Betriebes oder Unternehmens in öffentliche Bücher a 
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Regiſter darf erſt erfolgen, wenn der Anzeigepflicht genügt iſt. Das gleiche gilt für den, der ein Unter ⸗ 
nehmen betreiben will, das einer beſonderen Verkehrsſteuer unterliegt. 

u Das Nähere über Zeitpunkt, Form und Inhalt der Anmeldung regeln die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. 

8 162. 
Die Ausführungsbeſtimmungen ordnen an, welchen Bedingungen die nach § 161, Abſ. 1 an⸗ 

Er meldepflichtigen Betriebe nach ihrer Eröffnung zur Sicherung der Steuer zu genügen haben. Ins⸗ 

* beſondere können ſie anordnen: 

n 1. daß beſtimmte Gewerbehandlungen nur in angemeldeten oder ſolchen Räumen vorgenommen 


= werden dürfen, deren Benutzung für dieſen Zweck von dem Steueramt beſonders ge— 
3 nehmigt iſt, 

* 2. daß hergeſtellte Erzeugniſſe in beſtimmter Weiſe gelagert, verpackt oder bezeichnet werden 
5 * müſſen, 


3. daß, wenn neben der Herſtellung ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe, deren Verkauf im kleinen er- 
folgt, dieſer beſonders zu überwachen iſt, 
ER 4. daß über den Betrieb und über die gewonnenen, hergeſtellten oder in den Verkehr gebrachten 
ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe Buch zu führen iſt und die Beſtände feſtzuſtellen ſind, 
5. daß beſtimmte Vorgänge und Maßnahmen in den Betrieben, die für die Steueraufſicht 
wichtig ſind, dem Steueramt anzumelden ſind. 
82163. 

Die Steuerämter ſind befugt, in Betrieben, die der Steueraufſicht unterliegen, Nachſchau zu 
halten. Die Ausführungsbeſtimmungen ordnen an, zu welchen Zeiten die Nachſchau ſtattfinden darf, 
und welche Befugniſſe den Beamten im einzelnen zuſtehen. Zeitliche Beſchränkungen der Nachſchau 
fallen weg, wenn Gefahr im Verzuge iſt. 

Es dürfen keine Einrichtungen getroffen werden, die die Ausführung der Auſſicht hindern oder 
erſchweren. 


8 164. 

1 Den Aufſichtsbeamten iſt jede für die Steueraufſicht oder zu ſtatiſtiſchen Zwecken erforderliche 
Auskunft über den Betrieb zu erteilen, auch ſind ihnen bei ihren Amtshandlungen die Hilfsmittel (Ge— 
räte, Beleuchtung uſw.) zu ſtellen und die nötigen Hilfsdienſte zu leiſten. Was zu ſtatiſtiſchen Zwecken 
erforderlich iſt, wird durch die Ausführungsbeſtimmungen geregelt. 

Den Oberbeamten des Aufſichtsdienſtes find die Geſchäftsbücher und die Schriftſtücke über Her- 
8 ſtellung und Abſatz von ſteuerpflichtigen Erzeugniſſen auf Erfordern zur Einſicht vorzulegen. 

Br Auf Verlangen des Steueramtes hat der Steuerpflichtige für die Steuerbeamten, die ſich in 

2 ſeinem Betriebe dienſtlich aufzuhalten haben, einen geeigneten Raum zur Verſügung zu ſtellen und in— 
ſtand zu halten. 

i 8 165. 

Wenn die Steuerämter befugt ſind zu prüfen, ob Bücher, Aufzeichnungen und Verzeichniſſe wie 
vorgeſchrieben geführt und vorgeſchriebene Beſcheinigungen ausgeſtellt werden, können ihre Beamten und 
die von ihnen nach § 173 beauftragten Perſonen die Geſchäftsräume in den üblichen Geſchäſtsſtunden 
betreten und dieſe Prüfung vornehmen. Die Steuerpflichtigen und ihre Angeſtellten haben ihnen jede 
Auskunft und Nachweiſung zu erteilen, deren ſie für die Prüfung bedürfen, und ihnen alle für die 
Prüfung in Betracht kommenden Schriftſtücke zur Einſicht vorzulegen. Die Vorſchrift gilt nicht für den 
Fall des 8 135. g 300 


5 Unter Aufſicht ſtehende Betriebe, bei denen eine Steuerhinterziehung ſtrafrechtlich feſtgeſtellt iſt, 
oder in denen mit Wiſſen des Inhabers oder eines Vertreters Angeſtellte oder Arbeiter beſchäftig 


‘ 


. en En * un 
werben, die wegen Steuerhinterziehung in dieſen Betrieben oder in Betrieben gleicher oder ähnlicher 
Art mit einer Gelditrafe von mindeſtens fünfhundert Mark oder mit Freiheitsſtrafe oder wiederholt be⸗ 
ſtraft find, können auf Koſten des Inhabers beſonderen Aufſichtsmaßnahmen unterworfen werden. 


§ 167. 

Wer geſchäftsmäßig oder gegen Entgelt anderen Rat und Hilfe erteilt, hat dem Steueramt auf 
Verlangen in die Geſchäftspapiere, die dieſe Tätigkeit betreffen, Einſicht zu gewähren. Wird er wegen 
Steuerhinterziehung oder Teilnahme an einer ſolchen verurteilt, ſo kann ihm das Landesſteueramt nach 
der Rechtskraft des Urteils unterſagen, feine Tätigkeit fortzuſetzen. Gegen den Beſchluß iſt die Be- 
ſchwerde an das Oberſte Steuergericht zuläſſig. Dieſes entſcheidet im Beſchlußverfahren. Nach: Ablauf 
eines Jahres ſeit der Rechtskraft des Beſchluſſes kann das Landesſteueramt den Beſchluß aufheben. 

Abſatz 1, Satz 1 gilt nicht für Rechtsanwälte und Notare ſowie Vertreter beruflicher oder ge— 
werkſchaftlicher Vereinigungen hinſichtlich des von ihnen vertretenen Perſonenkreiſes, ſofern ſie nicht wegen 
Steuerhinterziehung oder Teilnahme an einer ſolchen verurteilt ſind. 

§ 168. 

Wenn einem Gewerbetreibendey, der ſich mit Geſchäften der im § 167 bezeichneten Art abgibt, 
die Beſorgung fremder? Nahtsangleheleden und bei Behörden wahrzunehmender Geſchäfte nach der 
Gewerbeordnung ($ 35 a. a. O.) zu unterſagen iſt, kann das Steueramt durch Antrag oder Klage eine 
Entſcheidung der zuſtändigen Behörde über die Unterſagung herbeiführen. Wird der Antrag oder die 
Klage abgewieſen, ſo ſteht dem Steueramt das Rechtsmittel zu, das der Gewerbetreibende hätte, wenn 
der Betrieb unterſagt worden wäre; das gleiche gilt für das weitere Rechtsmittelverfahren. 

VI. Zwangsmittel und Sicherungsgelder. 
8 169. 

Die Steuerämter können Anordnungen, die ſie bei Ermittelung von Steueranſprüchen oder 
Durchführung. der Steueraufſicht innerhalb ihrer geſetzlichen Befugniſſe treffen, durch Geldſtrafe er⸗ 
zwingen. Die einzelne Geldſtrafe darf 3000 Mark nicht überſteigen; ſie kann einmal wiederholt werden. 

Kommt der Pflichtige auch nach Auferlegung der zweiten Geldſtrafe der Anordnung nicht nach, 
ſo können drei weitere Geldſtrafen durch das Landesſteueramt feſtgeſetzt werden, die hinſichtlich ihrer 
Höhe nicht begrenzt ſind. 

Eine Umwandlung der Geldſtrafe in eine Haftſtrafe findet nicht ſtatt. 

Die Steuerämter können weiterhin Anordnungen der in Abſatz 1 gedachten Art auf Koften der 
Pflichtigen ausführen laſſen oder unmittelbar erzwingen. Die Koſten der Ausführung durch Dritte und 
des unmittelbaren Zwanges können im voraus in einem vorläufig zu veranſchlagenden Betrage zwangs⸗ 
weiſe eingezogen werden. — 

Unmittelbarer Zwang darf nur angewandt werden, wenn die Anordnung ſonſt nicht durch- 
führbar iſt oder Gefahr im Verzuge liegt. 

Gegen öffentliche Behörden ſind Zwangsmittel nicht zuläſſig. Bevor ein Zwangsmittel feſtgeſetzt 
wird, muß der Pflichtige unter Androhung des Zwangsmittels mit Setzung einer angemeſſenen Friſt 
zur Vornahme der von ihm geforderten Handlung aufgefordert werden. Die Aufforderung und die An⸗ 
drohung müſſen ſchriftlich geſchehen, außer wenn Gefahr im Verzuge liegt. 

Wer behauptet, zur Erfüllung der Aufforderung nicht verpflichtet zu fein, hat dies dem Steuer⸗ 
amt rechtzeitig unter Darlegung der Gründe mitzuteilen. a 

8 170. 

Wenn das Geſetz Gewährung von Steuervergünſtigungen oder b Erlkichteraggen bei der Ent⸗ 
richtung oder Berechnung von Steuern zuläßt, können dem Steuerpflichtigen, insbeſondere auch zur 
Überwachung, beſondere Bedingungen auferlegt, und es kann beſtimmt werden, daß bei Nichteinhaltung 
dieſer Bedingungen Geldbußen verwirkt fein ſollen (Sicherungsgelder). Soweit kein höherer Betrag zu 


9 


gelaſſen iſt, kann das Sicherungsgeld für den einzelnen Fall bis 20000 Mark bemeſſen werden. Das 
Steueramt legt das Sicherungsgeld auf und beſtimmt ſeine Höhe. 

Das Sicherungsgeld iſt nicht aufzuerlegen, wenn der Steuerpflichtige nachweist, daß bei der 
Nichteinhaltung der Bedingung weder ihm noch feinen Vertretern, Angeſtellten oder Arbeitern ein Ver— 
ſchulden zur Laſt fällt. - 

VII. Ermittelungs- und Feftfegungsverfahren. 


= 8 171. 


* Das Steueramt hat die ſteuerpflichtigen Fälle zu erforſchen und von Amts wegen die tatſäch⸗ 
x! lichen und rechtlichen Verhältniſſe zu ermitteln, die für die Steuerpflicht und die Bemeſſung der Steuer 
* weſentlich ſind. Es hat Angaben der Steuerpflichtigen auch zugunſten des Steuerpflichtigen zu prüfen. 
Be. 8 172. 

* 

3 . Das Steueramt hat die Steuererklärungen (§ 139) zu prüfen. Soweit nötig, hat es tunlichſt 


durch ſchriftliche Aufforderung zu veranlaſſen, daß Lücken ergänzt und Zweifel beſeitigt werden. 

Beſtehen gegen die Angaben einer Steuererklärung Bedenken, ſo hat das Steueramt ſie dem 
Steuerpflichtigen mitzuteilen mit der Aufforderung, binnen einer zu beſtimmenden Friſt ſich darüber zu 
erklären oder beſtimmte Fragen über noch aufzuklärende, für die Veranlagung erhebliche Punkte zu be- 
antworten und Beweismitteb für ſeine Angaben beizubringen. Das Steueramt kann den Steuerpflichtigen, 
falls eine Aufforderung zur ſchriftlichen Erklärung nicht angezeigt iſt oder keinen Erfolg hat, vorladen 
und ihn nach § 143 ff. zur Auskunft und weiteren Nachweiſungen anhalten, ſowie ſelbſt die nötigen Er 
mittelungen vornehmen. 

Die Koſten der Ermittelungen trägt der Steuerpflichtige, wenn das Endergebnis das ſeinen 
Angaben entſprechende Ergebnis um mehr als ein Drittel überſteigt, es ſei denn, daß die Abweichung 
durch die Schwierigkeit der Wertabſchätzung oder ſonſtigen entſchuldbaren Irrtum hervorgerufen iſt. 

98178. 

Steuerämter können Sachverſtändige zuziehen oder Prüfungsbeamte, die ihnen zugeordnet find, 
verwenden. Die ſo hinzugezogenen Perſonen und Sachverſtändigen haben über das, was ihneu durch 
ihre Tätigkeit bekannt wird, ſtrengſtens zu ſchweigen und dürfen dieſe Kenntniſſe nicht unbeſugt ver⸗ 
werten. Sie ſind hierauf eidlich zu verpflichten. 

Soweit nicht Gefahr im Verzuge liegt oder Verdacht der Verſchleierung beſteht, hat das Steuer- 
amt die Perſon, die es beauftragen will, dem Steuerpflichtigen mitzuteilen. Befürchtet der Steuerpflichtige 
von der Tätigkeit dieſer Perſon die Verletzung eines Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes oder Schaden 
für ſeine geſchäftliche Tätigkeit, ſo kann er ſie ablehnen und, wenn dieſem Antrage nicht ſtattgegeben 
wird, beantragen, die Prüfung auf ſeine Koſten durch beſondere Sachverſtändige vornehmen zu laſſen. 
Er hat Perſonen, die hierzu bereit und geeignet ſind, zu bezeichnen. Einigt man ſich nicht, ſo entſcheidet 
das Landesſteueramt endgültig. f 


§ 174. 
Das Steueramt ſoll die Vorlegung von Büchern und Geſchäftspapieren in der Regel erſt verlangen, 
wenn die Auskunft des Steuerpflichtigen nicht genügt oder Bedenken gegen ihre Richtigkeit vorliegen. 
% 8 175. 
Bücher und Aufzeichnungen, die den Vorſchriften der 88 133, 134 entſprechen, haben die Ver⸗ f 
mutung ordnungsmäßiger Führung für ſich und ſind, wenn nach den Umſtänden des Falles kein Anlaß 1 
iſt, ihre ſachliche Richtigkeit zu beanſtanden, der Beſteuerung zugrunde zu legen. Wenn eine vom Senat 
bezeichnete Stelle beſcheinigt, daß ſie die Bücher und Aufzeichnungen geprüft hat, und daß die Ein⸗ 
traguugen, für die fie beſtimmt find, fortlaufend und vollſtändig gemacht und formell und fachlich richtig 
ſind, ſo darf die Beanſtandung nur mit Genehmigung des Landesſteueramtes erfolgen. 
Bücher, Geſchäftspapiere, Bilanzen und deren Erläuterungen dürfen einem Ausſchuß, falls der 
Steuerpflichtige nicht widerſpricht, zur Einſicht mitgeteilt werden, ſonſt iſt der Buchbeweis durch den 


Vorſteher des Steueramtes oder unter deſſen Leitung durch die im $173 genannten Perſonen zu erheben. 
Dieſe haben dem Ausſchuß über das Ergebnis zu berichten. Wenn ſchriftlich berichtet wird, ſoll dem 
Steuerpflichtigen eine Abſchrift mitgeteilt werden. 

$ 176. 

Wenn es ſich um die Ermittelung von Steueranſprüchen gegen beſtimmte Perſonen handelt, 
ſollen andere Perſonen erſt dann zu einer Auskunft oder Vorlegung von Büchern angehalten werden, 
wenn die Verhandlungen mit dem Steuerpflichtigen nicht zum Ziele führen oder keinen Erfolg verſprechen. 
Nur wenn es erforderlich iſt, um die Wahrheit zu ermitteln, oder wenn Gefahr im Verzuge liegt, ſoll 
verlangt werden, daß der Steuerpflichtige (88 146, 154) Wertſachen vorlegt, oder den Inhalt von Be⸗ 
hältniſſen oder eines verſchloſſenen Depots nachweiſt; das Steueramt kann alsdann der Stelle, die das 
Schließfach überlaſſen hat oder das Depot verwahrt, vorſchreiben, dem Steuerpflichtigen während an⸗ 
gemeſſen kurzer Friſt nur unter Zuziehung eines vom Steueramt zu bezeichnenden Beamten Zutritt zum 
Schließfach zu gewähren oder das Depot auszuhändigen. 

Die Vorſchriften des § 149 bleiben unberührt. 


§ 177. 

Nach Abſchluß ſeiner Ermittelungen ſtellt das Steueramt die Steuer feſt. Soweit es die Be- 
ſteuerungsgrundlagen nach ſeinen Ermittelungen nicht feſtſtellen oder berechnen kann, hat es ſie zu ſchätzen; 
dabei ſind alle Umſtände zu berückſichtigen, die für eine Schätzung von Bedeutung ſind. 

Zu ſchätzen iſt insbeſondere dann, wenn der Steuerpflichtige über ſeine Angaben keine aus⸗ 
reichenden Aufklärungen zu geben vermag oder weitere Auskunft verweigert. Das gleiche gilt, wenn 
der Steuerpflichtige Bücher oder Aufzeichnungen, die er nach den Steuergeſetzen zu Br hat, nicht 
vorlegen kann. 

Wenn eine Schätzung notwendig geworden iſt, weil der Steuerpflichtige Se e die ihm 
durch die Steuergeſetze auferlegt ſind, ſchuldhaft nicht genügt hat, und die im Steuerbeſcheide feſtgeſtellt 
worden iſt, iſt wegen der Höhe der Schätzung nur die Beſchwerde an das Landesſteueramt zuläſſig. 
Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Steuerbeſcheid im 
übrigen unanfechtbar geworden iſt. Das Landesſteueramt hat die Entſcheidung bis zu dieſem Zeitpunkt 
auszuſetzen und entſcheidet endgültg. 

§ 178. 

Steuerbeſcheide, die nach dem Steuergeſetze ſchriftlich zu erteilen ſiud, müſſen die Höhe der 
Steuer enthalten. 

Sie ſollen ferner enthalten: 

1. eine Belehrung, welches Rechtsmittel zuläſſig iſt, und binnen welcher Friſt und bei welcher 

Behörde es einzulegen iſt, 

2. die Grundlagen der Steuerfeſtſetzung und Veranlagung, ſoweit ſie dem Steuerpflichtigen nicht 

ſchon mitgeteilt ſind, 

3. eine Anweiſung, wo, wann und wie die Steuer oder Sicherheit zu entrichten iſt, 

4. die Punkte, in denen von der Steuererklärung abgewichen worden iſt. 

Die Steuerbeſcheide ſind verſchloſſen zuzuſtellen. : 

8 179. 

Wenn nichts Abweichendes vorgeſchrieben iſt, find Nachforderungen von Steuern bis zum Ablauf 
der Verjährungsfriſt zuläſſig. 

Hat jedoch bei Steuern, bei denen die Verjährungsfriſt (8 99) mehr als ein Jahr beträgt, 


das Steueramt nach Prüfung des Sachverhalts einen beſonderen, im Geſetze ſelber vorgeſehenen ſchriftlichen 
Beſcheid (Veranlagungs., Freiſtellungs- oder Feſtſtellungsbeſcheid) erteilt, jo iſt, ſoweit nichts anderes 
vorgeſchrieben iſt, eine Neuveranlagung nur zuläſſig, wenn neue Tatſachen oder Beweismittel 3 3 


werden, die eine höhere Veranlagung rechtfertigen. 


Fehler aufgedeckt werden, deren Berichtigung eine höhere Veranlagung rechtfertigt. Dies gilt nicht bei 
den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen ausſchl. der Erbſchaftsſteuer. 

Eine Neuveranlagung darf nicht auf eine nach Entſtehung des Steueranſpruches erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung des Oberſten Steuergerichts begründet werden, in der die Steuerpflicht im Gegenſatz zu einer 
früheren, einen gleichen Tatbeſtand betreffenden höchſtrichterlichen Entſcheidung bejaht wird. 

§ 180. 

Wenn bei einer Nachprüfung durch die Aufſichtsbehörde vor Ablauf der Verjährungsfriſt Fehler 
aufgedeckt werden, deren Berichtigung eine Herabſetzung der Steuer rechtfertigt, jo iſt die Steuerfeſtſetzung 
zu berichtigen. 

§ 181. 

Wo das Geſetz wegen bedingter befriſteter oder ſonſt ungewiſſer Verhältniſſe die Steuerfeſtſetzung 
ausſetzt oder eine vorläufige vorſieht, iſt die Steuerfeſtſetzung nachzuholen oder zu berichtigen, wenn 
die Ungewißheit beſeitigt iſt. Nach Ablauf des Jahres, das auf die Beſeitigung der Ungewißheit folgt, 
kann der Steuerpflichtige die Berichtigung nicht mehr beantragen. Eine Berichtigung zum Nachteil der 
Steuerpflichtigen ift unzuläſſig, wenn der Anſpruch auf Nachzahlung verfährt iſt; im Sinne des 8 100 
Abſ. 1 gilt der Anſpruch als mit der Beſeitigung der Ungewißheit entſtanden. 

Abſ. 1 gilt entſprechend, wenn ein Tatbeſtandsmerkmal, deſſen Vorliegen das Geſetz für die 


Beſteuerung ſordert, nachträglich mit Wirkung für die Vergangenheit weggefallen iſt, wie bei Anfechtung 


einer letztwiligen Verfügung oder einer Erbſchaftsannahme. 
§ 182. 

Der Senat kann anordnen, daß Nachforderungen von Steuern und Berichtigungen von Steuer⸗ 
feſtſetzungen unterbleiben, wenn der Betrag, der nachzufordern oder zu erſtatten iſt, eine gewiſſe Grenze 
vorausſichtlich nicht überſchreitet. 

8 18g. 

Das Steuerermittelungsverfahren iſt außer im Falle des 8 172 Abſ. 3, $ 173 Abſ. 2 koſten⸗, 

gebühren⸗ und ſtempelfrei; im übrigen beſtimmt der Senat den Umfang der Gebühren. 


Fünfter Abſchnitt. Rechtsmittel. 
I. Zuläſſigkeit der Rechtsmittel. 
8 184 

In Steuerſachen, insbeſondere auch bei Rückforderungen bezahlter Steuern, iſt der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Gerichten ausgeſchloſſen. 

Gegen Steuerbeſcheide (88 178, 187) und gegen die im $ 190 bezeichneten Beſcheide iſt als 
Rechtsmittelverfahren gegeben, 

1. ſoweit es ſich um andere als Verbrauchsabgaben handelt, das Berufungsverfahren, 

2. ſoweit es ſich um Verbrauchsabgaben handelt, das Anfechtungsverfahren. 

Das Anfechtungsverfahren kann an Stelle des Berufungsverfahrens auf Grund geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen auch für Abgaben, die nicht Verbrauchsabgaben ſind, eingeführt werden. 

Andere als die in den 88 184 bis 190 bezeichneten Verfügungen von Finanzbehörden unterliegen 
der Verwaltungsbeſchwerde (8 238). 


§ 185. 
Im Berufungsverfahren ſind gegeben: 


Gegen die Entſcheidung des Steueramtes oder einer Hilfsſtelle des Steueramtes: der Einſpruch; 
über ihn entſcheidet das Steueramt, und zwar — ſoweit Steuerausſchüſſe bei der Veranlagung mitgewirkt 
haben — unter Mitwirkung der Ausſchüſſe, 

gegen die Einſpruchsentſcheidung des Steueramtes: die Berufung; über ſie entſcheidet das 
Steuergericht, 


Eine Reuverunlagung iſt ferner zuläſſig, wenn bei einer b Nachprüfung durch die Auſſichtsbehörde 
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gegen die Berufungsentſcheidung des Steuergerichts: die Rechtsbeſchwerde; über ſie entſcheidet 
das Oberſte Steuergericht. a 


Im Anfechtungsverfahren ſind gegeben: 
gegen die Entſcheidung des Steueramtes oder eimer Hilfsſtelle des Steueramtes: die Anfechtung; 
über ſie entſcheidet das Landesſteueramt. 


Gegen die Anfechtungsentſcheidung des Landesſteueramts: die Rechtsbeſchwerde; über ſie entſcheidet 
das Oberſte Steuergericht. im 


Iſt ein förmlicher Steuerbeſcheid nicht zu erteilen, fo gilt als Steuerbeſcheid jede ſchriftliche 
Willenskundgebung eines Steueramtes oder einer Hilfsſtelle eines Steueramtes, mit der erſtmalig ein 
beſtimmter Betrag als Steuer von einer beſtimmten Perſon oder innerhalb einer beſtimmter Friſt 
beanſprucht wird. 

Als Steuerbeſcheid im Sinne des 8 184 gilt auch eine ſchriftliche Auskunft, die ein Steueramt 
über die Stempelpflichtigkeit einer ausgeſtellten Urkunde oder eines vollzogenen Rechtsgeſchäfts erteilt. 
Als Steuerbeſcheide gelten ferner Freiſtellungen von Steuern und Feſtſtellungsbeſcheide eines Steueramtes 
oder des Landesſteueramtes, die für die Bemeſſung künftiger Steueranſprüche bindend find. Iſt ein 
ſolcher Feſtſtellungsbeſcheid vom Landesſteueramt erlaſſen, ſo iſt die Rechtsbeſchwerde an das Oberſte 
Steuergericht gegeben. i 

Jedoch gelten Vorbeſcheide gegen § 58 nicht als Steuerbeſcheide. 


8 188. 

Außer bei Feſtſtellungsbeſcheiden ($ 187 Abſ. 2) kann ein Steuerbeſcheid nur deshalb angefochten 
werden, weil ſich der Steuerpflichtige durch die Höhe der Steuerforderung beſchwert fühlt oder weil die 
Steuerpflicht verneint oder eine zu geringe Steuer feſtgeſetzt iſt. 

; § 189. 

Bei Steuerbeſcheiden, die frühere Steuerbeſcheide ändern, z. B. wie in den Fällen des $ 53 
Abſ. 2 und der 88 54, 179 und 181, iſt der neue Beſcheid ſelbſtändig anfechtbar, ſoweit die Anderung reicht. 


§ 190. 

Die Rechtsmittel der 88 184—186 ſind ferner gegeben gegen Beſcheide über Erſtattungs⸗ und 
Vergütungsanſprüche, die aus Rechtsgründen zugelaſſen ſind, ſowie gegen Beſcheide, durch die erſtattete 
oder vergütete Beträge zurückgefordert werden. Iſt ein ſolcher Beſcheid von dem Landesſteueramt erlaſſen, 
jo iſt gegen ihn in den Fällen des $ 184 Nr. 1 die Berufung an das Steuergericht und gegen deſſen 
Entſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das Oberſte Steuergericht, und in den Fällen des § 184 Nr. 2 die 
Rechtsbeſchwerde an das Oberſte Steuergericht gegeben. 


8 191. 

Befugt, ein Rechtsmittel einzulegen, iſt der, gegen den der Beſcheid oder die Verfügung ergangen 
iſt. Für feine Vertretung gelten der § 63 Abſ. 2 und die 88 64 — 72. Stirbt jemand, der berechtigt ift 
ein Rechtsmittel einzulegen während eine Rechtsmittelfriſt läuft, bevor er das Rechtsmittel eingelegt hat, 
ſo kann jeder Erbe das Rechtsmittel einlegen. N 

$ 192. 

Iſt ein Beſcheid gegen jemand erlaffen, der nach $ 63 Abſ. 2, 88 64—72 befugt iſt, die 
Intereſſen eines Steuerpflichtigen wahrzunehmen, ſo wirkt er auch gegen den Steuerpflichtigen. Wenn der 
Steuerpflichtige befugt iſt, dieſe Intereſſen ſelbſtändig wahrzunehmen, ſo kann er das Rechtsmittel 
ſelbſtändig einlegen oder dem Rechtsmittel beitreten, das die zur Wahrung dieſer Intereſſen befugte 
Peerſon eingelegt hat. Die Rechtsmittelbehörde kann ihn auch von Amts wegen als Beteiligten zuziehen. 
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Auch ſonſt kann ein gter zugezogen werden, ntereffe nach den Steuergeſetzen durch 
ie Entſcheidung berührt wird, insbeſondere, wer auf Grund dieſer Geſetze neben den Steuerpflichtigen 
haftet oder haftbar gemacht werden kann. Wer als Beteiligter zugezogen oder beigetreten iſt, kann 
dieſelben Rechtsmittel geltend machen, die dem Steuerpflichtigen zuſtehen; er muß die Rechtsmittel⸗ 
entſcheidung gegen ſich gelten laſſen. ur 


II. Allgemeine Vorſchriften über das Verfahren. 
§ 193. 
Someit die Rechtsmittelbehörden zur Nachprüfung tatſächlicher Verhältniſſe berufen find, haben 
ſie den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln. Sie ſind an die Anträge deſſen, der das Rechtsmittel 
eingelegt hat, nicht gebunden und können mit Ausnahme des Oberſten Steuergerichts den Beſcheid auch 
zu ſeinem Nachteil ändern, wenn und ſoweit neue Tatſachen oder Beweismittel bekannt geworden ſind, die 


eine ſolche Anderung rechtfertigen, oder wenn dieſe Anderung ſich auf eine abweichende rechtliche Be- 
urteilung gründet. 


u. 


8 194. * 


i Die Rechtsmittelbehörden haben die Befugniſſe, die den Steuerämtern im Beſteuerungsverſahren 
gegeben ſind. Soweit die Ausübung dieſer Befugnis an die Genehmigung des Landesſteueramte 
gebunden iſt, bedarf es dieſer nur, wenn Steuerämter als Rechtsmittelbehörden tätig werden. 


8 195. 
Die Friſt für die Einlegung eines Rechtsmittels beträgt einen Monat. 
9 106. 


Die Friſt zur Einlegung eines Rechtsmittels beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Beſcheid 
den Berechtigten zugeſtellt oder, wenn keine Zuſtellung erfolgt, bekanntgeworden iſt, oder als bekannt 
gemacht gilt. 5 N N 

Ein Rechtsmittel kann eingelegt werden, ſobald der Beſcheid vorliegt. Fehlt in einem Beſcheide | 
eine geſetzlich vorgeſchriebene Rechtsbelehrung oder iſt fie unrichtig erteilt, jo wird die Rechtsmittelfriſt 
nicht in Lauf geſetzt. 

>= 8197. 

Wer berechtigt iſt, ein Rechtsmittel einzulegen, kann fich, wenn von anderer Seite ein Rechts⸗ | 
mittel eingelegt ift, dieſem Rechtsmittel anſchließen. Dies gilt auch dann, wenn für ihn die Friſt für die 
Einlegung des Rechtsmittels verſtrichen iſt. 188 
Auf Einlegung von Rechtsmitteln kann verzichtet werden. Ein trotzdem eingelegtes Rechtsmittel 
iſt als unzuläſſig zu verwerfen. 3 

Der Verzicht der Steuerpflichtigen iſt der Behörde, die den Beſcheid erteilt hat, ſchriftlich ein⸗ 
zureichen oder mündlich zu Protokoll zu erklären. 
§ 199. i 

Die Rechtsmittel können ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll erklärt werden. Es genügt, wenn 
aus dem Schriftſtück hervorgeht, wer das Rechtsmittel eingelegt hat. Einlegung durch Telegramm iſt 
zuläſſig. Die Rechtsmittel ſind bei der Geſchäftsſtelle der Behörde anzubringen, deren Beſcheid angefochten 
wird. Die Anbringung bei der zur Cntſcheidung berufenen Stelle (Rechtsmittelbehörde) oder einer Vor⸗ 
inſtanz genügt; das Rechtsmittel ift der zuſtändigen Stelle zu übermitteln. Die ſchriftliche Anbringung 
bei einer anderen Behörde iſt unſchädlich, wenn das Rechtsmittel rechtzeitig der zur Entſcheidung berufenen 
Stelle oder einer Vorinſtanz übermittelt wird. Unrichtige Bezeichnung des Rechtsmittels ſchadet nicht. 

Ein Rechtsmittel gilt als eingelegt, wenn aus dem Schriftſtück oder aus der Erklärung hervor⸗ 


geht, daß ſich der Erklärende durch die Entſcheidung beſchwert fühlt und Nachprüfung begehrt. 
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Bei der Einlegung ſoll die Entſcheidung bezeichnet werden, gegen die das Rechtsmittel gerichtet 
iſt. Es ſoll angegeben werden, inwieweit die Entſcheidung angefochten und ihre Aufhebung beantragt 
wird. Ferner ſollen die Tatſachen, die zur Begründung dienen, und die Beweismittel angeführt werden. 


§ 200. 

Durch Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirkſamkeit des angefochtenen Beſcheides nicht 
gehemmt, insbeſondere die Erhebung einer Steuer nicht aufgehalten. Die Behörde, die den Beſcheid 
erlaſſen hat, kann die Vollziehung ausſetzen, geeignetenfalls gegen Sicherheitsleiſtung. 

N 8 201. 

Die Rechtsmittelbehörde hat zu prüfen, ob das Rechtsmittel zuläſſiig und in der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Form und Friſt eingelegt iſt. Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt das Rechtsmittel 
als unzuläſſig zu verwerfen. 

Iſt die Rechtsmittelbehörde eine Kollegialbehörde, ſo ſteht dieſe Prüfung und Entſcheidung auch 
dem Vorſitzenden zu. Wenn dieſer das Rechtsmittel verwirft, kann der Betroffene binnen zwei Wochen 


die Entſcheidung der Rechtsmittelbehörde nachſuchen. In der Mitteilung des Vorſitzenden iſt hierauf 


hinzuweiſen. 
$ 202. 


Rechtsmittel können bis zur Unterzeichnung der Rechtsmittelentſcheidung und, falls mündlich 
verhandelt wird, bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf Grund deren entſchieden wird, zurück⸗ 
genommen werden. Die Zurücknahme iſt ſchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären. Sie hat 
den Verluft des Rechtsmittels zur Folge. Die Zurücknahme hemmt den Fortgang des Verfahrens nicht, 
wenn ſich ein ſonſt Beteiligter vorher dem Rechtsmittel angeſchloſſen hat. 

a 8 203. 

Der Steuerpflichtige, oder wer ſonſt das Rechtsmittel ehigelent hat, kann ſich im Rechtsmitt⸗ 
verfahren durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. Geſchäftsmäßige Vertreter können zurückgewieſen werden. 
Dies gilt nicht für die im § 69 Abſ. 1 Satz 3 genannten Perſonen. Bevollmächtigte und geſetzliche 
Vertreter haben ſich auf Verlangen als ſolche auszuweiſen. 

Behörden werden durch Beamte vertreten, die die Behörde allgemein oder für den einzelnen 


Fall beſtimmt. 
$ 204. 


Die Unterlagen der Beſteuerung, die dem angefochtenen Beſcheide zugrunde liegen, ſollen, ſoweit 
dies nicht fi ſchon geſchehen iſt, dem Steuerpflichtigen auf Antrag oder, wenn der Inhalt der Rechtsmittel— 
ſchrift den Anlaß gibt, von Amts wegen mitgeteilt werden. In dieſem Falle iſt ihm zur Begründung 
des Rechtsmittels eine Friſt von mindeſtens zwei * zu gewähren, die von Empfang der Mitteilung 
an läuft. 

j 9 BR 

Wenn Auskunftsperſonen oder Sachverſtändige im Rechtsmittelverfahren mündlich gehört Be 
kann den Beteiligten Gelegenheit zur Teilnahme am Termin gegeben werden. Iſt das nicht geſchehen, 
ſo darf das Beweisergebnis nur dann zum Nachteil des Steuerpflichtigen verwertet werden, wenn ihm 
Gelegenheit gegeben iſt, fich dazu zu äußern. 8 206 

Bei Zurückweiſung des Rechtsmittels ſoll die Entſcheidung das tatfäctiche und rechtliche Vor; 
bringen und die Beweisergebniſſe würdigen. Hinzugefügt werden ſoll eine Belehrung, welches Rechts- 
mittel weiter zuläſſig iſt und binnen welcher Friſt und wo es einzulegen iſt. 

Die Entſcheidungen ſind dem Steuerpflichtigen verſchloſſen zuzuſtellen. 

8 207. 


Soweit ein Bedürfnis vorliegt, ift der Wert des Streitgegenſtandes bei der Entſcelbung über 


das Rechtsmittel feſtzuſtellen. Die Rechtsmittelbehörde beſtimmt ihn nach freiem Ermeſſen. 


Wird eine Sache an eine Vorinſtanz oder an die Stelle, die zuerſt entſchieden hat, zurückver⸗ 
wieſen, ſo kann dieſer Stelle die Entſcheidung über die Koſten des Verfahrens und die Feſtſetzung des 
Wertes des Streitgegenſtandes übertragen werden. Die Stelle hat ihre Entſcheidung darüber der Rechts⸗ 
mittelbehörde mitzuteilen. 


III. Berufungsverfahren (Einſpruch, Berufung, Rechtsbeſchwerde). 


Se 8 208. 

8 Iſt ein Einſpruch eingelegt, ſo hat das Steueramt die Sache erneut zu prüfen. 

Br Richtet fi der Einſpruch gegen den Beſcheid einer Hilfsftelle, fo kann dieſe ihren Beſcheid ändern 
Be. Tut fie dies nicht, ſo legt fie die Sache dem Steueramt zur Entſcheidung vor. 

= ee | 

Bi Gegen die Entſcheidung der Steuerämter kann der Vorſteher des Steueramts Berufung einlegen. 


ee. Die Friſt zur Einlegung der Berufung endigt mit Ablauf der für den Steuerpflichtigen laufenden Ein⸗ 

Be: ſpruchsfriſt. Legt der Steuerpflichtige Einſpruch ein, fo ift zunächſt über den Einſpruch zu en 

§ 210. 
Beteiligte im Verfahren über die Berufung find: 

r 1. wer die Berufung eingelegt hat, 

= 2. das Steueramt, deſſen Einſpruchsentſcheidung angefochten wird, 
1 3. wer nach $ 192 als Beteiligter zugezogen wird oder dem Verfahren beigetreten iſt. € | 
* g 211. 
Das Steueramt, deſſen Entſcheidung angefochten ift, hat die Berufung mit = Akten und 
Br fonftigen Unterlagen dem Gericht zu überſenden. 

DS =: Hat der Vorſteher des Steueramts nach § 209 Berufung eingelegt, ſo hat er kr dem Steuer⸗ 
pflichtigen mitzuteilen. 5 


g 212. 

Schriftſätzen im Berufungsverfahren ſollen ſo viele Abſchriften beigefügt werden, wie Beteiligte 
vorhanden ſind. 

Die Geſchäftsſtelle des Gerichts hat den Beteiligten Abſchriften der Schriſtſätze oder Erklärungen 
mitzuteilen, die nicht von ihnen eingereicht oder abgegeben ſind. Bei umfangreichen Anlagen, Zeichnungen 
und dergl. kann der Vorſitzende geſtatten oder anordnen, daß fie zur Einſicht der Beteiligten auf der 
Geſchäftsſtelle niedergelegt werden. 
8 218. 
Im Berufungsverfahren dürfen neue Tatſachen und Beweiſe vorgebracht werden. 
8 177 Abſ. 1 und 2 gilt auch für die Berufung. 
8 214. 
i Der Vorſitzende des Gerichts bereitet die Entſcheidung vor. Er kann den Sachverhalt ermitteln 
und hat dabei dieſelben Befugniſſe wie das Gericht. 

Er kann ohne Zuziehung der Mitglieder über die Berufung vorläufig entſcheiden. 

Der vorläufige Beſcheid wirkt wie ein Urteil des Gerichts, es ſei denn, daß ein Beteiligter binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides die Entſcheidung des Gerichts beantragt. Wird ein ſolcher 
Antrag rechtzeitig geſtellt, ſo gilt der vorläufige Beſcheid als nicht ergangen. Über die Zuläſſigkeit des 
Antrages iſt nach $ 201 zu entſcheiden. 

In der Rechtsmittelbelehrung iſt darauf hinzuweiſen, daß es dem Beteiligten freiſteht, entweder 
Rechtsbeſchwerde an das Oberſte Steuergericht einzulegen oder die Entſcheidung des Gerichts zu bean⸗ 
tragen, und daß der vorläufige Beſcheid als nicht ergangen gilt, wenn Entſcheidung durch das Gericht 
beantragt wird. 
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Das Gericht erläßt eine Entſcheidung in nicht öffentlicher Sitzung, der Regel nach ohne vorherige 
mündliche Anhörung des Steuerpflichtigen. Es kann jedoch dem Steuerpflichtigen von Amts wegen oder 
auf Antrag Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über den Gegenſtand der Berufung gewähren, auch 
Zeugen und Sachverſtändige eidlich hören. Das perſönliche Erſcheinen des Steuerpflichtigen kann 
jederzeit angeordnet werden. x 6 21 


Beweiſe können vom Gericht, von einem oder mehreren Mitgliedern des Gerichts oder aus 
beſonderen Gründen von einer erſuchten Behörde aufgenommen werden. 

Der Vorſitzende kann Beweiſe auch vor der Verhandlung erheben. Er kann ein Mitglied des 
Gerichts oder einen anderen Beamten des Landesſteueramtes damit beauftragen oder aus beſonderen Gründen 
eine andere Behörde darum erſuchen. 

8 217. 

Über tatſächliche Verhältniſſe entſcheidet das Gericht nach ſeiner freien, aus den Vorgängen 
geſchöpften Überzeugung. Bei feiner Entſcheidung iſt es an diejenigen Gründe Bun gebunden, welche 
zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht worden find, 

8 218, 

Das Gericht beſchließt nach einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorſitzende ſümmt zuletzt. 8 16 
Abſ. 2 gilt entſprechend. 

Bei der Beratung und Abſtimmung dürfen außer den zur Entſcheidung berufenen Mitgliedern 
nur die beim Landesſteueramt zur Ausbildung beſchäftigten Perſonen zugegen ſein, ſoweit der Vorſitzende 
deren Anweſenheit geſtattet. i 

8 219. 
Die Urteile ſind den den von Amts wegen zuzuſtellen. 


§ 220. 
Die Urteile ergehen im Namen der Freien Stadt Danzig. 
Die Mitglieder, die entſchieden haben, ſind anzuführen; auch iſt der Sitzungstag anzugeben. 
Die Urteile ſind von dem Vorſitzenden und bei Se Verhinderung von dem ftändigen Mit 
glied zu unterzeichnen. 
8 221. 
Leidet das Lehen des Steueramts oder einer Hilfsſtelle an weſentlichen Mängeln, ſo hat 


das Steuergericht gleichwohl in der Sache zu entſcheiden. Eine Zurückverweiſung der Sache unter Auf⸗ 


hebung der angefochtenen Entſcheidung iſt nur aus beſonderen Gründen, insbeſondere zur Erſparung 
von Koſten, Arbeit oder Zeit, zuläſſig. 

Vorentſcheidungen über den Grund eines Anſpruches, Lellentſcheidungen über Einzelanſprüche 
oder ſelbſtändige Teile eines Anſpruches und Zwiſchenentſcheidungen über ſelbſtändige Streitpunkte ſind 
nur mit Zuſtimmung der Steuerpflichtigen zuläſſig. 

Für die Einlegung weiterer Rechtsmittel ſtehen Vor-, Teil- und e ee, End⸗ 
entſcheidungen gleich. 

8 222. 
Zur Einlegung der Rechtsbeſchwerde gegen die Urteile der Steuergerichte iſt auch die Steuer ⸗ 


k 8 behörde befugt, die den Steuerbeſcheid oder den im § 190 bezeichneten Beſcheid erlaſſen hat. 


8 223. 
Beteiligte im Verfahren über die Rechtsbeſchwerde ſind: 2 8 
1. wer im Verfahren über die Berufung Beteiligter war oder nach $ 192 als Betetiger 52 
zugezogen wird oder dem Verfahren beitritt, = 
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2. der Finanzſenator, wenn er feine Zuziehung beantragt. Das Oberſte Steuergericht kann 
ihn um Beteiligung erſuchen. pP 
224. 
Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, 8. | 
1. daß die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger. ER des beſtehenden | 


Rechts oder einem Verſtoße wider den klaren Inhalt der Akten beruhe, 
2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 
8 225. 
Der Beſchwerdeführer ſoll die Rechtsbeſchwerde beim Steuergericht ſchriftlich oder zu Protokoll 
begründen. Die Begründung kann auch zu Protokoll einer Vorinſtanz geſchehen; dieſe hat ſie weiterzugeben. 
Die Friſt für die Begründung beträgt einen Monat! Sie beginnt mit dem Ablauf der Beſchwerde— 
friſt und kann auf Antrag vom Vorſitzenden des Steuergerichts verlängert werden. 

Iſt die Rechtsbeſchwerde beim Oberſten Steuergericht angebracht ($ 190), jo kann ſie auch bei 

dieſem begründet werden; der Präſident des Oberſten Steuergerichts kann die Begründungsfriſten verlängern. 
$ 226. 

Wenn die Rechtsbeſchwerde darauf geſtützt wird, daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln 
leide, ſo hat die Begründung die Tatſachen zu enthalten, die den Mangel ergeben. 

Wird ſonſt die Verletzung von Rechtsnormen oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der 
3 Akten gerügt, ſo ſoll die Begründung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. 

Br 8 227. 
8 Das Steuergericht hat die Rechtsbeſchwerde mit den Akten und ſonſtigen Unterlagen ſpäteſtens 
nach Ablauf der Begründungsfriſt dem Oberſten Steuergericht einzuſenden. 

8 228. 

Falls die Rechtsbeſchwerde nicht als unzuläſſig zu verwerfen (§ 201) oder offenbar als RER 
zurückzuweiſen ift, hat der Vorſitzende die Beſchwerdeſchrift und die Begründung den übrigen Beteiligten 
zu ſchriftlicher Erklärung mitzuteilen. Zur Abgabe der Erklärung beſtimmt er eine Friſt. 

8 229. 

Einer Rechtsbeſchwerde können ſich die übrigen Beſchwerdeberechtigten nur bis zum Ablauf der 
ihnen zur Erklärung geſetzten Friſt anſchließen. Die Anſchlußbeſchwerde ſoll innerhalb eines Monats nach 
der Einlegung begründet werden. Im übrigen gelten für die Einlegung und Begründung der Anſchluß— 
beſchwerde die Vorſchriften für die Rechtsbeſchwerde. Jedoch iſt die Anſchlußbeſchwerde, wenn ſie nach 
der im $ 228 vorgeſehenen Aufforderung zur Erklärung eingelegt wird, bei dem Oberſten Steuergericht 
einzulegen. 


5 9 230. 


fiber die Rechtsbeſchwerde 5 mündlich zu verhandeln, wenn es ein Beteiligter beantragt, oder 
wenn es das Oberſte Steuergericht für angemeſſen hält. 

Auch wenn mündliche Verhandlung beantragt iſt, kann vorerſt ohne eine ſolche entſchieden werden. 
Der Beſcheid gilt als Urteil, wenn ein Beteiligter nicht innerhalb zweier Wochen, vom Tage der Zu— 
ſtellung an gerechnet, die Anberaumung der mündlichen Verhandlung beantragt. Dies iſt den Beteiligten 
in dem Beſcheide zu eröffnen. N 

§ 231. 

Das Oberſte Steuergericht kann Beweiſe vor der mündlichen Verhandlung erheben. 

Beweiſe können vom Oberſten Steuergericht ſelbſt von einem oder mehreren Mitgliedern des 
Oberſten Steuergerichts oder aus beſonderen Gründen von einer erſuchten Behörde aufgenommen werden. 
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8 232. 


Das Urteil des Steuergerichts darf nur aus den in 8 224 bezeichneten Gründen aufgehaben werden. 
Das Oberſte Steuergericht iſt an die geltend gemachten Gründe nicht gebunden. 
Iſt das Urteil aufzuheben, ſo kann das Oberſte Steuergericht ſelbſt entſcheiden oder die Sache 
an das Steuergericht zurückverweiſen. 


R Das Steuergericht und das Steueramt find an die rechtliche Beurteilung gebunden, die der 
b Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung und der Rückverweiſung zugrunde liegt. 
0 8 233. 


Im übrigen gelten die SS 212, 217, 219, 224 Abſ. 1 und 2 ſinngemäß auch für die Wacht 


beſchwerde. Soweit tatſächliche Verhältniſſe zu prüfen ſind, gilt auch § 213. 
Das Oberſte Steuergericht beſchließt in geheimer Sitzung mit einfacher Stimmenmehrheit. Die 
Reihenfolge der Abſtimmung richtet ſich nach dem Dienſtalter; der Jüngſte ſtimmt zuerſt. Zuletzt 


ſtimmt der Vorſitzende. Iſt ein Berichterſtatter ernannt, ſo gibt dieſer ſeine Stimme zuerſt ab. Ihm 
folgt ein etwaiger Mitberichterſtatter. Es gilt § 16 Abſ. 2. 
Die Urteile ſind von ſämtlichen Mitgliedern zu unterzeichnen. Iſt eines von ihnen hieran ver⸗ 


hindert, ſo hat dies der Vorſitzende, und bei deſſen Verhinderung ſein Vertreter unter dem N zu 
bemerken. 


IV. Anfechtungs verfahren. 
g 8 234. 

Iſt die Anfechtung (8 186) eingelegt, fo können das Steueramt oder die Hilfsſtelle des Steuer⸗ 
amtes, die die Entſcheidung erlaſſen haben, der Anfechtung abhelfen. Wollen ſie ihr nicht abhelfen, ſo 
haben ſie die Sache dem Landesſteueramt vorzulegen, und zwar die Hilfsſtelle durch das Steueramt, 
das ſeinerſeits der Anfechtung abhelfen kann. = 


Beteiligte im Verfahren über die Anfechtung find: 
1. wer die Anfechtung eingelegt hat, 
2. wer nach § 192 als Beteiligter zugezogen wird oder dem Verfahren beigetreten iſt. 
8 236. 
Das Landesſteueramt entſcheidet über die Anfechtung. Wird gegen die Entſcheidung des Landes- 
ſteueramtes Rechtsbeſchwerde eingelegt, ſo ſind Beteiligte im ze über die Rechtsbeſchwerde: 
1. die bei der Anfechtung Beteiligten (8 235), 
2. das Landesſteueramt, 


3. der Finanzſenator, wenn er ſeine Zuziehung beantragt; das Oberſte Steuergericht kann 
ihn um Beteiligung erſuchen. 
ER V. Beſchwerdeverfahren. 
75 9 237 
Für die Rechtsbeſchwerde gelten im übrigen ſiungemäß die 88 224—236. 
§ 238. i 
Zur Einlegung der Beſchwerde (§ 184 Abſ. 3) iſt befugt, wer durch die Verfügung beeinträchtigt iſt. 
5 § 239. 
Die Stelle, deren Verfügung angefochten iſt, kann der Beſchwerde abhelfen. 
zu beſchließen. 
heidung vorzulegen. 


Sie hat hierüber 


1 nicht ändern will, dem Steueramt vorzulegen. Dieſes hat ſie, wenn es der Beſchwerde nicht ab⸗ 
en will, dem Landesſteueramt vorzulegen. — 


9 
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Will fie ihr nicht abhelfen, ſo hat ſie die Beſchwerde der via 2 Behörde zur Ente 


Iſt die Verfügung von einer Hilfsſtelle erlaſſen, 9 hat dieſe die Veſchwerbe wenn ſie ihre Ver- — 
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Wird die Aenderung einer Verfügung verlangt, die eine von einem Steuergericht oder dem 
Se Oberſten Steuergericht um Erledigung einer Beweisaufnahme erſuchte oder beauftragte Stelle, oder die 
* die Geſchäſtsſtelle eines Steuergerichts oder des Oberſten Steuergerichts erlaſſen hat, jo entſcheidet, falls 
ER der Beſchwerde nicht abgeholfen wird, das Steuergericht oder das Oberſte Steuergericht. Gegen Beſchwerde— 
. entſcheidungen des Landesſteueramtes und gegen Verfügungen der Steuergerichte iſt eine Beſchwerde nicht 
zuläſſig; die Vorſchrift des § 240 bleibt unberührt. 

= 8 240. 2 

1 Gegen Beſchwerdeentſcheidungen des Landesſteueramtes und des Steuergerichts über Anordnungen, 
1 die nach $ 169 Abſ. 1 und nach den Vorſchriften, die den $ 169 für abwendbar erklären, erzwungen 
8 werden können, und über die Androhung eines Zwangsmittels zur Erzwingung einer ſolchen Anordnung 
iſt die Rechtsbeſchwerde an das Oberſte Steuergericht zuläſſig. Das gleiche gilt für Verfügungen dieſer 
Art, die das Steuergericht nach § 169 erläßt. 

Die Rechtsbeſchwerde gegen die Androhung eines Zwangsmittels erſtreckt ſich auf die Anordnung, 
die erzwungen werden ſoll, wenn dieſe nicht Gegenſtand eines beſonderen Beſchwerdeverfahrens geworden ift. 
8 Wegen Verhängung und Ausführung eines Zwangsmittels iſt die Rechtsbeſchwerde nur inſoweit 
8 zuläſſig, als darin eine Anordnung oder Androhung enthalten iſt und der Verhängung oder Ausführung 


Be; des Zwangsmittel keine beſondere Anordnung oder Androhung aorausgegangen ift. 

8 8 241. 

= Für das Beſchlußverfahren vor dem Oberſten Steuergericht gelten, ſoweit es ſich um Beſchwerden 

* handelt und nichts anderes vorgeſchrieben iſt, ſinngemäß die Vorſchriften, die für das Verfahren über die 

* Rechtsbeſchwerde gelten. Neue Tatſachen und Beweiſe können jedoch unbeſchränkt geltend gemacht werden. 
E 8 242. 

Bi; Als Beſchlußbehörde entſcheidet das Oberſte Steuergericht auch über Beſchwerden nach $ 6 des 
5 Doppelſteuergeſetzes vom 22. März 1909 (Reichsgeſetzblatt S. 332). 
Ei VI. Koſten. i 
* 9 248. | 
ZIG Bei der Entſcheidung über ein Rechtsmittel iſt über die Koſten des Verfahrens zu befinden. | 
Su Iſt dies unterblieben, fo iſt die Entſcheidung zu ergänzen. 

5 sa. 

Be Der Steuerpflichtige hat die Koſten eines von ihm eingelegten Rechtsmittels zu tragen, wenn 

8 es im endgültigen Ergebnis erfolglos iſt. Hat es zum Teil Erfolg, ſo können ihm die Koſten zum Teil 
5 insbeſondere ſeine eigenen Koſten, auferlegt werden. 
BE: Das gleiche gilt, wenn ein Rechtsmittel des Steuerpflichtigen zwar Erfolg hat, die Entſcheidung 

Bi aber auf Tatſachen beruht, die der Steuerpflichtige früher hätte geltend machen können und müſſen. 

En: Ferner können ihm Koſten auferlegt werden, die er durch unbegründete Anträge und Einwendungen 

Be verſchuldet hat. 

Bi Sind mehrere Steuerpflichtige zur Tragung der Koſten verpflichtet, jo haften fie nach Kopſteilen; 
Be. bei erheblicher Verſchiedenheit ihrer Beteiligung können die Koſten nach dem Maße ihrer Beteiligung 
Be verteilt werden. 


Dem Steuerpflichtigen im Sinne der 88 243-260 ſteht gleich, wer ſonſt als Privatperſon ein 
Be, Rechtsmittel eingelegt hat oder im Rechtsmittelverfahren beigetreten iſt oder zugezogen worden iſt. 
5 = $ 245. 
Koſten, die nicht dem Steuerpflichtigen zur Laſt fallen, hat der Staat zu tragen. 
246. 


= 3 Die Koſtenlaſt umfaßt die Erſtattung der notwendigen Auslagen, die den als Gegner Beteiligten 
Be erwachſen find. 


8 
1 2 — 
. ut 


ee 


das Vermögen bezeugt. Der Senat beſtimmt, in welchen Fällen die Koſten niederzuſchlagen find. 


Soweit dem Steuerpflichtigen keine Koſten auferlegt werden, ſind im notwendige Auslagen zu 
erſtatten, jedoch nicht beim Einſpruch, bei der Anfechtung uud bei der Beſchwerde ($ 184 Ab. 3). Auf 
Entſchädigung für Zeitverſäumis hat er keinen Anſpruch. Die Koſten der Zuziehung eines Rechtsanwalts, 
eines Bevollmächtigten oder Beiſtandes ſind nur erſtattungsfähig, wenn die Zuziehung nach Entſcheidung 
der Rechtsmittelbehörde notwendig war. 

Die Erſtattung von Auslagen iſt bei der Geſchäftsſtelle der Rechtsmittelbehörde zu beantragen, 
vor der ſie entſtanden ſind. Dieſe ſetzt den Betrag feſt und verfügt die Erſtattung oder veranlaßt die Ein⸗ 
ziehung. Gegen die Feſtſetzung kann innerhalb zweier Wochen von der Bekanntgabe an Erinnerung 
bei der Rechtsmittelbehörde angebracht werden; dieſe entſcheidet endgültig. 


5 8 247. 

Gebühren werden erhoben, wenn die Koſten einem Steuerpflichtigen zur Laſt fallen. Sie be⸗ 
ſtimmen ſich nach einem Tarif, der durch Verordnung des Senats feſtgeſetzt wird. 
In geeigneten Fällen können die Rechtsmittelbehörden die Gebühren bis auf die Hälfte ermäßigen. 


$ 248. 
An Auslagen der Rechtsmittelbehörden werden erhoben; 12 

1. Schreibgebühren für Ausfertigungen und Abſchriften, die nur auf Antrag erteilt oder des⸗ 
halb angefertigt werden, weil es der Beteiligte unterläßt, einem von Amts wegen zuzu⸗ 
ſtellenden Schriftſatz die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen, 

2. Telegraphengebühren und Fernſprechgebühren, 

3. Koſten von Zuſtellungen und öffentlichen Bekanntmachungen, 

4. Entſchädigungen, die an Auskunftsperſonen und Sachverſtändige gezahlt find, 

5. Reiſekoſten der Beamten der Rechtsmittelbehörde bei Geſchäften außerhalb des Dienſtſitzes, 

6. Beträge, die an andere Behörden oder Beamte oder an ſonſt zugezogene Perſonen für 
ihre Tätigkeit zu zahlen ſind. 9 240 


Schreibgebühren (8 248 Nr. 1) werden nach dem Gerichtskoſtengeſetz berechnet. Für Schriftſtücke 
in fremder Sprache, für Tabellen, ſowie Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Handzeichnungen und der⸗ 
gleichen regelt der Vorſitzende der Rechtsmittelbehörde die Schreibgebühr. 


8 250. 
Zur Deckung der von den Beteiligten nicht nach § 248 zu erſehenden Auslagen der Rechtsmittel⸗ 
behörden wird eine Abfindung von fünfzehn vom Hundert der Gebühr ($ 247) erhoben, ſofern der 2 
Steuerpflichtige die Koſten zu zahlen hat. Die Abfindung beträgt mindeſtens fünf Mark und höchftene 
hundert Mark. £ 2 - 
8 251. 


Die Auslagen (88 248—250) werden von der Geſchäftsſtelle der Rechtsmittebehörde, bei der 
ſie erwachſen ſind, feſtgeſetzt, und von der Behörde, die in erſter Inſtanz entſchieden hat, eingezogen. 
Erinnerungen gegen die Höhe entſcheidet die Rechtsmittelbehörde endgültig. 

Entſprechend wird bei Einziehung der Gebühren verfahren. 

Wenn jemand außerſtande iſt, die Koſten ohne Beeinträchtigung des für ihn und ſeine Familie 
notwendigen Unterhalts zu zahlen, ſo ſind ihm die Koſten zu ſtunden, bis er hierzu fähig iſt. Dem 
Geſuch iſt eine Beſcheinigung beizufügen, in der die untere Verwaltungsbehörde unter Angabe der Fa⸗ 
milien- und Vermögensverhältniſſe des Antragſtellers und der von ihm entrichteten direkten Steuern 


8 252. . 
Das Rechtsmittelverfahren iſt ſtempelfrei, Urkunden, die im Verfahren — werden, find 
nur inſoweit ſtempelpflichtig, als ſie es ohne dieſen Gebrauch wären. b 5 


$ 253. 
Die Rechtsmittelbehörde kann von Erhebung von Koſten, die durch unrichtige Ban der 
Sache ohne Schuld der Beteiligten entſtanden find, ganz oder zum Teil abſehen; fie ſoll auch für Zu- 
rücknahme eines Rechtsmittels oder für eine abweiſende Entſcheidung Gebührenfreiheit gewähren, wenn 
die Einlegung auf entſchuldbarer Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. 


Pr 8 254. 
Auslagen, die dadurch entſtanden find, daß ein Termin von Amts wegen verlegt iſt, ſind von 
den Beteiligten nicht einzuziehen. 
8 255 
Für die Entſchädigung von Auskunftsperſonen und Sachverſtändigen gilt 8 153. Die Entſchädigung 
wird von der Geſchäftsſtelle der Rechtsmittelbehörde feſtgeſetzt. Erinnerungen gegen die Feſtſetzung ent⸗ 
ſſcſcheidet die Rechtsmittelbehörde. Die Feſtſetzung kann der Stelle übertragen werden, die um die Ver⸗ 
nehmung erſucht wird. 
1 Sechſter Abſchnitt. Beitreibung. 
Bi * Allgemeine Vorſchriften. 
Bst. 8 256. 
Be; Wird eine Geldleiſtung, die nach den Steuergeſetzen geſchuldet wird, nicht gezahlt, ſo kann das 
Srteuetamt die Vermögens- und Einkommensverhältniſſe des Pflichtigen ermitteln. Es hat dabei die 
gleichen Rechte, die ihm im Steuerermittelungsverfahren zuſtehen. Iſt die Erhebung einer anderen 
3 Stelle übertragen, jo ſteht dieſe Befugnis gleichwohl ausschließlich dem Steueramt zu. 


. i Die Beitreibung erfolgt durch die Steuerämter. Dieſe ſind befugt, die Beitreibung an die 
ordentlichen Gerichte zu übertragen. 
BE 3 Erſcheint die Zwangsvollſtreckung als ausſichtslos oder iſt ein Vollſtreckungsverſuch in das be— 


wegliche Vermögen des Pflichtigen erfolglos geblieben, jo hat auf Verlangen des Steueramts der Pflichtige 
dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk er ſeine Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ein Verzeichnis ſeines Ver⸗ 
moögens vorzulegen, in dem ſeine Forderungen, der Grund und die Beweismittel zu verzeichnen find 
Auund den Offenbarungseid dahin zu leiſten, daß er nach beſtem Wiſſen en Vermögen jo volljtändig 
8 angegeben habe, als er dazu imſtande iſt. 
Er: Für das Verfahren gelten 8 900 Abſ. 1 Ziffer 2, §§ 901 bis 914 der Z. P. O.; jedoch brauchen 
die Verpflegungskoſten nicht im voraus bezahlt zu werden. Das Amtsgericht hat nicht zu prüfen, ob 
deer Schuldner zur Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet iſt; es kann jedoch, wenn der Schuldner 
5 gegen das Verlangen des Steueramts Beſchwerde eingelegt hat, die Anordnung der Haft bis zur Ent⸗ 
En. 3 des Landesſteueramtes ausſetzen. 
3 § 257. 
1 Leiſtungen, die nach dem Steuergeſetz geſchuldet werden, können im Verwaltungswege nach den 
Vorſchriften des Verwaltungszwangsverfahrens wegen Beitreibung von Geldbeträgen erzwungen werden. 
. Vollſtreckungsbehörden im Sinne dieſes Abſchnitts ſind die Behörden und Beamten, denen die 
ag Beitreibung zuſteht und die zur Anordnung und Leitung des Zwangsverfahrens berufen find. 
n Vollſtreckungs! ſchuldner iſt, wer nach den Steuergeſetzen zur Zahlung der Schuld verpflichtet iſt 
oder neben dem Schuldner perſönlich in Anſpruch genommen wird. Wer nach den Steuergeſetzen die 
Schuld aus Mittel, die ſeiner Verwaltung unterliegen, zu entrichten hat, iſt verpflichtet, das Zwangs⸗ 
1 verfahren in dieſes Vermögen zu dulden und hat inſoweit die Pflichten des Vollſtreckungsſchuldners. 
Bi Die Zwangsvollſtreckung darf erſt beginnen, wenn dem Vollſtreckungsſchuldner die Verfügung, kraft 
deren er zur Zahlung aufgefordert wird, bekannt gegeben und ſeit der Bekanntgabe, ſoweit nichts anderes 
vorgeſchrieben iſt, mindeſtens eine Woche verſtrichen iſt. 


§ 258. 

Einwendungen gegen Entſtehung oder Höhe des Auſpruchs, deſſen Erfüllung erzwungen werden 
ſoll, ſind außerhalb des Zwangsverfahrens mit den hierfür zugelaſſenen Rechtsmitteln zu verfolgen. 

Wird geltend gemacht, daß der Anſpruch erloſchen oder die Anordnung des Zwangsverfahrens 
unzuläſſig ſei, jo iſt vorläufig zu leiſten; der Anſpruch auf Erſtattung iſt nach 8 107 zu verfolgen. Ein 
reden des Erben aus den SS 2014, 2015 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtehen dem Zwangsverfahren in 
den Nachlaß nicht entgegen, wenn es ſich um Steuern handelt, die nach Beginn des Kalenderjahres 
fällig geworden ſind, das der Anordnung des Zwangsverfahrens W engen iſt. 

8 259. 

Behauptet ein Dritter, daß ihm am Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung ein die Veräußerung 
hinderndes Recht zuſtehe, oder werden Einwendungen nach 8s 772 bis 774 der Zivilprozeßordnung 
erhoben, ſo iſt der Widerſpruch gegen die Pfändung erforderlichenfalls durch Klage geltend zu machen. 
Als Dritter gilt auch, wer zur Duldung des Zwangsverfahrens in ein Vermögen, das ihm verwaltet 
wird, verpflichtet iſt, wenn er geltend macht, daß ihm gehörige Gegenſtände von der Zwangsvollſtreckung 
betroffen ſeien. 

Wegen Einſtellung des Zwangsverfahrens und Auſhebung erfolgter n mee 
gelten die 88 769 und 770 der Zivilprozeßordnung. 

Die Klage iſt ausſchließlich bei dem Gerichte zu erheben, in deſſen Bezirk gepfändet iſt. Wird ſie 
gegen den Staat und DB Schuldner gerichtet, fo find dieſe Streitgenoſſen. 

8 260. 

Bei Perſonalvereinigungen, die als ſolche ſteuerpflichtig ſind, erfolgt das Zwangsverfahren in 

das Vermögen der Perſonalvereinigung. Entſprechendes Ns für Zweckvereinigungen und ſonſtige einer 


juriſtiſchen Perſon ähnliche ſteuerpflichtige Gebilde. 


8 261. l 

Das Steueramt kann das Zwangsverfahren auch gegen Perſonen anordnen, die nach bürgerlichem 
Rechte kraft Geſetzes verpflichtet find, die Schuld zu erfüllen oder die Zwangsvollſtreckung zu dulden. 
Der Anordnung des Zwangsverfahrens muß eine Entſcheidung des Steuergerichts vorausgehen, die nur 
nach vorherigem Gehör des Inanſpruchgenommenen ergehen kann und als vollſtreckbarer Titel gilt. Die 
Zwangsvollſtreckung darf erſt beginnen, wenn die Friſt des § 257 Abſ. 4 verſtrichen iſt. 

Beſtreiten die im erſten Abſatz genannten Perſonen, zur Erfüllung der Schuld oder zur Duldung 
des Zwangsverfahrens verpflichtet zu fein, oder erheben fie Einwendungen nach $$ 781 bis 784, 786 der 
Zivilprozeßordnung, ſo entſcheidet das Steueramt. Gegen eine Entſcheidung, die den Widerſpruch zurück— 
weiſt, iſt gerichtliche Klage gegeben. Die Klage iſt innerhalb einer Ausſchlußfriſt von einem Monat zu 
erheben und gegen den Staat zu richten. Wegen Einſtellung des Zwangsverfahrens und Aufhebung 
erfolgter Vollſtreckungsmaßregeln gelten die 88 769, 770 der Zwilprozeßordnung. 

5 Wenn die im erſten Abſatz bezeichneten Perſonen nach § 257 Abſ. 3 auf Grund der Steuer⸗ 
Kite Vollſtreckungsſchuldner find oder die Pflichten ſolcher haben, bewendet es bei § 258, 259 Abſ. 1 
atz 2. a 


8 262. 

Soweit eine Vollſtreckungsbehörde auf Erſuchen einer anderen Vollſtreckungsbehörde die Pfän⸗ 
dung und Verſteigerung von Sachen oder die Zwangsvollſtreckung in Forderungen und andere Vermö⸗ 
gensrechte ausführt, tritt fie an Stelle der Vollſtreckungsbehörde. Die Verantwortung für die Vollſtreck-⸗ 
barkeit des Anſpruchs trägt die erſuchende Behörde. 

Trägt die erſuchte Behörde Bedenken, das Erſuchen auszuführen, weil ſie als unzuſtändig oder 
die Handlung, um die ſie erſucht ſei, offenbar unzuläſſig ſei, ſo teilt ſie ihre Bedenken der erſuchenden 58 
Behörde mit. Beſteht dieſe auf Ausführung des Erſuchens und lehnt die erſuchte Behörde die Br“ 
führung ab, ſo entſcheidet die Auffichtsbehörde der erſuchten Behörde. 


100 
$ 263. 
Die Vollſtreckungsbehörde hat das Zwangsverfahren, ſoweit es ihr nicht ſelbſt zugewieſen iſt, 
durch Vollziehungsbeamte oder durch die Beamten, deren ſie ſich als ſolcher zu bedienen hat, auszuführen. 
Die Vollziehungsbeamten müſſen eidlich verpflichtet werden. 
Der Senat kann die Ausführung der Zwangsvollſtreckung Gerichtsvollziehern übertragen. 


§ 264. 

Dr Dem Schuldner und Dritten gegenüber wird der Vollziehungsbeamte zur Zwangsvollſtreckung 
wer durch ſchriftlichen Auftrag der Vollſtreckungsbehörde ermächtigt; der Auftrag iſt vorzuzeigen. 

. | 3 265. 

E et Der Vollziehungsbeamte ift befugt, die Wohnung und die Behältniffe des Schuldners zu durch. 
Be: ſuchen, ſoweit dies der Zweck der Vollſtreckung erfordert. 

8 i Er iſt befugt, verſchloſſene Türen und Behältniſſe öffnen zu laſſen. 

Br Wenn er Widerſtand findet, kann er Gewalt anwenden und hierzu die Unterſtützung der Polizei⸗ 
Bei. beamten nachſuchen. 

= $ 266. 

5 Wird bei einer Vollſtreckungshandlung Widerſtand geleiſtet, oder iſt bei einer Vollſtreckungs⸗ 
* handlung in der Wohnung des Schuldners weder der Schuldner noch eine Perſon, die zu ſeiner Familie 
Zu gehört oder in ihr beſchäftigt ift, gegenwärtig, jo hat der Vollziehungsbeamte zwei Erwachſene oder 
8 einen Gemeinde- oder Polizeibeamten als Zeugen zuzuziehen. 

3 § 267. 

2 Zur Nachtzeit ($ 188 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung) ſowie an Sonntagen und ſtaatlich aner⸗ 
1 kannten allgemeinen Feiertagen darf eine Vollſtreckungshandlung nur mit ſchriftlicher Erlaubnis der 
PVoollſtreckungsbehörde vorgenommen werden. 

Ba Die Erlaubnis ift bei der Zwangsvollſtreckung vorzuzeigen. 

5 9 268. 


Der Vollziehungsbeamte hat über jede Vollſtreckungshandlung eine Niederſchrift aufzunehmen. 
Die Niederſchrift muß enthalten: 

1. Ort und Zeit der Aufnahme, 

2. den Gegenſtand der Vollſtreckungshandlung unter kurzer Erwähnung der Vorgänge, 

3. die Namen der Perſonen, mit denen verhandelt iſt, 


ER 4. die Unterſchriften der Perſonen und die Bemerkung, daß nach Vorleſung oder Vorlegung 
Be. zur Durchſicht und nach Genehmigung unterzeichnet fei, 

Be 5. die Unterſchrift des Vollziehungsbeamten. 

rn Hat einem Erfordernis unter Nr. 4 nicht genügt werden können, fo ift der Grund anzugeben. 
Bi Dem Steuerſchuldner iſt auf Antrag eine Abſchrift der Niederſchrift zu erteilen. 

8 8 269. 

| E: : Die Aufforderung und die ſonſtigen Mitteilungen, die zu den Vollſtreckungshandlungen gehören, 


Be find vom Vollziehungsbeamten mündlich zu erlaſſen und vollftändig in die Niederſchrift aufzunehmen. 
Rann dies nicht geſchehen, ſo hat die Vollſtreckungsbehörde demjenigen, an den die Aufforderung oder 
1 zu richten iſt, eine Abſchrift der Niederſchrift zu ſenden. 
§ 270. 

7m Eine bei einer Zuſtellung übergebene Abſchrift ($ 210 der Zivilprozeßordnung) braucht nicht 
0 beglaubigt zu werden. 

85 Die Erlaubnis zu elner Zuſtellung zur Nachtzeit und an Sonntagen oder ſtaatlich anerkannten 
allgemeinen Feiertagen ($ 188 der Zivilprozeßordnung) erteilt die Vollſtreckungsbehörde. Im Falle 


des § 182 der Zivilprozeßordnung iſt das Schriftſtück bei der Ortsbehörde oder der Poſtanſtalt des 
Zuſtellungsorts niederzulegen. 
8 271. 
Der Vollſtreckungsſchuldner iſt in der Regel vor der Vollſtreckung mit Zahlungsfriſt von einer 


Woche zu mahnen. Schriftliche Mahnungen ſind verſchloſſen zu behändigen oder zuzuſenden; das Landes⸗ 
ſteueramt kann zulaſſen, daß ſtatt Mahnungen allgemein öffentlich an die Zahlung erinnert wird. 


§ 272. 
Die Koſten der Mahnung und der Zwangsvollſtreckung fallen. dem Schuldner zur Laſt; fie find 
mit dem Anſpruch beizutreiben. Der Senat regelt ihre Höhe mit Zuſtimmung des Finanzrats. 


II. Zwangsverfahren wegen Geldforderungen. 

8 278. . 

Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen erfolgt durch Pfändung. Sie darf nicht 

weiter ausgedehnt werden, als zur Deckung der beizutreibenden Geldbeträge und der Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erforderlich iſt. Die Pfändung hat zu unterbleiben, wenn ſich von der Verwertung der 
gu 8 Gegenſtände ein Ueberſchuß über die Koſten der Zwangsvollſtreckung nicht erwarten läßt. 


8 274. 

Durch die Pfändung erwirbt das Steueramt ein Pfandrecht am gepfändeten Gegenſtande. 

Das Pfandrecht gewährt ihm im Verhältnis zu anderen Gläubigern dieſelben Rechte wie ein 
Pfandrecht im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuches; es geht Pfand⸗ und Vorzugsrecht vor, die im 
Konkurſe dieſem Pfandrecht nicht gleichgeſtellt ſind. 

Das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht geht demjenigen vor, das durch eine 
ſpätere Pfändung begründet wird. 5 — 


Gegen die Pfändung kann ſich der Schuldner nur ſchützen, wenn er nachweiſt, das ihm eine 
Friſt bewilligt iſt, oder daß er die Schuld bezahlt hat. 
Der Schuldner kann den beizutreibenden Betrag an den Vollziehungsbeamten bezahlen. 
§ 276. 
Der Pfändung einer Sache kann ein Dritier, der ſich nicht im Beſitze der Sache befindet, auf 
Grund eines Pand- oder Vorzugsrechts nicht widerſprechen. Er kann jedoch vorzugsweiſe Befriedigung 
aus dem Erlöſe erlangen ohne Rückſicht darauf, ob ſeine Forderung fällig iſt oder nicht. 
Eine Klage iſt ausſchließlich bei dem Gerichte zu erheben, in deſſen Bezirk gepfändet iſt. Wird 
die Klage gegen den Staat und den Schuldner gerichtet, ſo ſind dieſe Streitgenoſſen. 
8 277. 


Wer etwas im Zwangsverfahren erwirbt, hat keinen Anſpruch wegen eines Mangels im Rechte 

oder wegen eines Mangels der erworbenen Sache. 
8 278. 

Sachen, die im Gewahrſam des Schuldners ſind, pfändet der Vollziehungsbeamte dadurch, 965 
er ſie in Beſitz nimmt. 

Andere Sachen als Geld, Koſtbarkeiten und Wertpapiere find im Gewahrſam des Schuldners 
zu laſſen, wenn die Befriedigung des Staates hierdurch nicht gefährdet wird. Bleiben die Sachen im 
Gewahrſam des Schuldners, ſo iſt die Pfändung nur wirkſam, wenn ſie durch Anlegung von Siegeln 
oder in ſonſtiger Weiſe erſichtlich gemacht iſt. i 

Der Vollziehungsbeamte hat dem Schuldner die Pfändung mitzuteilen. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Pfändung von Sachen im Gewahrſam eines Dritten, 2 
der zu ihrer Herausgabe bereit ift. NL 


— 
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9 2 3 279. 

ls 5 vom Boden noch nicht getrennt ſind, können gepfändet webe, ſolange ſie nicht 

durch Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in Beſchlag genommen worden ſind. Sie dürfen 
nicht früher als einen Monat vor der gewöhnlichen Zeit der Reife gepfändet werden. 

8 Ein Gläubiger, der ein Recht, auf Befriedigung aus dem Grundſtück hat, kann der Pfändung 

nach § 261 widerſprechen, wenn nicht für einen Anſpruch gepfändet iſt, der bei der a 


in das Grundſtück vorgeht. 
§ 280. 


Die SS 811 bis 813 der Zivilprozeßordnung gelten auch für das Zwangsverfahren. 
§ 281. 

Die gepfändeten Sachen ſind auf ſchriftliche Anordnung der Vollſtreckungsbehörde öffentlich zu 
verſteigern, und zwar in der Regel durch den Vollziehungsbeamten; $ 275 gilt entſprechend. Koſt⸗ 
barkeiten find vor der Verſteigerung durch einen Sachverſtändigen abzuſchätzen. Gepfändetes Geld hat 
der Vollziehungsbeamte an die Vollſtreckungsbehörde abzuliefern. Die Wegnahme des Geldes durch 
ihn gilt als Zahlung des Schuldners. 5 255 

Die gepfändeten Sachen dürfen nicht vor Ablauf einer Woche ſeit dem Tage der Pfändung 
verſteigert werden, ſofern ſich nicht der Schuldner mit einer früheren Verſteigerung einverſtanden erklärt 
oder dieſe erforderlich iſt, um die Gefahr einer beträchtlichen Wertverringerung abzuwenden oder unver⸗ 
hältnismäßige Koſten längerer Aufbewahrung zu vermeiden. 

Zeit und Ort der Verſteigerung ſind öffentlich bekannt zu machen; dabei ſind die Sachen, die 
verſteigert werden ſollen, im allgemeinen zu bezeichnen. Auf Erſuchen der Vollſtreckungsbehörde hat der 
Ortsvorſteher der Verſteigerung beizuwohnen oder einen Gemeinde- oder Polizeibeamten hiermit zu 
beauftragen. 

§ 283. 

f Bei der Verſteigerung iſt nach $ 1239 Satz 1 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches und nach 
$ 817 Abſ. 1 bis 3 8 818 der Zivilprozeßordnung zu verfahren. Die Empfangnahme des Erlöſes durch 
den verſteigernden Beamten gilt als Zahlung des Schuldners, es ſei denn, daß der Erlös * 
wird. (§ 290 Abſ. 4.) 

§ 284. 

Gold- und Silberſachen dürfen nicht unter ihrem Gold- und Silberwerte zugeſchlagen werden. 
Wird kein Gebot abgegeben, das den Zuſchlag erlaubt, ſo kann aus freier Hand zu dem Preiſe verkauft 
werden, der den Gold- oder Silberwert erreicht. 5 

0. 

Gepfändete Wertpapiere, die einen Börſen⸗ oder Marktpreis haben, find aus freier Hand zum 

Tageskurſe zu verkaufen; ee Wertpapiere ſind nach den allgemeinen Vorſchriften zu verſteigern. 
§ 286. 

g Gepfändete Früchte die vom Boden noch nicht getrennt ſind, dürfen erſt nach der Reiſe ver⸗ 
ſteigert werden. Der Vollziehungsbeamte hat ſie abernten zu laſſen, wenn er ſie nicht vor der Trennung 

verſteigert. 

§ 287. 
7 Lautet ein gepfändetes Wertpapier auf Namen, ſo iſt die Vollſtreckungsbehörde berechtigt, die 

Amſchreibung auf den Namen des Käuſers oder, wenn es ſich um ein auf Namen umgeſchriebenes In— 

haberpapier handelt, die Rückverwandlung in ein Inhaberpapier zu erwirken und die hierzu erforder⸗ 
lichen Erklärungen an Stelle des Schuldners abzugeben. 

§ 288. 

Auf Antrag des Schuldners oder aus beſonderen Zwechmäßigkeitsgründen kann die Voll⸗ 

i ſtreckungsbehörde anordnen, daß eine gepfändete Sache in anderer Weiſe oder an einem anderen Orte, 
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8 28 

Zur Pfändung bereits gepfändeter Sacher en gefügt die Erklärung des ey daß 
er die Sachen zur Deckung der ihrer Art und Höhe nach zu bezeichnenden Beträge pfände. Die Er⸗ 
klärung iſt in die Niederſchrift aufzunehmen. Dem Schuldner iſt die weitere Pfändung mitzuteilen. 8 

Iſt die erſte Pfändung im Auftrag einer anderen Vollſtreckungsbehörde oder durch einen Ge⸗ 
richtsvollzieher erfolgt, jo iſt dieſer Bollſtreckungsbehörde oder dem Gerichtsvollzieher eine Abſchrift der 
Niederſchrift zuzuſtellen. Die gleiche Pflicht hat ein Gerichtsvollzieher, der eine Sache pfändet, die be⸗ 
reits im Auftrag einer Vollſtreckungsbehörde gepfändet iſt. 


$ 290. 

Wenn dieſelbe Sache im Auftrage verſchiedener Vollſtreckungsbehörden oder im 1 Auftrag einer 
Vollſtreckungsbehörde und durch Gerichtsvollzieher mehrfach gepfändet iſt, ſo begründet ausſchließlich die 
rſte Pfändung die Zuſtändigkeit zur Verſteigerung. 

Verſteigert wird für alle beteiligten Gläubiger auf Betreiben eines jeden von ihnen. 

Der Erlös wird nach der Reihenfolge der Pfändungen oder bei abweichender Vereinbarung 
der Beteiligten nach ihrer Vereinbarung verteilt. 

Reicht der Erlös zur Deckung der Forderungen nicht aus, und verlangt der Gläubiger, für den 
die zweite oder eine ſpätere Pfändung erfolgt iſt, ohne Zuſtimmung der übrigen beteiligten Gläubiger 
eine andere Verteilung als nach der Reihenfolge der Pfändungen, ſo iſt die Sachlage unter Hinterlegung 
des Erlöſes dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk gepfändet iſt, anzuzeigen. Der Anzeige ſind die Schriſt⸗ 
ſtücke, die ſich auf das Verfahren beziehen, beizufügen. Verteilt wird nach den SS 873 bis 882 der 
Zivilprozeßordnung. 

3 iſt zu verfahren, wenn für mehrere Gläubiger gleichzeitig gepfändet iſt. 

8 201. 

Soll eine Geldforderung gepfändet werden, ſo hat die Vollſtreckungsbehörde dem Drittſchuldner 
ſchriftlich zu verbieten, an den Schuldner zu zahlen und dem Schuldner ſchriſtlich zu gebieten, ſich jeder 
Verfügung über die Forderung, insbeſondere ihrer Einziehung zu enthalten. In der Verfügurg iſt aus⸗ 
zuſprechen, daß das Steueramt, für das gepfändet iſt, die Forderung einziehen kann. Die Pfändung 
iſt bewirkt, wenn die Verfügung dem „ Drittſchuldner zugeſtellt iſt. Die Zuſtellung iſt dem Schuldner 
mitzuteilen. 

§ 292, 

Zur Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothek beſteht, iſt außer dem Pfändungs⸗ 

beſchluß die Aushändigung des Hypothekenbriefes an die Vollſtreckungsbehörde erforderlich. Wird die 


Übergabe im Zwangsverfahren bewirkt, ſo gilt ſie als erfolgt, wenn der Vollziehungsbeamte den Brief 


zur Ablieferung an die Vollſtreckungsbehörde wegnimmt. Iſt die Erteilung des Hypothekenbriefes aus⸗— 
geſchloſſen, ſo muß die Pfändung in das Grundbuch eingetragen werden; die Eintragung erfolgt auf 
Grund des Pfändungsbeſchluſſes auf Erſuchen der Vollſtreckungsbehörde oder des Steueramtes. 

Wird der Pfändungsbeſchluß vor der Übergabe des Hypothekenbriefes oder der Eintragung der 
Pfändung vom Drittſchuldner zugeſtellt, ſo gilt die Pfändung dieſem gegenüber mit der Zuſtellung 
als bewirkt. 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht, ſoweit Anſprüche auf die in dem § 1159 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buches bezeichneten Leiſtungen gepfändet werden. Das gleiche gilt bei einer Sicherungshypothek 3 Be 


Falle des S 1187 des Bürgerlichen Geſetzbuches von der Pfändung der Hauptforderung. 
8 208. | 

Forderungen aus Wechſeln und anderen Papieren, die durch Indoſſament übertragen werden 

können, werden dadurch linde daß der Vollziehungsbeamte die Papiere in Beſitz nimmt. 


N 294. 
Das“ Pfanbrech. das burch die Pfändung einer Geldforderung oder einer ähnlichen in fort⸗ 
laufenden Bezügen beſtehenden Forderung erworben wird, erſtreckt ſich auch auf die Beträge, die ſpäter 
fällig werden. 
Die Pfändung eines Dienſteinkommens trifft auch das Einkommen, das der Schuldner bei Ver⸗ 
ſegung in ein anderes Amt, Übertragung eines neuen Amtes oder einer Gehaltserhöhung zu beziehen 
hat. Dies gilt nicht bei Wechſel des Dienſtherrn. 


8 295. 

Die Pfändung und die Erklärung, daß das Steueramt die Forderung einziehen könne, erſetzen 
die förmlichen Erklärungen des Schuldners, von denen nach dem bürgerlichen Rechte die Berechtigung 
zur Einziehung abhängt. Sie genügen auch bei einer Forderung, für die eine Hypothek beſteht. Sie 
gelten, auch wenn fie zu Unrecht erfolgt find, zu Gunſten des Drittſchuldners dem Schuldner gegen- 
über ſo lange als rechtsbeſtändig, bis ſie aufgehoben ſind und der Drittſchuldner die Aufhebung erfährt. 

Der Schuldner iſt verpflichtet, die zur Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft zu er⸗ 
teilen und die über die Forderung vorhandenen Urkunden herauszugeben. Das Steueramt kann ihn 
hierzu nach $ 169 zwingen; auch kann ihm die Vollſtreckungsbehörde die Urkunden durch einen Voll 
ziehungsbeamten wegnehmen laſſen. 

Werden die Urkunden nicht vorgefunden, ſo hat der Schuldner auf Verlangen des Steueramtes 
den Offenbarungseid dahin zu leiſten, daß er die Urkunden nicht beſitze, auch nicht wiſſe, wo ſie ſich 
befinden. 

Das Steueramt kann den Eid der Lage der Sache entsprechend ändern. Für die Abnahme 

des Eides gilt $ 254 entſprechend. 
2 Hat ein Dritter die Urkunde, jo kann das Steueramt den Anſpruch des Schuldners auf die 
Herausgabe geltend machen. 
§ 296. a 

Auf Verlangen des Steueramtes hat ihm der Drittſchuldner binnen zwei Wochen, von der Zu⸗ 
ſtellung der im $ 294 bezeichneten Verfügung an gerechnet, zu erklären: 

1. ob und inwieweit er die Forderung als begründet anerkenne und bereit ſei, zu zahlen, 

2. obzund welche Anſprüche andere Perſonen an die Forderung erheben, 

3. ob und wegen welcher Anſprüche die Forderung bereits für andere Gläubiger gepfändet ſei. 

Die Aufforderung zur Abgabe dieſer Erklärung kann in den Pfändungsbeſchluß aufgenommen 
werden. Der Drittſchuldner haftet dem Steueramt BE den Schaden, der aus der Nichterfüllung feiner 
Verpflichtungen entſteht. f 

Die SS 841 bis 843 der Zivilprozeßordnung gelten auch für das Zwangsverfahren. 


8 297. 

Iſt, die gepfändete Forderung bedingt oder beiagt oder ihre Einziehung ſchwierig, jo kann die 
Vollſtreckungsbehörde anordnen, daß fie in anderer Weiſe zu verwerten ſei. § 295, Abſ. 1 gilt ent⸗ 
ſprechend. 

8 298. 


Für die Zwangsvollſtreckung in Anſprüche auf Herausgabe oder Leiſtung von Sachen gelten 
außer den §8 291 bis 297 folgende Vorſchriften: 

Bei der Pfändung eines Anſpruches auf eine bewegliche Sache ordnet die Vollſtreckungsbehörde 
an, daß die Sache an den Vollziehungsbeamten Verens gönnen ſei. Die Sache wird wie eine gepfändete 
Sache verwertet. 

Bei Pfändung eines Anſpruches, der eine unbewegliche Sache betrifft, ordnet die Vollſtreckungs⸗ 
behörde an, daß die Sache an einen Treuhänder herauszugeben ſei, den das Amtsgericht der belegenen 
Sache auf 85 Antrag beſtellt. Iſt der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an einer unbeweg ' 
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lichen Sache gerichtet, jo iſt dem Treuhänder als Vertreter des Schuldners aufzulaffen. Mit dem Über- 
gange des Eigentums auf den Schuldner erlangt das Steueramt eine Sicherungshypothek für ſeine 
Forderung. Der Treuhänder hat die Eintragung der Sicherungshypothek zu bewilligen. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die herauszugebende Sache geſchieht nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
in unbewegliche Sachen. 

$ 299. 

Die Verbote und Beſchränkungen, die für die Pfändung von Forderungen und Anfprüchen 
nach der Zivilprozeßordnung (§ 850 bis 852) und anderen Geſetzen beſtehen, gelten auch für das 
Zwangsverfahren. f 

$ 300. 

Iſt eine Forderung auf Anordnung mehrerer Vollſtreckungsbehörden oder auf Anordnung einer 
Vollſtreckungsbehörde und eines Gerichtes gepfändet, fo gelten die 88 853 bis 856 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. 

Fehlt es an einem Amtsgericht, das nach den SS 853 und 854 der Zivilprozeßordnung zu⸗ 
ſtändig wäre, ſo iſt bei der Hinterlegungsſtelle des Amtsgerichts zu hinterlegen, in deſſen Bezirk die 
Vollſtreckungsbehörde ihren Sitz hat, deren Pfändungsverfügung dem 9 zuerſt zugeſtellt 
worden iſt. 

8 301. 

Für die Zwangsollſtreckung in andere Vermögensrechte, die nicht Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ſind, gelten die vorſtehenden Vorſchriften entſprechend. 

Iſt kein Drittſchuldner vorhanden, ſo iſt die Pfändung bewirkt, wenn dem Schuldner das Gebot, 
ſich jeder Verfügung über das Recht gu enthalten, zugeſtellt iſt. 

Ein unveräußerliches Recht iſt, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, inſoweit pfändbar, als die 
Ausübung einem anderen überlaſſen werden kann. 

Die Vollſtreckungsbehörde kann bei der Zwangsvollſtreckung in unveräußerliche Rechte, deren 
Ausübung einem anderen überlaſſen werden kann, beſondere Anordnungen erlaſſen, insbeſondere bei der 
Zwangsvollſtreckung in Nutzungsrechte eine Verwaltung anordnen; in dieſem Falle wird die Pfändung 
durch Übergabe der zu benutzenden Sachen an den Verwalter bewirkt, ſofern ſie nicht durch Zuſtellung 
der nnn ſchon vorher bewirkt iſt. 

Iſt die Veräußerung des Rechtes zuläſſig, ſo kann die Vollſtreckungsbehörde die Veräußerung 
anordnen. 

Für die Zwangsvollſtreckung in eine Reallaſt, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld gelten 
die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung in eine Forderung, für die eine Hypothek beſteht. 

Die $$ 858 bis 863 der Zivilprozeßordnung gelten auch für das Zwangsverfahren. 

8 302. 

Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt nach den Vorſchriften für ges 
richtliche Zwangsvollſtreckungen. Die Anträge des Gläubigers ſtellt die Vollſtreckungsbehörde. 

Anträge auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung ſind nur zuläſſig, wenn feſtſteht, daß 
der Geldbetrag durch Pfändung nicht e werden kann und ein Steueranſpruch von angemeſſener 
Höhe in Frage kommt. 

In Kleinſiedlungen (Ackernahrungen, Rleintwohngen) die der Schuldner bewohnt, iſt, wenn 
der Schuldner ein Inländer iſt, eine Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung nur mit Zuſtimmung 
des Schuldners zuläſſig. Das Landesſteueramt kann von der Bedingung der Staatsangehörigkeit ab- 
* Ob eine vom Schuldner bewohnte Kleinſiedelung vorliegt, entſcheidet das Wandeßtenerg 
endgültig. 

Die Vollſtreckbarkeit der Forderung und die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung nach FR 2 
und 3 unterliegen nicht der Beurteilung des Gerichts oder Grundbuchamtes. 


N 303. 
Iit eine Side gu poe im Zwangsverfahren eingetragen, ſo iſt bei 1 Veräußerung der be⸗ 
laſteten Grundſtücke die Zwangsvollſtreckung in! das Grundſtück gegen den Rechtsnachfolger zuläſſig. 
8 262 gilt entſprechend. 
III. Zwangs verfahren wegen anderer Leiſtungen als Geldforderungen. 
8 304. 
Andere Leiſtungen als Geldleiſtungen kann das Steueramt nach § 169 erzwingen. 


8 305. 

Wenn die Vollſtreckungsbehörde Sicherheiten erzwingen will, kann ſie, ſtatt Geld beizutreiben, 
Gegenſtände, die dem Schuldner gehören, als Sicherheit in Anſpruch nehmen. 

Wenn es dazu des Beſitzes von Sachen bedarf, kann die Vollſtreckungsbehörde die Sachen dem 
Schuldner durch den Vollziehungsbeamten wegnehmen laſſen oder das Steueramt nach § 278, Abſ. 4, 
§ 298, Abſ. 2 in den Beſitz der Sachen ſetzen, dieſes kann fie hinterlegen oder als Sicherheit behalten. 

Die Erklärungen der Vollſtreckungsbehörde erſetzen die Erklärungen des Schuldners, die nach 
dem bürgerlichen Rechte, insbeſondere nach den 88 232, 233 des Bürgerlichen Geſetzbuches zur Beſtellung 
der Sicherheit nötig ſind. 

§ 306. 
Der 8 305 gilt ſinngemäß, wenn der Vollſtreckungsſchuldner verpflichtet iſt, Sachen oder Rechte 
Ran den Staat zu übertragen, oder daran Rechte für den Staat zu begründen. 


8 307. ü 


Bei einem Erwerbe, den der Staat nach SS 305, 306 macht, gelten die Vorſchriften des bürger- 
lichen Rechtes zugunſten derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten. 


IV. Sicherungs verfahren. 
$ 308. 

Zur Sicherung von Anſprüchen, die im Zwangsverfahren beitreibbar ſind, kann das Steueramt 
den Arreſt in das bewegliche oder unbewegliche Vermögen des Pflichtigen anordnen, wenn zu beſorgen 
iſt, daß ſonſt die Erzwingung der Leiſtung vereitelt oder weſentlich erſchwert wird. Es kann den Arreſt 
auch dann anordnen, wenn der Anſpruch noch nicht zahlenmäßig feſtſteht. Bei der Anordnung hat es 
einen Geldbetrag zu beſtimmen, durch deſſen Hinterlegung der Pflichtige die Beſeitigung des Arreſtes 
und die Aufhebung des vollzogenen Arreſtes erreichen kann. Gegen die Anordnung des Steueramtes 
iſt die Beſchwerde an das Steuergericht und gegen deſſen Entſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das 
Oberſte Steuergericht gegeben. 5 ö 

Die Vollſtreckungsbehörde vollzieht den Arreſt nach den 88 930 ff. der Zivilprozeßordnung unter 
entſprechender Anwendung der Vorſchriften dieſes Abſchnitts. 


$ 309. 

Ein perſönlicher Sicherheitsarreſt iſt nur zuläſſig, wenn er erforderlich iſt, um die gefährdete 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Pflichtigen zu ſichern. Das Steueramt ordnet ihn an und 
beſtimmt dabei einen Geldbetrag, deſſen Hinterlegung den Arreſt beſeitigt. Der Steuerpflichtige iſt 
binnen 24 Stunden nach ſeiner Verhaftung dem Vorſitzenden des Steuergerichts vorzuführen, der über 

die Aufrechterhaltung des perſönlichen Sicherheitsarreſtes bejchließt. Die Anordnung des Steueramtes 
tritt außer Kraft, wenn ſie nicht binnen dreier Tage von dem Vorſitzenden des Steuergerichts be— 
ſtätigt wird. ; 
Gegen die Anordnung des Borfikenden des Steuergerichts iſt die Beſchwerde an das Gteuer- 
gericht und gegen deſſen Entſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das Oberſte Steuergericht gegeben. Das 
Amtsgericht des Wohn- und Aufenthaltsorts des Pflichtigen vollzieht den perſönlichen Sicherheitsarreſt 


nach § 933 der Zivilprozeßordnung. Das Amtsgericht beſtimmt die Beſchränkungen der perſönlichen 

Freiheit; im übrigen gilt 8 256, Abſ. 3 entſprechend. 
a $ 310. 

j Wenn ein Steueramt in den geſetzlich zugelaſſenen Fällen das im Inland befindliche Vermögen 
eines Pflichtigen mit Beſchlag belegt, hat es dies durch den Staatsanzeiger bekannt zu machen, kann es 
aber auch in anderen Blättern veröffentlichen. N 
8 Mit der erſten Veröffentlichung im Staatsanzeiger verliert der Pflichtige das Recht, über das 
in Beſchlag genommene Vermögen unter Lebenden zu verfügen. 8 

Die Anordnung kann im Grundbuch eingetragen werden; ſie gilt anderen Perſonen auch dann 
als bekannt, wenn fie ihnen beſonders zugeſtellt iſt. . 
Der Beſchluß iſt der Behörde mitzuteilen, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch zur Beſtellung 


eines Pflegers berufen iſt. 
Die Beſchlagnahme iſt aufzuheben, wenn ihre Gründe weggefallen ſind. Die Aufhebung iſt 


durch dieſelben Blätter bekannt zu machen, in denen die Beſchlagnahme bekannt gemacht war. 
V. Befriedigung durch Verwertung von Sicherheiten. 
$ 311. 

g Zur Befriedigung von Anſprüchen, die im Zwangsverfahren beitreibbar ſind und bei Fällig⸗ 
keiten nicht erfüllt werden, kann das Steueramt Sicherheiten, die ihm geſtellt find oder die es ſonſt er⸗ 
langt hat (88 82, 305, 306, 308 und ähnliche Fälle), durch die Vollſtreckungsbehörde verwerten. Soweit 
dazu Erklärungen des Pflichtigen nötig find, erſetzt der Ausſpruch der Vollſtreckungsbehörde dieſe Er- 
klärungen. Die Verwertung darf erſt erfolgen, wenn dem Vollſtreckungsſchuldner die Verwertungsabſicht 
bekanntgegeben und ſeit der Bekanntgabe mindeſtens eine Woche verſtrichen iſt. ö 5 


III. Teil. Strafweſen. 


Erſter Abſchnitt. Strafrecht. 
$ 312. 

Das Strafgeſetzbuch gilt, ſoweit die Steuergeſetze nichts Abweichendes vorſchreiben. 

a - $ 318. 
N Steuerzuwiderhandlungen im Sinne dieſes Geſetzes find ſtrafbare Verletzungen von Pflichten, die 
die Steuergeſetze im Intereſſe der Beſteuerung auferlegen. 

Als Steuerzuwiderhandlung gilt auch eine dem Täter oder Teilnehmer gewährte Begünſtigung. 

9 314. 

Wenn in Betrieben von juriſtiſchen Perſonen oder Perſonenvereinigungen Steuerzuwiderhandlungen 
begangen werden, kann da, wo das Geſetz die Strafe für verwirkt erklärt, ohne das ein Verſchulden 
einer natürlichen Perſon feſtgeſtellt zu werden braucht, die Geldſtrafe gegen die juriſtiſche Perſon oder 

erſonenvereinigung ſelbſt erkannt und dieſe in die Koſten des Strafverfahrens verurteilt werden. 
$ 315. 
6 Straffrei bleibt, wer im unverſchuldeten Irrtum über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit 
f euerrechtlicher Vorſchriften die Tat für erlaubt gehalten hat. 
§ 316. 
erſchler Wer zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile 
chleicht oder vorſätzlich bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt werden, wird wegen Steuerhinterziehung 
fs den in den einzelnen Geſetzen hierfür angedrohten Strafen beſtraft. Der Mindeſtbetrag einer Geld- 
fe iſt, ſoweit kein anderer Betrag beſtimmt iſt, fünfzig Mark. ö 5 


Y 
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Der Steuerhinterziehung macht ſich auch ſchuldig, wer Sachen, für die ihm Steuerbefreiung oder 
Steuervorteile gewährt ſind, zu einem Zwecke verwendet, der der Steuerbefreiung oder dem Steuer⸗ 
vorteile, die er verlangt hat, nicht entſpricht, und es zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines anderen 


vorſätzlich unterläßt, dies dem Steueramt vorher rechtzeitig anzuzeigen. 


Es genügt, daß infolge der Tat ein geringerer Steuerbetrag feſtgeſetzt oder ein Steuervorteil 
zu Unrecht gewährt oder belaſſen iſt; ob der Betrag, der ſonſt feſtgeſetzt wäre, aus anderen Gründen 
hätte ermäßigt werden müſſen oder der Vorteil aus anderen Gründen hätte beanſprucht werden können, 
iſt für die Beſtrafung ohne Bedeutung. 

Die Vorſchriften der Verbrauchsabgabengeſetze, nach denen eine Beſtrafung wegen Steuerhinter⸗ 
ziehung eintritt, ohne daß der Vorſatz der Hinterziehung feſtgeſtellt zu werden braucht, bleiben unberührt. 
N 317. 

Der Versuch der Steuerhinterziehung iſt ſtrafbar. Er iſt auch dann ſtrafbar, wenn die vollendete 
Tat eine Übertretung wäre. 

Die für die vollendete Tat angedrohte Strafe gilt auch für den Verſuch. Geldſtrafen, die auf 
ein Vielfaches des hinterzogenen Betrages zu beſtimmen ſind, ſind nach der Steuerverkürzung oder dem 
Steuervorteile zu bemeſſen, die bei Vollendung der Tat eingetreten wären. 

8 318. 

Die Strafe für die Tat gilt auch für eine Beihilfe oder Begünſtigung, die jemand ſeines Vor⸗ 
teiles wegen begeht. 

Liegt eine Übertretung vor, fo werden Beihilfen und Begünſtigung mit Geldſtrafen bis zu drei⸗ 
hundert Mark beſtraft. 


* 


$ 319. 

Soweit der Betrag der Steuerverkürzung oder des Steuervorteils, nach denen die Geldſtrafe zu 
bemeſſen iſt, nicht feſtgeſtellt werden kann, iſt, wenn nicht eine geringere oder höhere Strafe vorgeſehen 
iſt, auf eine Geldſtrafe von fünfzig bis zu zwei Millionen Mark zu erkennen. 

§ 320. 

Wenn wegen Steuerhinterziehung neben der Geldſtrafe auf Gefängnis erkannt werden darf 
oder auf eine Geldſtrafe von mehr als zehntauſend Mark erkannt wird, kann im Straferkenntnis (Urteil 
oder Strafbeſcheid) angeordnet werden, daß die Beſtrafung auf Koſten des Verurteilten bekannt zu machen ſei. 


8 321. 

Wird wegen Steuerhinterziehung auf eine Gefängnisſtrafe von mindeſtens drei Monaten erkannt, 
ſo kann zugleich auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

8 822. x 

Bei Verurteilung wegen Steuerhinterziehung ($ 318) ift neben der Geld⸗ oder Freiheitsſtrafe 
auf Einziehung der ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe und Waren zu erkennen, hinſichtlich derer die Hinter⸗ 
ziehung begangen worden iſt. 

Kann die Einziehung nicht vollzogen werden, jo iſt auf Erlegung des Wertes der Erzeugniſſe⸗ 
oder Waren und, ſoweit dieſer nicht zu ermitteln iſt, auf Zahlung einer Geldſumme von fünfzig bis 
ſechshundertauſend Mark zu erkennen. 

War der Herſtellungsbetrieb der Erzeugniſſe der Steuerbehörde nicht angemeldet worden (8 161, 
Abſ. 1), jo iſt außerdem die Einziehung aller in den Betriebs⸗ und Lagerräumen vorhandenen Vorräte 
an ſteuerpflichtigen Erzeugniſſen, ſowie der zur Herſtellung dienenden Geräte verwirkt. 

8 323. e 

Wenn jemand in der Abſicht der Steuerhinterziehung in ſeinem Betrieb oder Beruf Bücher oder 

Aufzeichnungen unrichtig führt, unrichtige Geſchäftsabſchlüſſe vorlegt oder ähnliche argliſtige Mittel anwendet, 


* 


oder jemand bei Betrieben, die der Steuerauſicht unterliegen, weſentliche Auſſchtsvorſchriſten grob verletzt, 

kann ihm das Landesſteueramt, wenn er deshalb wiederholt wegen Steuerhinterziehung beſtraft iſt und 
dieſe Tatſachen in den Straferkenntniſſen feſtgeſtellt find, nach Rechtskraft des zweiten oder eines ſpäteren 
Straferkenntniſſes auf Zeit oder Dauer unterſagen, ſeinen Betrieb oder ſeinen Beruf fortzuſetzen oder 
durch andere zu feinem Vorteil fortſetzen zu laſſen. 

Liegen die Vorausſetzungen des erſten Abſatzes bei Vertretern oder Angeſtellten eines Steuer⸗ 
pflichtigen vor, ſo kann ihnen das Landesſteueramt die weitere Tätigkeit in dem Unternehmen verbieten. 

Gegen den Beſchluß des Landesſteueramts iſt die Beſchwerde an das Oberſte Steuergericht zuläſſig. 
Dieſes entſcheidet im Beſchlußverfahren. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. = 

Das Steueramt kann die Durchführung des Verbots nach $ 169 erzwingen. 

Nach Ablauf eines Jahres ſeit der Rechtskraft des Unterſagungsbeſchluſſes kann das Landes- 
ſteueramt den Beſchluß aufheben. 

§ 324. 

Wer fahrläſſig als Steuerpflichtiger oder als Vertreter oder bei Wahrnehmung der Angelegen- 
heiten eines Steuerpflichtigen bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt oder Steuervorteile zu Unrecht 
gewährt oder belaſſen werden (§ 316, Abſ. 1, 2), wird, ſoweit in den einzelnen Geſetzen nichts Abweichendes 
vorgeſchrieben iſt, wegen Steuergefährdung mit einer Geldſtrafe beſtraft, die im Höchſtbetrage halb ſo 
hoch iſt, wie die für die Steuerhinterziehung angedrohte Geldſtrafe. 

$ 825. 

Wer ſeines Vorteils wegen Gegenſtände, von denen er weiß oder den Umſtänden nach annehmen 
muß, daß Steuern für dieſe hinterzogen ſind (§ 316, Abſ. 1, 2), kauft oder ſonſt an ſich bringt, ver⸗ 
heimlicht, abſetzt oder zu ihrem Abſatz mitwirkt, wird wegen Steuerhehlerei mit der für die Steuerhinter⸗ 
ziehung . Strafe beſtraft. Die SS 317 bis 322 gelten entſprechend. 

8 326. 

Wer im Inland wegen Steuerhinterziehung oder Steuerhehlerei beſtraft worden iſt und vor 
Ablauf von drei Jahren, nachdem die Strafe ganz oder zum Teil bezahlt, verbüßt oder erlaſſen 
worden iſt, wieder eine dieſer Handlungen begeht, wird, ſoweit nicht höhere Geldſtrafen vorgeſchrieben ſind, 
mit einer Geldſtrafe in Höhe des doppelten Betrages, der für. die einfache Tat angedroht iſt, beſtraſt. Neben 
der Geldſtrafe kann auf Gefängnis bis zu zwei Jahren, und wenn für die einfache Tat bereits Gefängnis⸗ 
ſtrafe zugelaſſen iſt, auf eine Gefängnisſtrafe bis zur doppelten Höhe der für die einfache Tat zugelaſſenen 
Strafe erkannt werden; die Strafe darf jedoch fünf Jahre nicht überſchreiten. 

Bei jedem weiteren Rückfall im Sinne des erſten Abſatzes iſt neben der Geldſtrafe auf Gefängnis 
zu erkennen. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann eine Geldſtrafe bis zur Höhe des doppelten 
Betrages der für den erſten Rückfall angedrohten Strafe erkannt werden. 

Im Falle des $ 316, Abſ. 5 darf auf Gefängnis nur erkannt N wenn der Vorſatz der 


Hinterziehung feſtgeſtellt wird. 
8 927. 


Steuerpflichtige Erzeugniſſe, die im Handel nicht vorſchriſtsmäßig verpackt oder bezeichnet an⸗ 
getroffen werden oder nicht vorſchrifsmäßig verſteuert worden ſind, unterliegen der Einziehung. 
8 828. 
Wer dem 8 136, Abſ. 1 zuwiderhandelt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu vierzigtauſend Mark beſtraft. 
Wird die Abſicht der Steuerhinterziehung feſtgeſtellt, ſo kann auf Geldſtrafe bis zu zweihundert⸗ 
taufend Mark und ganz oder teilweiſe auf Einziehung der Vermögenswerte erkannt werden, auf die ſich 


die Gienerguninengdebking bezieht. 
§ 329. 


Wer vorſätzlich oder fahrläſſig dem $ 136, Abſ. 2, 3 oder $ 156 zuwiderhandelt, wird mit Geld; 
ſtrafe bis zu zwanzigtauſend Mark beitraft, 


8 330. 

Wer in den Fällen der $$ 316, 324, 328, 329 bevor er 58 7 oder eine Unterſuchung gegen 
ihn eingeleitet iſt (§ 362, Abſ. 2) unrichtige oder unvollſtändige Angaben bei der Steuerbehörde, ohne 
dazu durch eine unmittelbare Gefahr der Entdeckung veranlaßt zu ſein, berichtigt oder ergänzt oder unter⸗ 
laſſene Angaben nachholt, bleibt inſoweit ſtraffrei. Sind in den Fällen der 88 316, 328 Steuerverkürzungen 
bereits eingetreten oder Steuervorteile gewährt oder belaſſen, ſo tritt die Strafreiheit nur ein, wenn der 
Täter die Summe, die er ſchuldet, nach ihrer Feſtſetzung innerhalb der ihm beſtimmten Friſt entrichtet, 
das gleiche gilt im Falle des § 324. 9 55 


Wer geſchäftsmäßig in Angeboten oder Aufforderungen, die an einen größeren Perſonenkreis 
gerichtet ſind, darauf hinweiſt, daß bei Geſchäftsabſchlüſſen in beſtimmter Weiſe außer dem geſchäftlichen 
Zwecke noch Erſparungen oder Vorteile bei der Verſteuerung erreicht werden können, wird mit einer 
Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark beſtraft. 

§ 332. 

Beamte ($ 4, Abſ. 1 bis 3), die Verhältniſſe eines Steuerpflichtigen, die fie dienſtlich oder bei 
Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten erfahren haben, anderen unbefugt mitteilen oder Betriebs- oder 
Gewerbegeheimniſſe, die ſie in gleicher Weiſe erfahren haben, unbefugt verwerten, werden mit Geldſtrafe 
bis zu ſechstauſend Mark oder mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Iſt die Handlung aus Eigennutz oder in der Abſicht begangen worden, den Steuerpflichtigen 
zu ſchädigen, ſo kann auf Geldſtrafe bis zu ſechzigtauſend Mark und ſtatt ihrer oder neben ihr auf 
Gefängnis ſowie auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem bis zu 
fünf Jahren erkannt werden. 

Im Falle des erſten Abſatzes tritt die Strafverfolgung nur auf Antrag ein. Antragsberechtigt 
iſt das Landesſteueramt und der Steuerpflichtige, deſſen Intereſſe verletzt iſt. > 

$ 333. 

Wer den im Iutereſſe der Steuervermittlung oder Steueraufſicht erlaſſenen Vorſchriften der 
Steuergeſetze oder der dazu ergangenen und öffentlich oder den Beteiligten beſonders bekanntgemachten 
Verwaltungsbeſtimmungen durch andere als die in den Steuergeſetzen unter Strafe geſtellten Handlungen 
oder Unterlaffungen zuwiderhandelt, wird mit einer Ordnungsſtrafe von zehn bis tauſend Mark beſtraft. 
Dies gilt nicht für Sollvorſchriften. Die Ordnungsſtrafe wird nicht verhängt, wenn feſtgeſtellt wird, 
daß Strafausſchließungsgründe vorliegen oder die Zuwiderhandlung auf einem unabwendbaren Zufall 


beruht. 
; Die Ordnungsſtrafe kann bis auf das Doppelte erhöht werden, wenn der Täter vorſätzlich 


einen mit der Durchführung der Steuergeſetze beauftragten Beamten in der rechtsmäßigen Ausübung 
ſeines Dienſtes hindert. 

Wenn nach § 169 für den Fall der Nichtbefolgung einer Anordnung ein Zwangsmittel ange⸗ 
droht iſt, darf wegen der Nichtbefolgung dieſer Anordnung nicht auf eine Ordnungsſtrafe erkannt, a 


nur das Zwangsmittel angewandt werden. 9884 

An Stelle einer Geldſtrafe, die nicht beigetrieben werden kann, tritt Freiheitsstrafe. Die Frei⸗ 
heitsſtrafe darf zwei Jahre und bei Ordnungsſtrafen drei Monate nicht überſteigen. 

Bei der Umwandlung iſt ein Betrag von zwanzig bis zu hundert Mark einer eintägigen Frei⸗ 
heitsſtrafe gleichzuachten. Der Mindeſtſatz einer Freiheitsſtrafe iſt ein Tag. 

Beträgt die Geldſtrafe mehr als zweitauſend Mark, ſo iſt ſie in Gefängnis, andernfalls in Haft 
umzuwandeln. 

8 335. f 

Wo die Strafe der Einziehung vorgeſehen iſt, kann auf Einziehung erkannt werden, gleichviel, 

wem die Gegenſtände gehören und ob gegen eine beſtimmte Perſon ein Strafverfahren eingeleitet wird. 


& 836. 

Wird auf Einziehung erfannt, jo geht das Eigentum an den eingezogenen Sachen mit der 
Rechtskraft des Erkenntniſſes auf den Staat über. Rechte dritter Perſonen erlöſchen. Für einen 
Rechtserwerb, der nach der Rechtskraft des Erkenntniſſes eintritt, gelten die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes zugnnſten derer, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten. 

Wird im Falle des § 328 Abſ. 2 auf Einziehung der Vermögenswerte erkannt, jo gehen die 
Anſprüche aus dem Konto, der Hinterlegung, der Verpfändung oder der Ueberlaſſung des Schließfachs 
und das Eigentum an den Wertſachen mit der Rechtskraft des Erkenntniſſes auf den Staat über. Rechte 
dritter Perſonen erlöſchen wenn dieſe Perſonen den die Einziehung begründenden Sachverhalt bei Erwerb 
der Rechte gekannt haben. Der letzte Satz des erſten Abſatzes gilt entſprechend. 


§ 337. 

Wenn Vertreter, Verwalter oder Bevollmächtigte im Sinne der SS 64 bis 69 bei Ausübung 
ihrer Obliegenheiten Steuerzuwiderhandlungen begehen, ſo haften die Vertretenen für die Geldſtrafen, 
die dieſe Perſonen verwirken und für die Koſten des Strafverfahrens und der Strafvollſtreckung, die ihnen 
auferlegt werden. Die Vorſchrift gilt nicht für die Fälle der Vormundſchaft und Pflegſchaft. 

Das gleiche gilt für die Haftung des Geſchäftsherrn oder des Haushaltungsvorſtandes, wenn 
Angeſtellte oder ſonſt im Dienſte oder Lohne ſtehende Perſonen, ſowie Familien- und Haushaltungs⸗ 
angehörige bei Ausübung von Obliegenheiten, die fie im Intereſſe des Geſchäftsherrn oder Haushal⸗ 
tungsvorſtandes wahrnehmen, Steuerzuwiderhandlungen begehen; dieſe Haftung tritt jedoch nicht ein, 
wenn feſtgeſtellt wird, daß die Zuwiderhandlung ohne Wiſſen des Geſchäftsherrn oder des Haushalt⸗ 
tungsvorſtandes oder einer zu ſeiner Vertretung nach außen befugten Perſon begangen worden iſt und 
die genannten Perſonen bei der Auswahl oder Beaufſichtigung der Angeſtellten oder der Beauffichtigung 
der Familien⸗ und Haushaltungsmitglieder die erforderliche Sorgfalt aufgewandt haben. 

Die im erſten und zweiten Abſatz vorgeſehene Haftung fällt weg, wenn der Schuldige oder der 
Haftende jtinbt, bevor das Strafbekennknis, das gegen fie ergeht, rechtskräftig geworden ift. 

8 338. 

Wer neben dem Schuldigen für Geldſtrafe und Koſten haftet (§ 337) kann in Anſpruch genommen 
werden, wenn die Geldſtrafe und die Koſten aus dem beweglichen Vermögen des Schuldigen nicht bei⸗ 
getrieben werden können. 

Die Erſatzfreiheitsſtrafen können an dem Schuldigen ganz oder zum Teil vollzogen werden, 
ohne daß die Perſon, die für die Geldſtrafe haftet, in Anſpruch genommen wird. 


$ 339. 

Iſt ein und dieſelbe Handlung zugleich als Steuerzuwiderhandlung und nach einem anderen 
Geſetze ſtrafbar, ſo iſt die Strafe aus dem Steuergeſetze zu entnehmen, es ſei denn, daß das andere 
Geſetz eine ſchwerere Strafe oder bei ungleichen Straftaten eine ſchwerere Strafart androht ($ 73 des 
Strafgeſetzbuchs). Iſt die Strafe aus dem anderen Geſetz zu entnehmen, ſo iſt eine nach dem Steuer⸗ 
geſetze verwirkte Geldſtrafe beſonders zu verhängen. Auch muß auf Haftbarkeit dritter Perſonen oder 
auf Einziehung erkannt werden, wenn dies das Steuergeſetz vorſchreibt und es kann hierauf, ſowie auf 
ſonſtige Nebenſtrafen erkannt werden, wenn dies das Steuergeſetz zuläßt. 

Wenn ein und dieſelbe Handlung mehrere Straſvorſchriften der Steuergeſetze über Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen verletzt, jo iſt die Strafe nach $ 73 des Strafgeſetzbuchs zu beſtimmen; jedoch muß 
auf Haftbarkeit dritter Perfonen oder auf Einziehung erkannt werden, wenn dies eine der verletzten 
Vorſchriften vorſchreibt und es kann hierauf, ſowie auf ſonſtige Nebenſtrafen erkannt werden, wenn dies 
eine der anwendbaren Vorſchriften zuläßt. * 

Hat jemand mehrere ſelbſtändige Steuerzuwiderhandlungen begangen, jo darf eine nach 8 74 
des Strafgeſetzbuches zu erkennende Geſamtfreiheitsſtrafe fünf Jahre nicht überſchreiten. Auf Haftbarkeit 
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dritter Perſonen, Einziehung und ſonſtige Nebenſtrafen muß oder kann erkannt werden, wenn dies neben 


einer der verwirkten Einzelſtrafen geboten oder zuläſſig iſt. 

Bei Umwandlung mehrerer uneinbringlicher Geldſtrafen iſt der Höchſtbetrag der an ihre Stelle 
tretenden Freiheitsſtrafe drei Jahre Gefängnis und wenn die einzelnen Geldſtrafen zweitauſend Mark 
nicht überſteigen ($ 334) ſechs Monate Haft. Treffen Gefängnis und Haft infolge der Umwandlung 
zuſammen, ſo iſt die Haftſtrafe nur inſoweit zu vollſtrecken, als die Gefängnisſtrafe drei Jahre nicht erreicht. 

$ 340. 

Die Strafverfolgung von Steuerzuwiderhandlungen verjährt in fünf Jahren, und wenn es ſich 

um Zuwiderhandlungen handelt, die mit Ordnungsſtrafen bedroht ſind, in einem Jahre. 


Die Einleitung der Unterſuchung und der Erlaß eines Strafbeſcheides unterbrechen die Verjährung 
gegen den, gegen den ſie gerichtet ſind. 


Zweiter Abſchnitt. Strafverfahren. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 
b 8 341. 
Die Strafprozeßordnung gilt, ſoweit die Steuergeſetze nichts Abweichendes vorſchreiben. 


II. Verwaltungsſtrafverfahren. 
. 8 342. 

Die Steuerämter haben bei allen Steuerzuwiderhandlungen ($ 313) den Sachverhalt zu erforſchen. 
Eine Ausnahme gilt, wenn der Beſchuldigte wegen Steuerhinterziehung feſtgenommen und dem Richter 
vorgeführt iſt. £ 

Die Entſcheidung jteht dem Steueramt zu, wenn die Steuerzuwiderhandlung nur mit Geldſtrafe 
und Einziehung oder einer dieſer Strafen bedroht iſt oder das Steueramt auf keine andere als auf dieſe 
Strafen oder darauf erkennen will, daß die Verurteilung auf Koſten des Verurteilten bekanntzumachen ſei. 

Die Steuerämter können auch gegen Nebenbeteiligte entſcheiden. 

Nebenbeteiligter iſt: 


1. wem ein Recht an Gegenſtänden zuſteht, die der Einziehung unterliegen, oder wem ein An⸗ 

ſpruch auf ſolche Gegenſtände zuſteht, 

2. wer für die Geldſtrafe und die Koſten haftet, die dem Täter oder einem Teilnehmer auf⸗ 

erlegt werden. 
8 343. 

Iſt ein und dieſelbe Handlung zugleich als Steuerzuwiderhandlung und nach einem anderen 
Geſetze ſtrafbar, jo ſteht die Unterſuchung und in den Grenzen des § 342 die Entſcheidung dem Steueramt 
zu, wenn die Strafe aus dem Steuergeſetze zu entnehmen iſt (§ 73 des Strafgeſetzbuches). 

$ 344. 

Beſteht gegen einen Rechtsanwalt der Verdacht einer fahrläffigen Steuerzuwiderhandlung, die er 
in Ausübung ſeines Berufs bei der Beratung in Steuerſachen begangen hat, ſo iſt die Einleitung einer 
ſtrafrechtlichen Verfolgung an die Vorausſetzung gebunden, daß zuvor im ehrengerichtlichen Verfahren 
Es 62 ff. der Rechtsanwaltordnung) eine Verletzung der Berufspflichten des Rechtsanwalts feſtgeſtellt iſt. 
Iſt die Unterſuchung wegen einer vorſetzlichen Steuerzuwiderhandlung eingeleitet, ſo gilt das gleiche für 
die Fortſetzung des Verfahrens, wenn ſich vor Erlaß des Strafbeſcheides oder vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens ergibt, daß uur der Verdacht einer fahrläſſigen Steuerzuwiderhandlung begründet erſcheint. 


§ 845. 


Sachlich zuſtändig zur Unterſuchung und Entſcheidung iſt das Steueramt, dem die Verwaltung 
der beeinträchtigten oder gefährdeten Steuer übertragen iſt. 


ns | 

Die Steuerämter können ſich der Hilfe der Ortspolizeibehörden bedienen. Die Behörden und 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes find verpflichtet, die Ermittelungen anzuſtellen, die die 
Steuerämter verlangen. 8 


Die Steuerämter ſind befugt, ſich jederzeit der weiteren Unterſuchung oder Entſcheidung zu 

enthalten und die Sache an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft abzugeben. 
$ 347. 

Solange nicht das Steueramt die Sache an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft abgibt ($ 346), 
haben die Staatsanwaltſchaft und die Gerichte nur einzugreifen, wenn der Beſchuldigte wegen der Steuer⸗ 
zuwiderhandlung vorläufig feſtgenommen und dem Richter vorgeführt wird. 

Hat jemand durch mehrere ſelbſtändige Handlungen eine Steuerzuwiderhandlung und eine andere 
ſtrafbare Handlung begangen, ſo kann die Staatsanwaltſchaft die Strafverfolgung wegen der Steuer⸗ 
zuwiderhandlung gegen ihn und die als Teilnehmer, Nebenbeteiligte (8 342 Abſ. 3) oder Begünſtiger 
beteiligten Perſonen übernehmen. 

Auch da, wo ihre Zuſtändigkeit begründet iſt, kann die Staatsanwaltſchaft das Steueramt 
erſuchen, den Sachverhalt der Steuerzuwiderhandlung zu ermitteln. Entſpricht das Steueramt dem Antrag, 


jo iſt es in den Grenzen der SS 342, 343 auch zur Entſcheidung zuſtändig; fein Recht, ſich jederzeit der 


weiteren Verfolgung oder der Entſcheidung zu enthalten, bleibt unberührt. 


8 348. 
Die Behörden und Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes haben auch Steuerzuwider⸗ 


handlungen zu erforſchen und alle keinen Aufſchub geſtattenden Anordnungen zu treffen, um die Ver⸗ 


dunkelung der Sache zu verhüten. 
Sie haben Steuerzuwiderhandlungen ohne Verzug dem Steueramt anzuzeigen. Sie haben der 
Anzeige ihre Verhandlungen beizufügen, es ſei denn, daß der Beſchuldigte feſtgenommen und dem 
Richter vorgeführt wird. 
§ 349. 


Ortlich zuſtändig iſt das Steueramt, in deſſen Bezirk die Steuerzuwiderhandlung begangen oder 
entdeckt iſt, und bei Steuerhinterziehungen oder gefährdungen auch das Steueramt, das zur Feſtſetzung 
und Einziehung der Steuer zuſtändig iſt. 

Sind mehrere Steuerämter zuſtändig, fo gebührt der Vorzug dem Steueramt, das die Unter⸗ 
ſuchung zuerſt geführt hat. Die Unterſuchung und Entſcheidung kann jedoch auf Erſuchen von einem 
anderen örtlich zuſtändigen Steueramt übernommen oder pt von einer gemeinschaftlich vorgeſetzten 
oberen Behörde übertragen werden. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung kann auf alle Steuerzuwiderhandlungen desſelben Beſchuldigten 
und auf alle bei einer Steuerzuwiderhandlung beteiligten Perſonen ausgedehnt werden, für die das 
Steueramt ſachlich zuſtändig iſt. Sind mehrere Steuerämter ſachlich zuſtändig, ſo kann die gemeinſchaftlich 
vorgeſetzte obere Behörde die Unterſuchung und Entſcheidung einem von ihnen übertragen. 


§ 350. 
Für Zuſtellungen gelten die 88 48—50. 
Bei Straf- oder Beſchwerdebeſcheiden iſt eine Ausfertigung, ſonſt eine einfache Abſchrift zu übergeben. 


Wird nach 8 50 zugeſtellt, fo find ſtatt der Strafe oder Beſchwerdebeſcheide eee N 


nach 5 50 Satz 3 anzuheften. 
Friſten ſind nach § 42 zu berechnen. 
$ 351. 
Die Steuerämter können Beſchlagnahmen nach § 94, $ 95 Abſ. 1, §s 96, 97 der Strafprozeß⸗ 
ordnung anordnen und durch ihre Beamten ausführen laſſen, 
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Bei Gefahr im Verzuge können auch Beamte der Steuerämter Beſchlagnahmen anordnen; fie 
haben binnen dreier Tage die Beſtätigung des Steueramts nachzuſuchen. s 

Wenn Polizei- und Sicherheitsbeamte bei der Verfolgung von Steuerzuwiderhandlungen nach 

8 348 dieſes Geſetzes und nach § 98 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung Beſchlagnahmen angeordnet haben, 

ſteht die im $ 98 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung vorgeſchriebene Beſtätigung und Entſcheidung dem 

Steueramt zu. 

Der Betroffene kann jederzeit Entſcheidung durch das Steueramt beantragen. Auf Verlangen 
iſt ihm ein Verzeichnis der in Verwahrung genommenen Sachen mitzuteilen. 
§ 352. 
Um die Beſchlagnahme von Briefen und Sendungen auf der Poſt ſowie von Telegrammen auf 
Er: den Telegraphenanſtalten (8 99 der Strafprozeßordnung) erſucht das Steueramt das zuſtändige Amtsgericht. 
Be > Dieſes übergibt ihm eröffnete Sendungen, deren Zurückhaltung erforderlich erſcheint. 
§ 353. 

Bei einer Zuwiderhandlung gegen § 136 Abſ. 1, $ 328 iſt die Beſchlagnahme dem zu erklären, 
der das Guthaben ſchuldet, die Wertſachen verwahrt oder das Schließfach überlaſſen hat; dabei ſind die 
Wertfachen oder Urkunden in Verwahrung zu nehmen oder ſonſt ſicherzuſtellen. Die Beſchlagnahme der 
Anſprüche des Beſchuldigten wirkt als Veräußerungsverbot nach § 136 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

§ 354. 

Die Beſchlagnahme von Gegenſtänden, die der Einziehung unterliegen, bleibt wirkſam, bis das 
Strafverfahren wegen der Steuerzuwiderhandlung vollſtändig erledigt iſt oder das Steueramt die 
Beſchlagnahme aufhebt. 

In Beſchlag genommene Sachen, deren Aufbewahrung, Pflege und Erhaltung unverhältnismäßig 
viel koſtet oder deren Verderben droht, kann das Steueramt nach drei Tagen, bei Gefahr im Verzug 
auch ſchon vorher, im Zwangsverfahren veräußern laſſen. Der Erlöß tritt an die Stelle der Sachen. 
Zeit und Ort der Veräußerung ſind dem Beſchuldigten und dem Eigentümer möglichſt vorher mitzuteilen. 

§ 355. 

Sind in Beſchlag genommene Sachen, die der Einziehung unterliegen, von einem Unbekannten 
zurückgelaſſen worden, der auf der Zuwiderhandlung betroffen, aber entkommen iſt, ſo verfallen ſie oder 
ihr Erlös dem Staate, wenn ſich der Betroffene oder der Eigentümer nicht innerhalb dreier Monate nach 
der Beſchlagnahme gemeldet hat. Das Steueramt kann ſie nach Ablauf einer Woche, von der Beſchlag⸗ 
nahme an gerechnet, im Zwangsverfahren veräußern laſſen. 

8 356. 

Zur Sicherung einer hinterzogenen Steuer können Beförderungsmittel, die der Beſchuldigte bei 
Begehung einer Steuerzuwiderhandlung in ſeinem Gewahrſam hat, und andere Sachen, die er mit ſich 
führt, außer Arbeitsgeräten, mit Beſchlag belegt werden, wenn ſein Wohnſitz unbekannt oder außerhalb 
des Freiſtaates gelegen iſt. Mit den Beförderungsmitteln können die in Beſchlag genommenen Sachen 
bis zur nächſten Amtsſtelle befördert werden, bei der ihre Aufbewahrung möglich iſt. Die Sachen ſind 
freizugeben, wenn nachgewieſen wird, daß ſie jemand gehören, der weder bei der Tat beteiligt iſt noch 
für Strafe und Koſten haftet. 


§ 357. 
Die Steuerämter können die nach der Strafprozeßordnung zuſtändigen Behörden und Beamten 
um Durchſuchung erſuchen. Auf ihr Verlangen ſind von ihnen zu bezeichnende Beamte bei der Ausführung 
zuzuziehen. Die Sachen, die in 8 oder in Beſchlag genommen werden, find den Steuer- 
ämtern zu übergeben. 
§ 358. 
Wenn in Steuergeſetzen Durchſuchungen vorgeſehen ſind, ſteht ihre Anordnung den Steuerämtern 


zu. Die Beamten, die mit der Ausführung beauftragt werden, haben, ſoweit in den Steuergeſetzen nichts 


Abweichendes beſtimmt it, nach den Vorſchriſten 5 en zu . Be haben ſic 
durch einen ſchriftlichen Auftrag des Steueramts auszuweiſen. 

Papiere und Handelsbücher dürfen die Steuerämter und deren Beauftragte nur einſehen, wenn 
es der Inhaber genehmigt. Andernfalls haben fie die Papiere und Handelsbücher, deren Durchſicht fie 
für geboten halten, in Gegenwart des Inhabers oder ſeines Vertreters mit dem Amtsſiegel in einem 
Umſchlag zu verſchließen und an den Amtsrichter des Bezirks abzuliefern. Dieſer hat Papiere und Handels⸗ 
bücher, die für die Unterſuchung Bedeutung haben, dem Steueramt mitzuteilen. 


$ 359. 

Das Recht des Steueramts, in Räumen, die ihm zur Ausübung der Steueraufſicht zugänglich 
ſind, Nachſchau zu halten und die dort zu ſeiner Einſicht beſtimmten Bücher und Aufzeichnungen ein⸗ 
zuſehen, bleibt unberührt; Zwangsmittel ($ 169) gegen die Perſon des Beſchuldigten find jedoch unſtatthaft, 
ſofern es ſich darum handelt, Spuren einer Steuerzuwiderhandlung zu verfolgen. 

: § 360. 

Bei Verdacht einer Steuerzumwiderhandlung. find die Steuerämter und ihre Hilfsbeamten außer 
im Falle des § 127 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung auch dann zur vorläufigen Feſtnahme des Beſchul⸗ 
digten befugt, wenn die Vorausſetzungen eines Haftbefehls vorliegen und die Gefahr im Verzug obwaltet 

Bei vorläufiger Feſtnahme iſt nach Artikel 73 Abſ. 2 der Verfaſſung zu verfahren. Der Beſchuldigte 
hat die Wahl, ob er ſich dem nächſten Steueramt oder dem Amtsrichter des Bezirks, in dem die Feſt⸗ 
nahme erfolgt ift, vorführen laſſen will. Die 88 128, 129 der Strafprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung. Iſt die Zuwiderhandlung, wegen deren die Feſtnahme erfolgte, nur mit Geldſtrafe oder 
Einziehung bedroht, ſo iſt der Beſchuldigte in Freiheit zu ſetzen, wenn er für Steuer, Strafe und Koſteu 
Sicherheit beſtellt oder ſich über er Perſon ausweiſt und eine Sicherheitsleiſtung nicht erforderlich erſcheint. 


8 361. 


Die Hilfsſtellen und die Beamten der Steuerämter haben die Steuerzuwiderhandlungen zu 


erforſchen und innerhalb ihrer Zuſtändigkeit alle keinen Auſſchub geſtattenden Anordnungen zu treffen, um 
die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Über die Ermittelungen iſt dem Steueramt eine Niederſchrift, 
oder eine ſchriftliche Anzeige einzureichen. 

$ 362. 

Die Stenerämter haben die Anzeigen, die bei ihnen eingehen, darauf zu prüfen, ob wegen einer 
Steuerzuwiderhandlung einzuſchreiten ſei. Das gleiche gilt, wenn ſie ſonſt von dem Verdacht einer 
Steuerzuwiderhandlung Kenntnis erhalten. 

Die Einleitung der Unterſuchung iſt aktenkundig zu machen. 

Zur Erforſchung des Sachverhalts können die Steuerämter Ermiktelungen jeder Art ſelbſt anſtellen 
oder durch ihre Hilfsſtellen oder Beamten vornehmen laſſen. 

Die Befugniſſe, die den Steuerämtern nach den 8$ 147 bis 155, 157, 158, 169 und 176 bei 
Ermittelung der Steuerpflicht zuſtehen, gelten ſinngemäß für die Unterſuchung. 

Über jede Ermittelung iſt eine Niederſchrift oder ein Vermerk aufzunehmen. 


Niederſchriften, die ein Steueramt unter Zuziehung eines Schriftführers aufgenommen hat, ſtehen N 


hinſichtlich ihrer Vorleſung in einer Hauptverhandlung vor Gericht (§8 248 bis 254 der Strafprozeß⸗ 
ordnung) richterlichen Protokollen gleich. = 

Gegen den Beſchuldigten ſoll ein Strafbeſcheid über eine Geldſtrafe von mehr als fünfzig Mark 
nur erlaſſen werden, wenn ihm Gelegenheit zur Außerung geboten worden iſt. Er iſt erforderlichenfalls 


zur Vernehmung zu laden. 


Erſcheint der Beſchuldigte auf die Ladung nicht, ſo iſt er auf Antrag des Steueramts von dem 4 


Amtsgericht ſeines Wohn- oder Aufenthaltsortes nach den $$ 133 bis 136 der Strafprozeßordnung zu 
vernehmen. 
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Gegen einen abweſenden Beſchuldigten ($ 318 der Strafprozeßordnung) kann ohne ſeine Anhörung 
verfahren werden. 8 
0 $ 364. 
Wer neben dem Beſchuldigten für Geldſtrafe und Koſten haftet, iſt zum Verfahren zuzuziehen. 
Falls es nicht geboten erſcheint, ihn zu vernehmen, iſt ihm die Steuerzuwiderhandlung und die Perſon 
des Beſchuldigten mitzuteilen, und er iſt aufzufordern, zu erklären, ob er die Schuld des Beſchuldigten 
And ſeine Haftung anerkenne oder was er einwende. Folgt er der Aufforderung nicht, fo iſt gleichwohl 
. das Verfahren gegen ihn fortzuſetzen. 
8 Entſprechendes gilt für den, der bei einer Einziehung beteiligt iſt, wenn er ſich meldet oder 
anzunehmen ift, daß es einer Vollſtreckungshandlung gegen ihn bedarf. Dies gilt auch, wo auf Ein⸗ 
ziehung ſelbſtändig erkannt werden ſoll. ö 
; § 365. 
7 Der Beſchuldigte und die Nebenbeteiligten können ſich durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht 
verſehenen Beauftragten vertreten laſſen. Geſchäftsmäßige Vertreter können zurückgewieſen werden. Dies 
gilt nicht für die im $ 63 Abſ. 1 Satz 3 genannten Perſonen. Das Steueramt kann anordnen, daß der 
f Beſchuldigte erſcheint. 
En; § 366. \ 
. Wenn der Beſchuldigte die Zuwiderhandlung vorbehaltlos einräumt, ſo kann er ſich der in 
er einer Niederſchrift feſtzuſetzenden Strafe unter Verzicht auf Erlaß eines Strafbeſcheides ſofort unter- 
werfen. Die Unterwerfung ſteht einer rechtskräftigen Verurteilung gleich. Das Verfahren regelt der Senat. 
= . § 367. 
Eis Ergibt die Unterſuchung, daß der Verdacht nicht begründet war, fo ſtellt das Steueramt 
das Verfahren ein und teilt dies dem Beſchuldigten mit, wenn er als ſolcher vernommen worden iſt. 
* Erſcheint der Verdacht begründet, ſo gibt das Steueramt, wenn es nicht ſelber erkennen kann oder will, 
die Verhandlungen an die Staatsanwaltſchaft ab. Es kann beantragen, daß die öffentliche Klage gegen 
den Beſchuldigten und die Nebenbeteiligten erhoben werde, geeignetenfalls iſt ein beſtimmter Antrag zu 
ſtellen und zu begründen. ö 

Ortlich zuſtändig iſt auch die Staatsanwaltſchaft des Bezirkes, in dem das Steueramt ſeinen 
Sitz hat. Die Zuſtändigkeit erſtreckt ſich auf die der Gerichte. Die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
über die örtliche Zuſtändigkeit bleiben im übrigen unberührt. 

N Hat das Steueramt die Sache abgegeben, weil es nicht zur Entſcheidung zuſtändig ſei, hält die 
Staatsanwaltſchaft dagegen dieſe Auffaſſung nicht für zutreffend, ſo kann ſie die Sache zur weiteren 
Erledigung im Verwaltungsſtrafverfahren an das Steueramt zurückgeben; 8 346 bleibt unberührt. 

$ 368. 

Will das Steueramt ſelbſt erkennen, ſo erläßt es einen Strafbeſcheid. 

Im Strafbeſcheide find außer der Strafe die ſtrafbare Handlung, das Strafgeſetz und die 
Beweismittel anzugeben. Er ſoll ferner die Entſcheidungsgründe und die Belehrung enthalten, daß der 
Beſchuldigte, wenn er nicht nach § 372 Beſchwerde an das Landesſteueramt einlege, gegen den Straf. 
beſcheid binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei dem Steueramt, das den Beſcheid erlaſſen 
habe, auf gerichtliche Entſcheidung antragen könne. 

Als Strafe kann außer den im $ 342 Abſ. 2 genannten Strafen gegen Perſonen unter achtzehn 
Jahren im Falle § 57 des Strafgeſetzbuches auf Verweis erkannt werden. 

Iſt auf Einziehung zu erkennen und ſteht nicht feſt, ob die Einziehung vollzogen werden kann, 
jo iſt für den Fall, daß die Einziehung nicht ausgeführt werden kann, die Erſatzſtrafe nach 8 333 
Abſ. 2 feſtzuſetzen. 

§ 369. 
Sind Nebenbeteiligte in der Unterſuchung zugezogen, ſo iſt im Strafbeſcheide darüber zu erkennen, 
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ob fie die Einziehung gegen fich gelten zu laſſen oder für die Geldſtrafe und die Koſten des Straf- 
verfahrens und der Strafvollſtreckung zu haften haben. 


Iſt ihre Zuziehung im Verwaltungsſtraſverfahren oder im gerichtlichen Verfahren unterblieben, 
ſo kann gegen ſie durch beſonderen Strafbeſcheid entſchieden werden. 


8 370. 

Der Strafbeſcheid iſt den Beteiligten zuzuſtellen oder zu verkünden. 

Iſt der Beſchuldigte noch nicht achtzehn Jahre alt, ſo iſt der Strafbeſcheid auch dem geſetzlichen 
Vertreter zuzuſtellen oder zu verkünden. 

Sind mehrere geſetzliche Vertreter oder bei juriſtiſchen Perſonen, Perſonenvereinigungen, Zwed- 
vermögen und ähnlichen Gebilden mehrere Vertreter, Vorſteher oder Verwalter vorhanden, ſo genügt die 
Zuſtellung oder Verkündung an einen von ihnen. 

Nach der Zuſtellung kann der Strafbeſcheid nur in den Fällen der §s 382, 385 zurück⸗ 
genommen werden. 

8 871. 

Der Beſchuldigte und die Nebenbeteiligten können gegen den Strafbeſcheid Beſchwerde Aa 
wenn fie nicht auf gerichtliche Entſcheidung antragen. Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung iſt bei 
dem Steueramt, das den Strafbeſcheid erlaſſen hat, binnen einer Woche nach der Bekanntgabe ſchriftlich 
oder mündlich zu ſtellen. 

Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung ſchließt für den Beteiligten die Beſchwerde, die Ein« 
legung der Beſchwerde den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung aus. Hat der geſetzliche Vertreter oder 
der Ehemann einer beſchuldigten Frau Beſchwerde eingelegt und der Vertretene oder die beſchuldigte Frau 
gerichtliche Entſcheidung beantragt oder umgekehrt, ſo iſt die Beſchwerde wirkungslos, wenn nicht der 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zurückgenommen wird. 

Hat von mehreren Beteiligten ein Teil auf gerichtliche Entſcheidung angetragen, während ber 
andere Beſchwerde eingelegt hat, ſo iſt über die Beſchwerde in der Regel erſt nach rechtskräftiger 
Erledigung des gerichtlichen Verfahrens zu befinden. 


§ 372. 

Die Beſchwerde iſt bei dem Steueramt, das den Strafbeſcheid erlaſſen hat, ſchriftlich oder 
mündlich einzulegen. Die Friſt für die Einlegung beträgt eine Woche; ſie iſt eine Ausſchlußfriſt und 
läuft von der Bekanntmachung an. Die Einlegung bei der Beſchwerdebehörde genügt zur Wahrung der Friſt. 
Bei Verſäumung der Friſt kann nach den SS 46, 47 Nachſicht gewährt werden. 


i § 373. 9 
Über die Beſchwerde entſcheidet das Landesſteueramt. Es kann nach $ 362 Ermittelungen 
anſtellen. Der Beſchwerdebeſcheid iſt zu begründen und zuzuſtellen oder zu verkünden. 


8 374. 

Gegen andere Verfügungen der Steuerämter und des Landſteueramtes als Straſ- und Beſchwerde— 
beſcheide kann der Betroffene Beſchwerde an die nächſtobere Behörde einlegen. Die Friſt zur Einlegung 
der Beſchwerde beträgt eine Woche; ſie beginnt mit der Zuſtellung oder Bekanntmachung der Verfügung. 
Die Beſchwerde iſt bei der Behörde einzulegen, deren Verfügung angefochten wird; die Einlegung bei 
der Beſchwerdebehörde genügt. Die Beſchwerdebehörde entſcheidet endgültig. 

Verfügungen, die dem Straf- oder Beſchwerdebeſcheide vorausgehen und ihn vorbereiten ſollen, 
unterliegen der Beſchwerde nur, wenn ſie eine Beſchlagnahme anordnen oder andere Perſonen betreffen 
als den Beſchuldigten oder die Nebenbeteiligten. 

8 375. 
Im Verwaltungsſtrafverfahren werden an Koſten erhoben: 


a) für Strafbeſcheide und für Beſchwerdebeſcheide ($ 373) eine Gebühr in Höhe der Gebühr : 
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des Gerichtskoſtengeſetzes für Urteile in Strafſachen des erſten Rechtzugs; die 88 61, 86, 96 
des Gerichtskoſtengeſetzes ſind anzuwenden; 

b) an Auslagen: 
. Schreibgebühren für Ausfertigung und Abſchriften nach dem Gerichtskoſtengeſetze, 

. Telegraphengebühren und Fernſprechgebühren, 
. Koften von Zuſtellungen und öffentlichen Bekanntmachungen, 
. Entfhädigungen, die an Auskunftsperſonen und Sachverſtändige gezahlt find, 
„Reiſekoſten der Beamten bei Geſchäften außerhalb des Dienſtſitzes, 

Auslagen anderer Behörden, 
= = 3 . Koften der Erhaltung beſchlagnahmter Sachen und der Beförderung von Perſonen oder Sachen 
u. © S. Haftkoſten. 


s 


2 $ 376. | 
1 Die Koſtenvorſchriften der Strafprozeßordnung gelten ſinngemäß auch für das Verwaltungs- 
ſtrafverfahren. Über Höhe und Notwendigkeit von Auslagen entſcheidet das Steueramt endgültig. 

Wer nur bei der Einziehung beteiligt iſt, hat außer bei Zurückweiſung unbegründeter Beſchwerden 


keine Koſten zu tragen. 
Sind durch das Verfahren gegen den, der für Geldſtrafe und Koſten haftet, beſondere Koſten 


entſtanden, jo find ihm dieſe Koſten bei Feſtſetzung ſeiner Haftpflicht aufzuerlegen. 
8 377. 

: Zur Sicherung der Staatskaſſe wegen der Koſten, die den Beſchuldigten vorausſichtlich treffen 
werden, kann das Steueramt nach 8 308 einen Arreſt anordnen und vollziehen. 

1 $ 378. bon 

3 Wenn das Gericht gegen den Beſchuldigten eine Strafe oder gegen den, der für Geldſtrafe und 
Koſten haftet, die Haftpflicht rechtskräftig feſtgeſetzt hat, ſo haben dieſe Perſonen auch die Koſten des 
Verwaltungsſtrafverfahrens zu tragen. N 


8 8 


8 379. 
Vollſtreckbare Strafbeſcheide und Beſchwerdebeſcheide wirken wie ein rechtskräftiges Urteil. 
§ 380. N 


Die Steuerämter haben die Straf- und Beſchwerdebeſcheide ſowie die Koſtenentſcheidungen nach 
den Vorſchriften über das Zwangsverfahren zu vollſtrecken. 
Für Zahlung einer Geldſtrafe kann eine Friſt oder Abtragung in Teilbeträgen bewilligt werden. - 
Teilzahlungen find zuläſſig und werden zunächſt auf die Strafe angerechnet. Der Verſuch, eine Geld- 
e beizutreiben, kann unterbleiben, wenn ſicher vorauszuſehen iſt, daß er erfolglos ſein würde. 
Einen Verweis erteilt das Steueramt mündlich. Über die Erteilung iſt eine Niederſchrift auf⸗ 
aufzunehmen. Bleibt der Verurteilte auf Ladung aus, ohne ſich genügend zu entſchuldigen, jo kann ihn 
das Steueramt vorführen laſſen. Iſt es ihm unmöglich oder beſonders erſchwert zu erſcheinen, ſo kann 
das Steueramt ein anderes Steueramt erſuchen, den Verweis zu erteilen. 
8 Die Einziehung wird dadurch vollſtreckt, daß das Steueramt die Sachen dem Beſitzer wegnehmen N 
läßt. 8 259 gilt entſprechend, jedoch kann der Dritte nur geltend machen, daß die Sache nicht durch a 
die Einziehung getroffen ſei, oder daß er das Recht an ihr nach der Rechtskraft des Steuerbeſcheides 
erworben habe. 
2 Bei Einziehungen kann das Steueramt die Erſatzſtrafe ($ 322, Abſ. 3, § 368, Abſ. 4) volſrecken, 
wenn die Sachen nicht in Verwahrung genommen ſind und vom Verurteilten nicht binnen angemeſſener 


Friſt abgeliefert werden. 
8 ſt abgelief PS 
Geldſtrafen und Gegenſtände, deren Einziehung ausgeſprochen iſt, fallen dem Staate zu. 
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III. Gerichtliches Verfahren. 
8 382. 

Hat der Beſchuldigte oder ein Nebenbeteiligter auf gekichtliche Entſcheidung angetragen, ſo kann 
das Steueramt den Strafbeſcheid wegen des Antragſtellers bis zur Überſendung der Verhandlungen an 
die Staatsanwaltſchaft zurücknehmen. In dieſem Falle kann es das Verfahren einſtellen, nach weiteren 
Ermittelungen einen neuen Beſcheid erlaſſen oder die Sache an die Staatsanwaltſchaft zum gerichtlichen 
Verfahren abgeben. Der Antragſteller iſt zu benachrichtigen. 


8 883. 

Wird der Strafbeſcheid nicht zurückgenommen, ſo überſendet das Steueramt die Verhandlungen 
der Staatsanwaltſchaft mit dem Antrage, die Entſcheidung des Gerichts herbeizuführen. Die Staats- 
anwaltſchaft legt ſie dem Gerichte vor; eine Anklageſchrift wird nicht eingereicht. Wegen der örtlichen 
Zuſtändigkeit der Staatsanwaltſchaft und des Gerichts gilt $ 367, Abſ. 2. 5 

Wenn die Sache dem Schöffengericht überwieſen werden könnte, kann die Staatsanwaltſchaft die 
Zuſtändigkeit des Schöffengerichts dadurch begründen, daß ſie die Verhandlungen mit Zuſtimmung 92 
Steueramts dem Amtsrichter vorlegt. 

§ 384. 

Das Gericht hat den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung als unzuläſſig zu verwerten, wenn er 
nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeſchriebenen Form geſtelltiſt, oder wenn er nach § 371 wirkungslos iſt, 
weil Beſchwerde eingelegt iſt. Bei Verſäumung der Friſt kann nach den Vorſchriften der Strafpro- 
zeßordnung Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erteilt werden. a 

Verwirft das Gericht den Antrag nicht als unzuläſſig, ſo iſt die Hauptverhandlung anzuberaumen. 

Iſt der Beſchuldigte abweſend ($ 318 der Strafprozeßordnung), jo iſt gegen ihn nach den 88 320 
bis 326 der Strafprozeßordnung zu verfahren. 


Nach Überſendung der Verhandlungen an die Staatsanwaltſchaft kann das Steueramt den 
Strafbeſcheid nur mit deren Zuſtimmung zurücknehmen. Die Staatsanwaltſchaft teilt die Zurücknahme 
dem Gericht mit, wenn ſie ihm die Verhandlungen ſchon vorgelegt hat. Das Gericht ſtellt das Ver— 
fahren ein. 

Nach Beginn der Hauptverhandlung kann das Steueramt den Strafbeſcheid nur mit Zuſtimmung 
deſſen, der auf gerichtliche Entſcheidung angetragen hat, nach Verkündung des Urteils erſter Inſtanz 
überhaupt nicht mehr zurücknehmen. 58 

8 3886. 


Der Beſchuldigte oder der Nebenbeteiligte kann den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung bis zur 
Verkündung des Urteils erſter Inſtanz zurücknehmen, nach Beginn der Hauptverhandlung jedoch nur mit 
Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft und, falls es als Nebenkläger vertreten iſt, auch des Steueramts. 

Der Antrag gilt als zurückgenommen, wenn der Beſchuldigte oder der Nebenbeteiligte ohne 
genügenden Grund in der Hauptverhandlung ausbleibt und ſich nicht durch einen Verteidiger vertreten läßt. 

§ 887. 

Hat der geſetzliche Vertreter eines noch nicht achtzehn Jahre alten Beſchuldigten die gerichtliche 
Entſcheidung beantragt, ſo iſt auch der Beſchuldigte zu laden. Sein Erſcheinen kann erzwungen werden. 
Der geſetzliche Vertreter kann ſich durch einen Verteidiger vertreten laſſen, der mit einer ausdrücklich 
darauf gerichteten ſchriftlichen Vollmacht verſehen iſt. re 

Bleibt der geſetzliche Vertreter aus und läßt er ſich nicht vertreten, jo hat das Gericht gleichwohl 
zu verhandeln, wenn der Beſchuldigte ſelbſt erſcheint. Bleibt auch dieſer aus, jo gilt $ 886 Abſ. 2. 3 

8 388 


Iſt gerichtliche Entſcheidung beantragt, ſo hat das Steueramt für das weitere Verfahren die 5 


Rechte eines Nebenklägers. 


120 F 5 
Das Urteil und andere Entſcheidungen find dem Steueramt zuzuſtellen, auch wenn es bei der 
Verkündung vertreten geweſen iſt. Die Friſten für die Einlegung von Rechtsmitteln beginnen für das 
Steueramt erſt mit der Zuſtellung. Für Reviſionsanträge und für Erklärungen auf ſolche hat es einen 
Monat Friſt. Berufungsanträge, Reviſionsanträge und Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens 


kann es ſchriftlich ſelbſt ſtellen. 
N 8 389. 


Hängt eine Verurteilnng wegen Steuerhinterziehung oder Steuergefährdung davon ab, ob ein 


Steueranſpruch beſteht, oder ob und in welcher Höhe ein Steueranſpruch verkürzt oder ein Steuervorteil 


zu Unrecht gewährt iſt, und hat das Oberſte Steuergericht über dieſe Fragen entſchieden, ſo bindet deſſen 
Entſcheidung das Gericht. Liegt eine Entſcheidung des Oberſten Steuergerichts nicht vor, ſind die Fragen 
jedoch von Steuerbehörden oder Steuergerichten zu entſcheiden, ſo hat das Gericht das Strafverfahren 
auszuſetzen, bis über die Fragen rechtskräftig entſchieden worden iſt. Entſcheidet das Oberſte Steuer⸗ 


gericht, ſo bindet deſſen Entſcheidung das Gericht. Ergeht keine Entſcheidung des Oberſten Steuer- 


gerichts, jo hat das Gericht, wenn es von der rechtkräftigen Entſcheidung des Steueramtes oder der 
Rechtsmittelbehörde abweichen will, die Entſcheidung des Oberſten Steuergerichts einzuholen. Es über 
ſendet die Akten dem Oberſten Steuergericht. Dieſes entſcheidet im Beſchlußverfahren in der Beſetzung 
von fünf Mitgliedern. Seine Entſcheidung iſt bindend. Während der Ausſetzung des Verfahrens ruht 
die Verjährung. 2 
Weicht die Entſcheidung des Oberſten Steuergerichts von der rechtskräftigen Entſcheidung des 
Steueramtes oder der Rechtsmittelbehörde ab, jo iſt dieſe zu berichtigen; $ 179 Abſ. 2, 3, $ 180 gelten 


entſprechend. 
$ 390. 
Das Gericht ift bei der Entſcheidung an die im Strafbeſcheide feſtgeſetzte Strafe nicht gebunden. 


Stellt ſich heraus, daß die Tat der Strafbefugnis des Steueramtes entzogen war, ſo hat das 


Gericht, ohne in der Sache zu entſcheiden, den Strafbeſcheid durch Beſchluß aufzuheben und die Ver— 
handlungen der Staatsanwaltſchaft mitzuteilen; gegen den Beſchluß iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 
8 891. 


Kann eine durch Strafbeſcheid feſtgeſetzte Geldſtrafe oder die Strafe des Erſatzes des Wertes 


nichteinziehbarer Sachen nicht beigetrieben werden, ſo hat das Gericht auf Antrag des Steueramtes die Strafe 
in Freiheitsſtrafe umzuwandeln. Das Steueramt überſendet die Verhandlungen der Staatsanwallſchaft, 
die Entſcheidung ſteht dem Gericht zu, das für die Eröffnung des Hauptverfahrens zuſtändig geweſen 
wäre. Vor der Entſcheidung ſind die Staatsanwaltſchaft und der, gegen den die Strafe feſtgeſetzt iſt, 
ſowie das Steueramt zu hören. Gegen den Beſchluß iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 

N $ 392. 

Beamte der Steuerämter dürfen außerhalb des Freiſtaats wohnende Perſonen, von denen eine 
Geldſtrafe nicht eingezogen werden kann, beim Antreffen im Inland feſtnehmen. Sie haben ſie ohne Verzug 
der Straſvollſtreckungsbehörde vorzuführen. Dieſe hat die Erſatzfreiheitsſtrafe zu vollſtrecken oder, wenn 
eine ſolche noch nicht feſtgeſetzt iſt, die Entſcheidung über die Umwandlung ſofort herbeizuführen und die 


feſtgenommenen Perſonen ſo lange in Haft zu halten; die Haft iſt auf die Freiheitsſtrafe unverkürzt 


anzurechnen. 
> u $ 398. 


Erhebt die Staatsanwaltſchaft wegen einer Steuerzuwiderhandlung die öffentliche Klage, fo hat 
das Steueramt die Rechte eines Nebenklägers (§ 388). 

Lehnt die Staatsanwaltſchaft einen Antrag auf Verfolgung einer Steuerzuwiderhandlung ab, 
ſo kann das Steueramt die öffentliche Klage ſelbſt erheben. Sein Vertreter hat im weiteren Verfahren 
dieſelbe Stellung wie die Staatsanwaltſchaft im Verfahren auf öffentliche Klage. § 388, Abf. 2 gilt 
entſprechend. K 8 
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Hat das Steueramt die öffentliche Klage erhoben, jo kann die Staatsanwaltſchaft in jeder Lage 
des Verfahrens mitwirken. Sie bewirkt die Ladungen zur Hauptverhandlung und muß darin vertreten 
ſein. Die Entſcheidungen ſind ihr bekanntzugeben. Bis zur Rechtskraft des Urteils kann ſie die Ver⸗ 
ſolgung übernehmen. Das Verfahren wird in der Lage fortgeſetzt, in der es ſich befindet. Das Stener- 
amt hat die Rechte eines Nebenklägers (§ 388). i 

Die Vorſchrift des § 389 gilt auch in den Fällen dieſes Paragraphen. 

§ 394. f 
Iſt der Angeklagte in den Fällen des § 391 abweſend ($ 318 der Strafprozeßordnung), jo ift 


gegen ihn nach den §s 320 bis 326 der Strafprozeßordnung zu verfahren. 


§ 395. 
Wenn jemand als Nebenbeteiligter für die Geldſtrafe haftet, iſt eine Erſatzfreiheitsſtrafe nur 
zu vollſtrecken, nachdem das Steueramt gehört worden iſt und ſoweit es die Vollſtreckung beantragt. 
Gegenſtände, deren Einziehung ausgeſprochen iſt, ſind dem Steueramt auszuhändigen. f 
Hat das Gericht erkannt, daß die Verurteilung auf Koſten des Verurteilten bekannt zu machen 
ſei, ſo beſtimmt das Steueramt die Art der Bekanntmachung. 


§ 381 gilt auch bei gerichtlich erkannten Strafen. 
§ 397. 


Schließt das gerichtliche Verfahren mit einer Verurteilung, ſo gehören die notwendigen Auslagen 
des Steueramtes zu den Koſten des Verfahrens. f 
$ 308. 
Das Landesſteueramt kann die Befugniſſe der Steuerämter im gerichtlichen Verfahren auf be— 
ſtimmte Beamte — auch ſolche anderer Behörden übertragen. a 
IV. Niederſchlagung. 
§ 399. 
Der Senat iſt befugt, von der Einleitung oder Durchführung eines Verwaltungsſtrafverfahrens 


abzuſehen und im Verwaltungsſtraſverfahren erkannte Strafen zu erlaſſen; auch ſteht ihm das Recht 


der Begnadigung zu. 3 
Die Steuerämter jind befugt, mit Genehmigung des Landesſteueramtes von der Einleitung 


eder Durchführung einer Unterfuhung abzuſehen, wenn eine Hinterziehung nicht in Frage kommt und 


das Verſchulden des Täters geringfügig iſt. 
Aebergangs- und Schluß beſtimmungen. 
9 400. 

Das Steuergrundgeſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Der Senat wird ermächtigt, 
de zur Durchführung erforderlichen Maßnahmen zu treffen und bis zu dieſer Durchführung abweichende 
Beſtimmungen zu erlaſſen. Er kann ferner die zur Ueberleitung der Steuergeſetzgebung erforderlichen 
Deſtimmungen treffen. > 

§ 401. 


38 56, 88, 136 Abſ. 3, und § 184 Abſ. 1 gelten auch für Fälle, die in der Vergangenheit liegen. 
5 8402 


Die Vorſchriften über Verjährung gelten auch für die vor dem Inkrafttreten des Steuergrund⸗ 2 
geieges entſtandenen, noch nicht verjährten Anſprüche. Ye 
\ 31. Juli 1895 


Das gilt nicht für die auf dem Stempelſteuergeſetz vom 36. Juni 1008 in der Faſſung der | 8 
Velauntmachung vom 30. Juni 100 — G6. S. S. 535 — und des Geſetzes zur Aenderung des St 
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. pelſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 — G. Bl. S. 922, S. 11 — beruhenden Steueranſprüche, 
BR für welche die Stempelſteuer auf einen Bruchteil des Wertes des Gegenſtandes zu bemeſſen ift. Für 


dieſe Anſprüche bewendet es bei der Vorſchrift des § 27 (Stempelſteuergeſetzes). a 
Die Vorſchriften des Abſatz 1 gelten auch für Erſtattungs⸗ und Vergütungsanſprüche, die aus 


72 Rechtsgründen zugelaſſen ſind. 
„ 5 8 408. 


R Die §s 459 bis 469 der Strafprozeßordnung treten für den Geltungsbereich des Steuergrund. 
Si gejeges außer Kraft. Das gleiche gilt für den Artikel 104 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
4 2 \ Geſetzbuch. N 5 
8 404. 

3 Die vor dem Inkrafttreten des Sieuerhrundgeſehes beten Steuergeſetze treten inſoweit 
fe: außer Kraft, als fie mit dem Steuergrundgeſetz nicht in Einklang ſtehen und in & 406 keine Ausnahmen 
Be enthalten find. 

Er. 5 405. 


Der Senat wird ermächtigt, die im § 404 bezeichneten Geſetze dem Steuergrundgeſetz anzu⸗ 
paſſen und ſie in neuer Faſſung zu veröffentlichen. 
ar | Die neuen Faſſungen der Geſetze bedürfen der Zuſtimmung des vom Senat beauftragten Finanz⸗ 
ſenators. Sie treten mit dem auf ihre Verkündung folgenden Tag an die Stelle der alten Faſſungen. 
§ 406. 
Die Vorſchrift des § 404 findet bis zum Intrafttreten der neuen Geſetzesfaſſungen auf die ma⸗ 
teriellen Strafvorſchriften keine Anwendung. Der 8 315 tritt für alle Steuergeſetze jofort in Kraft. 


§ 407. 
Als Rechtsmittelverfahren wird auf Grund des § 184 Abſ. 2 das Anfechtungsverfahren gegeben 
in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der Abgaben nach 


ei = 31. Juli 1895 g 8 = 
a) dem Stempelſteuergeſetz vom 26. Juni 1900 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 


Juni 1909 und des Geſetzes zur Aenderung des Stempelſteuergeſetzes vom 28. De 
— 1921, 
pb! dem Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 in der durch das Geſetz vom 26. Juli 1918 ge- 
änderten Faſſung, 
o) dem Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 in der durch die Geſetze vom 17. Juni 1916, 
vom 8. April 1917, und vom 26. Juli 1918 geänderten Faſſung, dem Verſicherungsſteuer⸗ 
geſetz vom 6. Juli 1922 und dem Börſenſteuer⸗ und Deviſenumſatzſteuergeſetz vom 10. Juli 1922, 
d) dem Geſetz- über die Beſteuerung des Perfonen- und Güterverkehrs vom 8. April 1917 in 
) der durch die Verordnung des Staatsrats- vom 23. September 1920 geänderten Faſſung, 
i e) dem Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 28. Dezember 1921, 
f) dem Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906, 
g) dem en vom 10. September 1919. 
§ 408. 
12, Abſ. 1 des N vom 12. September 1919 > durch 8 103 nicht berührt. 
5 409. 
$ 47, Abſ. 1 bis 5 und Ab. 7 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 10. September 1919 werden 
aufgehoben. 


4 


8 410. 
§ 11, Satz 2 und 8 12, Abſ. 2, Satz 3 des Grunderwerbſteuergeſetzes vom 12. September 1919 
werden aufgehoben. § 15 dieſes Geſetzes wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 


et 


Geht ein Grundſtück, das mehreren zur geſamten Hand gehört, an einen oder mehrere Mit⸗ 
berechtigten über, ſo wird die Steuer ſo berechnet, als ob die Beteiligten nach Bruchteilen berechtigt 
wären; der Bruchteil der Erwerber bleibt unberückſichtigt. Die Höhe der Bruchteile iſt nach den An⸗ 
teilen zu beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur geſamten Hand berechtigt find, 
oder nach Verhältnis deſſen, was ihnen bei Auflöſung der Gemeinſchaft zufallen würde. 

Abſatz 1 gilt inſoweit nicht, als die Anteilsberechtigung des Erwerbers, oder wenn die Erben 
eines Mitberechtigten oder Geſellſchafter Erwerber find, die Anteilsberechtigung des Erblaſſers nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch den Erwerb von Anteilen anderer Mitberechtigter oder Geſellſchafter 
mittels Rechtsgeſchäfte unter Lebenden begründet worden iſt. 

Die Vorſchrift des Abſatz 1 gilt ſinngemäß, wenn eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand ein 
Grundſtück von einem Mitberechtigten erwirbt. Der nach Abſatz 1 zu ermittelnde Anteil des Veräußerers 
bleibt unberückſichtigt. J 

§ 411. 

Die auf Grund des Erſchaftsſteuergeſetzes vom 40. September 1919 und des Grunderwerbs⸗ 
ſteuergeſetzes vom 12. September 1919 vor dem Inkrafttreten des Steuergrundgeſetzes eingetretenen 
ſteuerpflichtigen Fälle find, ſoweit fie noch nicht erledigt find, vom Inkrafttreten des Steuergrundgeſetzes 
ab nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu erledigen. 

8 412. 

Die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über das Verwaltungsſtrafverfahren gelten auch für 

das Vergehen des Bannbruchs im Sinne der 88 134, 136, 137 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1867, 
§ 41053. 

Das Landesſteueramt kann Befugniſſe, die nach dieſem Geſetze den an ſich zuſtändigen Steuer- 

ämtern zuſtehen, auf andere Stenerämter übertragen. 
0 5 8 404. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 


Danzig, den 11. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Lahm. Dr, Volkmann. 
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